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Zweiter Teil 
Verfassung und Verwaltung der Gemeinde 
1. Abschnitt 
Gemeindeorgane und ihre Hilfskräfte 
 
 
Art. 29 Hauptorgane 
Die Gemeinde wird durch den Gemeinderat verwaltet, soweit nicht der erste Bürgermeister 
selbständig entscheidet (Art. 37).  
a) Der Gemeinderat und seine Ausschüsse 
 
Art. 30 Rechtsstellung; Aufgaben des Gemeinderats 
(1) Der Gemeinderat ist die Vertretung der Gemeindebürger. Er führt in Städten die 
Bezeichnung Stadtrat, in Märkten die Bezeichnung Marktgemeinderat.  
(2) Der Gemeinderat entscheidet im Rahmen des Art. 29 über alle Angelegenheiten, für die 
nicht beschließende Ausschüsse (Art. 32) bestellt sind.  
(3) Der Gemeinderat überwacht die gesamte Gemeindeverwaltung, insbesondere auch die 
Ausführung seiner Beschlüsse.  
 
Art. 32 Aufgaben der Ausschüsse 
(1) Der Gemeinderat kann vorberatende Ausschüsse bilden.  



(2) Der Gemeinderat kann die Verwaltung bestimmter Geschäftszweige oder die Erledigung 
einzelner Angelegenheiten beschließenden Ausschüssen (Gemeindesenaten) übertragen. 
Auf beschließende Ausschüsse können nicht übertragen werden 

1. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, zu deren Erledigung die Gemeinde der 
Genehmigung bedarf, 

2. der Erlass von Satzungen und Verordnungen, ausgenommen alle Bebauungspläne 
und alle sonstige Satzungen nach den Vorschriften des Ersten Kapitels des 
Baugesetzbuchs sowie alle örtlichen Bauvorschriften im Sinn des Art. 81 BayBO, 
auch in den Fällen des Art. 81 Abs. 2 BayBO, 

3. die Beschlussfassung über die allgemeine Regelung der Bezüge der 
Gemeindebediensteten und über beamten-, besoldungs-, versorgungs- und 
disziplinarrechtliche Angelegenheiten der Bürgermeister und der berufsmäßigen 
Gemeinderatsmitglieder, soweit nicht das Gesetz über kommunale Wahlbeamte oder 
das Bayerische Disziplinargesetz etwas anderes bestimmen, 

4. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und über die 
Nachtragshaushaltssatzungen (Art. 65 und 68), 

5. die Beschlussfassung über den Finanzplan (Art. 70), 

6. die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe 
und der Krankenhäuser mit kaufmännischem Rechnungswesen sowie die 
Beschlussfassung über die Entlastung (Art. 102), 

7. Entscheidungen über gemeindliche Unternehmen im Sinn von Art. 96, 

8. die hinsichtlich der Eigenbetriebe dem Gemeinderat im übrigen vorbehaltenen 
Angelegenheiten (Art. 88), 

9. die Bestellung und die Abberufung des Leiters des Rechnungsprüfungsamts sowie 
seines Stellvertreters, 

10. die Beschlussfassung über Änderungen von bewohntem Gemeindegebiet. 

(3) Beschließende Ausschüsse erledigen die ihnen übertragenen Angelegenheiten an Stelle 
des Gemeinderats, wenn nicht der erste Bürgermeister oder sein Stellvertreter im 
Ausschuss, ein Drittel der stimmberechtigten Ausschussmitglieder oder ein Viertel der 
Gemeinderatsmitglieder binnen einer Woche die Nachprüfung durch den Gemeinderat 
beantragt. Soweit ein Beschluss eines Ausschusses die Rechte Dritter berührt, wird er erst 
nach Ablauf einer Frist von einer Woche wirksam.  
(4) Der Gemeinderat kann in der Geschäftsordnung eine Ferienzeit bis zu sechs Wochen 
bestimmen. Für die Dauer der Ferienzeit ist ein Ferienausschuss nach den für 
beschließende Ausschüsse geltenden Vorschriften zu bilden, der alle Aufgaben erledigt, für 
die sonst der Gemeinderat oder ein beschließender Ausschuss zuständig ist; die Absätze 2 
und 3 sind nicht anzuwenden. Der Ferienausschuss kann jedoch keine Aufgaben erledigen, 
die dem Werkausschuss obliegen oder kraft Gesetzes von besonderen Ausschüssen 
wahrgenommen werden müssen oder nach der Geschäftsordnung nicht vom 
Ferienausschuss wahrgenommen werden dürfen.  
(5) Der Gemeinderat kann Ausschüsse jederzeit auflösen.  
 
Art. 38 Verpflichtungsgeschäfte; Vertretung der Gemeinde nach außen  

(1) Der erste Bürgermeister vertritt die Gemeinde nach außen.  



(2) Erklärungen, durch welche die Gemeinde verpflichtet werden soll, bedürfen der 
Schriftform oder müssen in elektronischer Form mit einer dauerhaft überprüfbaren 
qualifizierten elektronischen Signatur versehen sein; das gilt nicht für ständig 
wiederkehrende Geschäfte des täglichen Lebens, die finanziell von unerheblicher Bedeutung 
sind. Die Erklärungen sind durch den ersten Bürgermeister oder seinen Stellvertreter unter 
Angabe der Amtsbezeichnung zu unterzeichnen. Sie können auf Grund einer den 
vorstehenden Erfordernissen entsprechenden Vollmacht auch von Gemeindebediensteten 
unterzeichnet werden.  
 
Art. 47 Sitzungszwang; Beschlussfähigkeit 
(1) Der Gemeinderat beschließt in Sitzungen.  
(2) Er ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und die 
Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist.  
(3) Wird der Gemeinderat zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand 
zusammengerufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. 
Bei der zweiten Einladung muss auf diese Bestimmung hingewiesen werden.  
 
Art. 61 Allgemeine Haushaltsgrundsätze 
(1) Die Gemeinde hat ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass die stetige 
Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Die dauernde Leistungsfähigkeit der Gemeinde ist 
sicherzustellen, eine Überschuldung ist zu vermeiden. Dabei ist den Erfordernissen des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts und dem § 51a des Haushaltsgrundsätzegesetzes 
Rechnung zu tragen, insbesondere der Verantwortung zur Einhaltung der Bestimmungen in 
Art. 104 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und des europäischen 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes nachzukommen.  
(2) Die Haushaltswirtschaft ist sparsam und wirtschaftlich zu planen und zu führen. Aufgaben 
sollen in geeigneten Fällen daraufhin untersucht werden, ob und in welchem Umfang sie 
durch nichtkommunale Stellen, insbesondere durch private Dritte oder unter Heranziehung 
Dritter, mindestens ebenso gut erledigt werden können.  
(3) Bei der Führung der Haushaltswirtschaft hat die Gemeinde finanzielle Risiken zu 
minimieren. Ein erhöhtes Risiko liegt vor, wenn besondere Umstände, vor allem ein grobes 
Missverhältnis bei der Risikoverteilung zu Lasten der Gemeinde, die Gefahr eines 
erheblichen Vermögensschadens begründen.  
(4) Die Haushaltswirtschaft ist nach den Grundsätzen der doppelten kommunalen 
Buchführung oder nach den Grundsätzen der Kameralistik zu führen.  
 
Art. 62 Grundsätze der Einnahmebeschaffung 
(1) Die Gemeinde erhebt Abgaben nach den gesetzlichen Vorschriften.  
(2) Sie hat die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Einnahmen  

1. soweit vertretbar und geboten aus besonderen Entgelten für die von ihr erbrachten 
Leistungen, 

2. im übrigen aus Steuern 
zu beschaffen, soweit die sonstigen Einnahmen nicht ausreichen. 
(3) Die Gemeinde darf Kredite nur aufnehmen, wenn eine andere Finanzierung nicht möglich 
ist oder wirtschaftlich unzweckmäßig wäre.  
 



Art. 69 Vorläufige Haushaltsführung 
(1) Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht bekannt gemacht, so 
darf die Gemeinde  

1. finanzielle Leistungen erbringen, zu denen sie rechtlich verpflichtet ist oder die für die 
Weiterführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind; sie darf insbesondere 
Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen des Finanzhaushalts 
beziehungsweise des Vermögenshaushalts, für die im Haushaltsplan eines Vorjahres 
Beträge vorgesehen waren, fortsetzen, 

2. die in der Haushaltssatzung jährlich festzusetzenden Abgaben nach den Sätzen des 
Vorjahres erheben, 

3. Kredite umschulden, 
4. Kassenkredite bis zu dem zuletzt in einer Haushaltssatzung festgesetzten 

Höchstbetrag oder, wenn besondere Umstände im Einzelfall eine Erhöhung 
rechtfertigen, auch darüber hinaus aufnehmen. 

(2) Reichen die Deckungsmittel für die Fortsetzung der Bauten, der Beschaffungen und der 
sonstigen Leistungen nach Abs. 1 Nr. 1 nicht aus, darf die Gemeinde Kredite für 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen bis zu einem Viertel des 
durchschnittlichen Betrags der für die vier Vorjahre festgesetzten Kredite aufnehmen. Eine 
angemessene Erhöhung dieser Kreditaufnahme ist zulässig, wenn besondere Umstände im 
Einzelfall die Erhöhung rechtfertigen.  
(3) Der Stellenplan des Vorjahres gilt weiter, bis die Haushaltssatzung für das neue Jahr 
erlassen ist.  
(4) Maßnahmen nach Abs. 1 Nr. 4 Halbsatz 2 und Abs. 2 bedürfen der Genehmigung. Die 
Gemeinde hat im Antrag darzulegen, wie und bis wann sie den Erlass einer 
Haushaltssatzung sicherstellen kann. Die Genehmigung darf den Zielen der 
Wiederherstellung einer geordneten Haushaltswirtschaft und der dauernden 
Leistungsfähigkeit nicht widersprechen; sie kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt 
werden.  
 
Art. 70 Mittelfristige Finanzplanung 
(1) Die Gemeinde hat ihrer Haushaltswirtschaft eine fünfjährige Finanzplanung zugrunde zu 
legen. Das erste Planungsjahr der Finanzplanung ist das laufende Haushaltsjahr.  
(2) Als Unterlage für die Finanzplanung ist ein Investitionsprogramm aufzustellen.  
(3) Im Finanzplan sind Umfang und Zusammensetzung der voraussichtlichen Aufwendungen 
und Auszahlungen beziehungsweise Ausgaben und die Deckungsmöglichkeiten 
darzustellen.  
(4) Der Finanzplan ist dem Gemeinderat spätestens mit dem Entwurf der Haushaltssatzung 
vorzulegen.  
(5) Der Finanzplan und das Investitionsprogramm sind jährlich der Entwicklung anzupassen 
und fortzuführen.  
 



2. Abschnitt 
Kreditwesen 
 
Art. 71 Kredite 
(1) Kredite dürfen unter der Voraussetzung des Art. 62 Abs. 3 nur im Finanzhaushalt 
beziehungsweise im Vermögenshaushalt und nur für Investitionen, für 
Investitionsförderungsmaßnahmen und zur Umschuldung aufgenommen werden.  
(2) Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen bedarf im Rahmen der Haushaltssatzung der 
Genehmigung (Gesamtgenehmigung). Die Genehmigung soll unter dem Gesichtspunkt einer 
geordneten Haushaltswirtschaft erteilt oder versagt werden; sie kann unter Bedingungen und 
Auflagen erteilt werden. Sie ist in der Regel zu versagen, wenn die Kreditverpflichtungen mit 
der dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde nicht im Einklang stehen.  
(3) Die Kreditermächtigung gilt bis zum Ende des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres 
und, wenn die Haushaltssatzung für das übernächste Jahr nicht rechtzeitig amtlich bekannt 
gemacht wird, bis zum Erlass dieser Haushaltssatzung.  
(4) Die Aufnahme der einzelnen Kredite bedarf der Genehmigung (Einzelgenehmigung), 
sobald die Kreditaufnahmen für die Gemeinden nach § 19 des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft beschränkt worden sind. Die 
Einzelgenehmigung kann nach Maßgabe der Kreditbeschränkungen versagt werden.  
(5) Das Staatsministerium des Innern kann im Einvernehmen mit den Staatsministerien der 
Finanzen und für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie durch Rechtsverordnung 
die Aufnahme von Krediten von der Genehmigung (Einzelgenehmigung) abhängig machen, 
wenn der Konjunkturrat für die öffentliche Hand nach § 18 Abs. 2 des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft eine Beschränkung der 
Kreditaufnahme durch die Gemeinden und Gemeindeverbände empfohlen hat. Die 
Genehmigung ist zu versagen, wenn dies zur Abwehr einer Störung des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts geboten ist oder wenn die Kreditbedingungen 
wirtschaftlich nicht vertretbar sind. Solche Rechtsverordnungen sind auf längstens ein Jahr 
zu befristen.  
(6) Die Gemeinde darf zur Sicherung des Kredits keine Sicherheiten bestellen. Die 
Rechtsaufsichtsbehörde kann Ausnahmen zulassen, wenn die Bestellung von Sicherheiten 
der Verkehrsübung entspricht.  
 
Art. 72 Kreditähnliche Verpflichtungen; Sicherheiten 
(1) Der Abschluss von Rechtsgeschäften, die der Kreditaufnahme wirtschaftlich 
gleichkommen, bedarf der Genehmigung.  
(2) Die Gemeinde darf Bürgschaften, Gewährverträge und Verpflichtungen aus verwandten 
Rechtsgeschäften, die ein Einstehen für fremde Schuld oder für den Eintritt oder Nichteintritt 
bestimmter Umstände zum Gegenstand haben, nur zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
übernehmen. Die Rechtsgeschäfte bedürfen der Genehmigung, wenn sie nicht im Rahmen 
der laufenden Verwaltung abgeschlossen werden.  
(3) Die Gemeinde bedarf zur Bestellung von Sicherheiten zugunsten Dritter der 
Genehmigung.  
(4) Für die Genehmigung gelten Art. 71 Abs. 2 Sätze 2 und 3, im Fall der vorläufigen 
Haushaltsführung Art. 69 Abs. 4 Sätze 2 und 3 entsprechend. Die Genehmigung ist zu 
versagen, wenn das Rechtsgeschäft nicht eine Investition zum Gegenstand hat, sondern auf 



die Erzielung wirtschaftlicher Vorteile dadurch gerichtet ist, dass die Gemeinde einem Dritten 
inländische steuerliche Vorteile verschafft.  
(5) Das Staatsministerium des Innern kann im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der 
Finanzen durch Rechtsverordnung Rechtsgeschäfte von der Genehmigung freistellen,  

1. die die Gemeinden zur Erfüllung bestimmter Aufgaben eingehen oder 
2. die für die Gemeinden keine besondere Belastung bedeuten oder 
3. die ihrer Natur nach regelmäßig wiederkehren. 

 
Art. 73 Kassenkredite 
(1) Zur rechtzeitigen Leistung ihrer Auszahlungen beziehungsweise Ausgaben kann die 
Gemeinde Kassenkredite bis zu dem in der Haushaltssatzung festgesetzten Höchstbetrag 
aufnehmen, soweit für die Kasse keine anderen Mittel zur Verfügung stehen.  
(2) Der in der Haushaltssatzung festgesetzte Höchstbetrag soll für die Haushaltswirtschaft 
ein Fünftel der im Finanzhaushalt veranschlagten Einzahlungen aus der laufenden 
Verwaltungstätigkeit beziehungsweise ein Sechstel der im Verwaltungshaushalt 
veranschlagten Einnahmen und für den Eigenbetrieb ein Sechstel der im Erfolgsplan 
vorgesehenen Erträge nicht übersteigen.  
 
Gemeindliche Unternehmen 
Art. 86 Rechtsformen 
Die Gemeinde kann Unternehmen außerhalb ihrer allgemeinen Verwaltung in folgenden 
Rechtsformen betreiben:  

1. als Eigenbetrieb, 
2. als selbständiges Kommunalunternehmen des öffentlichen Rechts, 
3. in den Rechtsformen des Privatrechts. 

 
Art. 87 Allgemeine Zulässigkeit von Unternehmen und Beteiligungen  
(1) Die Gemeinde darf ein Unternehmen im Sinn von Art. 86 nur errichten, übernehmen oder 
wesentlich erweitern, wenn  

1. ein öffentlicher Zweck das Unternehmen erfordert, insbesondere wenn die Gemeinde 
mit ihm gesetzliche Verpflichtungen oder ihre Aufgaben gemäß Art. 83 Abs. 1 der 
Verfassung und Art. 57 dieses Gesetzes erfüllen will, 

2. das Unternehmen nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde und zum voraussichtlichen Bedarf steht, 

3. die dem Unternehmen zu übertragenden Aufgaben für die Wahrnehmung außerhalb 
der allgemeinen Verwaltung geeignet sind, 

4. bei einem Tätigwerden außerhalb der kommunalen Daseinsvorsorge der Zweck nicht 
ebenso gut und wirtschaftlich durch einen anderen erfüllt wird oder erfüllt werden 
kann. 

Alle Tätigkeiten oder Tätigkeitsbereiche, mit denen die Gemeinde oder ihre Unternehmen an 
dem vom Wettbewerb beherrschten Wirtschaftsleben teilnehmen, um Gewinn zu erzielen, 
entsprechen keinem öffentlichen Zweck. Soweit Unternehmen entgegen Satz 2 vor dem 1. 
September 1998 errichtet oder übernommen wurden, dürfen sie weitergeführt, jedoch nicht 
erweitert werden.  
(2) Die Gemeinde darf mit ihren Unternehmen außerhalb des Gemeindegebiets nur tätig 
werden, wenn dafür die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen und die berechtigten 
Interessen der betroffenen kommunalen Gebietskörperschaften gewahrt sind. Bei der 



Versorgung mit Strom und Gas gelten nur die Interessen als berechtigt, die nach den 
Vorschriften des Energiewirtschaftsgesetzes eine Einschränkung des Wettbewerbs 
zulassen.  
(3) Für die Beteiligung der Gemeinde an einem Unternehmen gilt Absatz 1 entsprechend. 
Absatz 2 gilt entsprechend, wenn sich die Gemeinde an einem auch außerhalb ihres Gebiets 
tätigen Unternehmen in einem Ausmaß beteiligt, das den auf das Gemeindegebiet 
entfallenden Anteil an den Leistungen des Unternehmens erheblich übersteigt.  
(4) Bankunternehmen darf die Gemeinde weder errichten noch sich an ihnen beteiligen. Für 
das öffentliche Sparkassenwesen verbleibt es bei den besonderen Vorschriften. Die 
Gemeinde kann einen einzelnen Geschäftsanteil an einer eingetragenen 
Kreditgenossenschaft erwerben, wenn eine Nachschusspflicht ausgeschlossen oder die 
Haftsumme auf einen bestimmten Betrag beschränkt ist.  
 
Art. 88 Eigenbetriebe 
(1) Eigenbetriebe sind gemeindliche Unternehmen, die außerhalb der allgemeinen 
Verwaltung als Sondervermögen ohne eigene Rechtspersönlichkeit geführt werden.  
(2) Für Eigenbetriebe bestellt der Gemeinderat eine Werkleitung und einen Werkausschuss.  
(3) Die Werkleitung führt die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebs. Sie ist insoweit zur 
Vertretung nach außen befugt; der Gemeinderat kann ihr mit Zustimmung des ersten 
Bürgermeisters weitere Vertretungsbefugnisse übertragen. Die Werkleitung ist 
Dienstvorgesetzter der Beamten im Eigenbetrieb und führt die Dienstaufsicht über sie und 
die im Eigenbetrieb tätigen Angestellten und Arbeiter. Der Gemeinderat kann mit 
Zustimmung des ersten Bürgermeisters der Werkleitung für Beamte, Angestellte und Arbeiter 
im Eigenbetrieb personalrechtliche Befugnisse in entsprechender Anwendung von Art. 43 
Abs. 2 übertragen.  
(4) Im übrigen beschließt über die Angelegenheiten des Eigenbetriebs der Werkausschuss, 
soweit nicht der Gemeinderat sich die Entscheidung allgemein vorbehält oder im Einzelfall 
an sich zieht. Der Werkausschuss ist ein beschließender Ausschuss im Sinn der Art. 32 und 
55 . Im Fall des Art. 43 Abs. 1 Satz 2 sollen Befugnisse gegenüber Beamten, Angestellten 
und Arbeitern im Eigenbetrieb auf den Werkausschuss übertragen werden.  
(5) Die Art. 61, 62, 67, 69 bis 72, 73 Abs. 1, Art. 74, 75, 77, 100 Abs. 4 und Art. 101 gelten 
entsprechend. Im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften werden die Angelegenheiten des 
Eigenbetriebs durch eine Betriebssatzung geregelt.  
(6) Die Gemeinde kann Einrichtungen innerhalb der allgemeinen Verwaltung (Regiebetriebe) 
ganz oder teilweise nach den Vorschriften über die Wirtschaftsführung der Eigenbetriebe 
führen, wenn die Abweichung von den allgemeinen kommunalwirtschaftlichen Vorschriften 
nach Art und Umfang der Einrichtung zweckmäßig ist. Hierbei können auch Regelungen 
getroffen werden, die von einzelnen für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften abweichen.  
 
Art. 89 Selbständige Kommunalunternehmen des öffentlichen Rechts  
(1) Die Gemeinde kann selbständige Unternehmen in der Rechtsform einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts (Kommunalunternehmen) errichten oder bestehende Regie- und 
Eigenbetriebe im Weg der Gesamtrechtsnachfolge in Kommunalunternehmen umwandeln. 
Das Kommunalunternehmen kann sich nach Maßgabe der Unternehmenssatzung und in 
entsprechender Anwendung der für die Gemeinde geltenden Vorschriften an anderen 
Unternehmen beteiligen, wenn das dem Unternehmenszweck dient.  



(2) Die Gemeinde kann dem Kommunalunternehmen einzelne oder alle mit einem 
bestimmten Zweck zusammenhängende Aufgaben ganz oder teilweise übertragen. Sie kann 
nach Maßgabe des Art. 24 durch gesonderte Satzung einen Anschluss- und 
Benutzungszwang zugunsten des Kommunalunternehmens festlegen und das Unternehmen 
zur Durchsetzung entsprechend Art. 27 ermächtigen. Sie kann ihm auch das Recht 
einräumen, an ihrer Stelle Satzungen und, soweit Landesrecht zu deren Erlass ermächtigt, 
auch Verordnungen für das übertragene Aufgabengebiet zu erlassen; Art. 26 gilt sinngemäß.  
(2a) Ein Unternehmen in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft, an dem ausschließlich die 
Gemeinde beteiligt ist, kann durch Formwechsel in ein Kommunalunternehmen umgewandelt 
werden. Die Umwandlung ist nur zulässig, wenn keine Sonderrechte im Sinn des § 23 des 
Umwandlungsgesetzes (UmwG) und keine Rechte Dritter an den Anteilen der Gemeinde 
bestehen. Der Formwechsel setzt den Erlass der Unternehmenssatzung durch die 
Gemeinde und einen sich darauf beziehenden Umwandlungsbeschluss der 
formwechselnden Gesellschaft voraus. Die §§ 193 bis 195, 197 bis 199, 200 Abs. 1 und § 
201 UmwG sind entsprechend anzuwenden. Die Anmeldung zum Handelsregister 
entsprechend § 198 UmwG erfolgt durch das vertretungsberechtigte Organ der 
Kapitalgesellschaft. Abweichend von Abs. 3 Satz 4 wird die Umwandlung einer 
Kapitalgesellschaft in ein Kommunalunternehmen mit dessen Eintragung oder, wenn es nicht 
eingetragen wird, mit der Eintragung der Umwandlung in das Handelsregister wirksam; § 202 
Abs. 1 und 3 UmwG ist entsprechend anzuwenden. Ist bei der Kapitalgesellschaft ein 
Betriebsrat eingerichtet, bleibt dieser nach dem Wirksamwerden der Umwandlung als 
Personalrat des Kommunalunternehmens bis zu den nächsten regelmäßigen 
Personalratswahlen bestehen.  
(3) Die Gemeinde regelt die Rechtsverhältnisse des Kommunalunternehmens durch eine 
Unternehmenssatzung. Die Unternehmenssatzung muss Bestimmungen über den Namen 
und die Aufgaben des Unternehmens, die Anzahl der Mitglieder des Vorstands und des 
Verwaltungsrats und die Höhe des Stammkapitals enthalten. Die Gemeinde hat die 
Unternehmenssatzung und deren Änderungen gemäß Art. 26 Abs. 2 bekanntzumachen. Das 
Kommunalunternehmen entsteht am Tag nach der Bekanntmachung, wenn nicht in der 
Unternehmenssatzung ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist.  
(4) Die Gemeinde haftet für die Verbindlichkeiten des Kommunalunternehmens 
unbeschränkt, soweit nicht Befriedigung aus dessen Vermögen zu erlangen ist 
(Gewährträgerschaft).  
 
Art. 90 Organe des Kommunalunternehmens; Personal 
(1) Das Kommunalunternehmen wird von einem Vorstand in eigener Verantwortung geleitet, 
soweit nicht gesetzlich oder durch die Unternehmenssatzung etwas anderes bestimmt ist. 
Der Vorstand vertritt das Kommunalunternehmen nach außen. Die Gemeinde hat darauf 
hinzuwirken, dass jedes Vorstandsmitglied vertraglich verpflichtet wird, die ihm im 
Geschäftsjahr jeweils gewährten Bezüge im Sinn von § 285 Nr. 9 Buchst. a des 
Handelsgesetzbuchs der Gemeinde jährlich zur Veröffentlichung mitzuteilen.  
(2) Die Geschäftsführung des Vorstands wird von einem Verwaltungsrat überwacht. Der 
Verwaltungsrat bestellt den Vorstand auf höchstens fünf Jahre; eine erneute Bestellung ist 
zulässig. Er entscheidet außerdem über  

1. den Erlass von Satzungen und Verordnungen gemäß Art. 89 Abs. 2 Satz 3, 
2. die Feststellung des Wirtschaftsplans und des Jahresabschlusses, 
3. die Festsetzung allgemein geltender Tarife und Entgelte für die Leistungsnehmer, 



4. die Beteiligung des Kommunalunternehmens an anderen Unternehmen, 
5. die Bestellung des Abschlussprüfers, 
6. die Ergebnisverwendung. 

Im Fall des Satzes 3 Nr. 1 unterliegen die Mitglieder des Verwaltungsrats den Weisungen 
des Gemeinderats. Die Unternehmenssatzung kann vorsehen, dass der Gemeinderat den 
Mitgliedern des Verwaltungsrats auch in bestimmten anderen Fällen Weisungen erteilen 
kann. Die Abstimmung entgegen der Weisung berührt die Gültigkeit des Beschlusses des 
Verwaltungsrats nicht. Für den Ausschluss wegen persönlicher Beteiligung gilt Art. 49 
entsprechend.  
(3) Der Verwaltungsrat besteht aus dem vorsitzenden Mitglied und den übrigen Mitgliedern. 
Den Vorsitz führt der erste Bürgermeister; mit seiner Zustimmung kann der Gemeinderat 
eine andere Person zum vorsitzenden Mitglied bestellen. Das vorsitzende Mitglied nach Satz 
2 Halbsatz 2 und die übrigen Mitglieder des Verwaltungsrats werden vom Gemeinderat für 
sechs Jahre bestellt. Die Amtszeit von Mitgliedern des Verwaltungsrats, die dem 
Gemeinderat angehören, endet mit dem Ende der Wahlzeit oder dem vorzeitigen 
Ausscheiden aus dem Gemeinderat oder bei berufsmäßigen Gemeinderatsmitgliedern mit 
dem Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis. Die Mitglieder des Verwaltungsrats üben ihr 
Amt bis zum Amtsantritt der neuen Mitglieder weiter aus. Mitglieder des Verwaltungsrats 
können nicht sein:  

1. Beamte und leitende oder hauptberufliche Angestellte des Kommunalunternehmens, 
2. leitende Beamte und leitende Angestellte von juristischen Personen oder sonstigen 

Organisationen des öffentlichen oder privaten Rechts, an denen das 
Kommunalunternehmen mit mehr als 50 v.H. beteiligt ist; eine Beteiligung am 
Stimmrecht genügt, 

3. Beamte und Angestellte der Rechtsaufsichtsbehörde, die unmittelbar mit Aufgaben 
der Aufsicht über das Kommunalunternehmen befasst sind. 

(4) Das Kommunalunternehmen hat das Recht, Dienstherr von Beamten zu sein, wenn es 
auf Grund einer Aufgabenübertragung nach Art. 89 Abs. 2 hoheitliche Befugnisse ausübt. 
Wird es aufgelöst, hat die Gemeinde die Beamten und die Versorgungsempfänger zu 
übernehmen. Wird das Unternehmensvermögen ganz oder teilweise auf andere juristische 
Personen des öffentlichen Rechts mit Dienstherrnfähigkeit übertragen, so gelten für die 
Übernahme und die Rechtsstellung der Beamten und der Versorgungsempfänger des 
Kommunalunternehmens Art. 51 bis 54 und 69 BayBG, bei länderübergreifendem 
Vermögensübergang §§ 16 bis 19 des Beamtenstatusgesetzes .  
(5) Beamten in einem Regie- oder Eigenbetrieb, der nach Art. 89 Abs. 1 Satz 1 ganz oder 
teilweise in ein Kommunalunternehmen umgewandelt wird, kann im dienstlichen oder 
öffentlichen Interesse mit ihrer Zustimmung eine ihrem Amt entsprechende Tätigkeit bei dem 
Kommunalunternehmen zugewiesen werden. Die Zuweisung bedarf nicht der Zustimmung 
des Beamten, wenn dringende öffentliche Interessen sie erfordern. Die Rechtsstellung des 
Beamten bleibt unberührt. Über die Zuweisung entscheidet die oberste Dienstbehörde.  
 
Art. 91 Sonstige Vorschriften für Kommunalunternehmen 
(1) Der Jahresabschluss und der Lagebericht von Kommunalunternehmen werden nach den 
für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Handelsgesetzbuchs aufgestellt 
und geprüft, sofern nicht weitergehende gesetzliche Vorschriften gelten oder andere 
gesetzliche Vorschriften entgegenstehen.  



(2) Die Organe der Rechnungsprüfung der Gemeinde haben das Recht, sich zur Klärung von 
Fragen, die bei der Prüfung nach Art. 106 Abs. 4 Sätze 2 und 3 auftreten, unmittelbar zu 
unterrichten und zu diesem Zweck den Betrieb, die Bücher und Schriften des 
Kommunalunternehmens einzusehen.  
(3) Die Art. 4 Abs. 2, Art. 61, 62, 69, 70, 74, 75, 77 und 101 und die Vorschriften des Vierten 
Teils über die staatliche Aufsicht und die Rechtsmittel sind auf das Kommunalunternehmen 
sinngemäß anzuwenden.  
(4) Das Unternehmen ist zur Vollstreckung von Verwaltungsakten in demselben Umfang 
berechtigt wie die Gemeinde, wenn es auf Grund einer Aufgabenübertragung nach Art. 89 
Abs. 2 hoheitliche Befugnisse ausübt und bei der Aufgabenübertragung nichts 
Abweichendes geregelt wird.  
 
Art. 92 Unternehmen in Privatrechtsform 
(1) Gemeindliche Unternehmen in Privatrechtsform und gemeindliche Beteiligungen an 
Unternehmen in Privatrechtsform sind nur zulässig, wenn  

1. im Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung sichergestellt ist, dass das Unternehmen 
den öffentlichen Zweck gemäß Art. 87 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erfüllt, 

2. die Gemeinde angemessenen Einfluss im Aufsichtsrat oder in einem entsprechenden 
Gremium erhält, 

3. die Haftung der Gemeinde auf einen bestimmten, ihrer Leistungsfähigkeit 
angemessenen Betrag begrenzt wird; die Rechtsaufsichtsbehörde kann von der 
Haftungsbegrenzung befreien. 

Zur Sicherstellung des öffentlichen Zwecks von Gesellschaften mit beschränkter Haftung soll 
im Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung bestimmt werden, dass die 
Gesellschafterversammlung auch über den Erwerb und die Veräußerung von Unternehmen 
und Beteiligungen und über den Abschluss und die Änderung von Unternehmensverträgen 
beschließt. In der Satzung von Aktiengesellschaften soll bestimmt werden, dass zum Erwerb 
und zur Veräußerung von Unternehmen und Beteiligungen die Zustimmung des 
Aufsichtsrats notwendig ist.  
(2) Die Gemeinde darf dem Erwerb von Unternehmen und Beteiligungen durch Unternehmen 
in Privatrechtsform, an denen sie unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, nur unter 
entsprechender Anwendung der für sie selbst geltenden Vorschriften zustimmen.  
 
Art. 93 Vertretung der Gemeinde in Unternehmen in Privatrechtsform  
(1) Der erste Bürgermeister vertritt die Gemeinde in der Gesellschafterversammlung oder 
einem entsprechenden Organ. Mit Zustimmung des ersten Bürgermeisters und der weiteren 
Bürgermeister kann der Gemeinderat eine andere Person zur Vertretung widerruflich 
bestellen.  
(2) Die Gemeinde soll bei der Ausgestaltung des Gesellschaftsvertrags oder der Satzung 
darauf hinwirken, dass ihr das Recht eingeräumt wird, Mitglieder in einen Aufsichtsrat oder 
ein entsprechendes Gremium zu entsenden, soweit das zur Sicherung eines angemessenen 
Einflusses notwendig ist. Vorbehaltlich entgegenstehender gesetzlicher Vorschriften haben 
Personen, die von der Gemeinde entsandt oder auf ihre Veranlassung gewählt wurden, die 
Gemeinde über alle wichtigen Angelegenheiten möglichst frühzeitig zu unterrichten und ihr 
auf Verlangen Auskunft zu erteilen. Soweit zulässig, soll sich die Gemeinde ihnen gegenüber 
Weisungsrechte im Gesellschaftsvertrag oder der Satzung vorbehalten.  



(3) Wird die Person, die die Gemeinde vertritt oder werden die in Absatz 2 genannten 
Personen aus ihrer Tätigkeit haftbar gemacht, stellt die Gemeinde sie von der Haftung frei. 
Bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit kann die Gemeinde Rückgriff nehmen, es sei denn, 
das schädigende Verhalten beruhte auf ihrer Weisung. Die Sätze 1 und 2 gelten 
entsprechend für Personen, die auf Veranlassung der Gemeinde als nebenamtliche 
Mitglieder des geschäftsführenden Unternehmensorgans bestellt sind.  
 
Art. 94 Sonstige Vorschriften für Unternehmen in Privatrechtsform  
(1)Gehören der Gemeinde Anteile an einem Unternehmen in dem in § 53 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) bezeichneten Umfang, so hat sie  

1. darauf hinzuwirken, dass in sinngemäßer Anwendung der für Eigenbetriebe 
geltenden Vorschriften für jedes Wirtschaftsjahr ein Wirtschaftsplan aufgestellt und 
der Wirtschaftsführung eine fünfjährige Finanzplanung zugrunde gelegt wird, 

2. dafür Sorge zu tragen, dass der Jahresabschluss und der Lagebericht nach den für 
große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Handelsgesetzbuchs 
aufgestellt und geprüft werden, sofern nicht weitergehende gesetzliche Vorschriften 
gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, 

3. die Rechte nach § 53 Abs. 1 HGrG auszuüben, 
4. darauf hinzuwirken, dass ihr und dem für sie zuständigen überörtlichen 

Prüfungsorgan die in § 54 HGrG vorgesehenen Befugnisse eingeräumt werden, 
5. darauf hinzuwirken, dass jedes Mitglied des geschäftsführenden 

Unternehmensorgans vertraglich verpflichtet wird, die ihm im Geschäftsjahr jeweils 
gewährten Bezüge im Sinn von § 285 Nr. 9 Buchst. a des Handelsgesetzbuchs der 
Gemeinde jährlich zur Veröffentlichung entsprechend Absatz 3 Satz 2 mitzuteilen. 

Die Rechtsaufsichtsbehörde kann Ausnahmen zulassen.  
(2) Ist eine Beteiligung der Gemeinde an einem Unternehmen keine Mehrheitsbeteiligung im 
Sinn des § 53 HGrG, so soll die Gemeinde, soweit ihr Interesse das erfordert, darauf 
hinwirken, dass in der Satzung oder im Gesellschaftsvertrag der Gemeinde die Rechte nach 
§ 53 Abs. 1 HGrG und der Gemeinde und dem für sie zuständigen überörtlichen 
Prüfungsorgan die Befugnisse nach § 54 HGrG eingeräumt werden. Bei mittelbaren 
Beteiligungen gilt das nur, wenn die Beteiligung den vierten Teil der Anteile übersteigt und 
einer Gesellschaft zusteht, an der die Gemeinde allein oder zusammen mit anderen 
Gebietskörperschaften oder deren Zusammenschlüssen mit Mehrheit im Sinn des § 53 
HGrG beteiligt ist.  
(3) Die Gemeinde hat jährlich einen Bericht über ihre Beteiligungen an Unternehmen in einer 
Rechtsform des Privatrechts zu erstellen, wenn ihr mindestens der zwanzigste Teil der 
Anteile eines Unternehmens gehört. Der Beteiligungsbericht soll insbesondere Angaben über 
die Erfüllung des öffentlichen Zwecks, die Beteiligungsverhältnisse, die Zusammensetzung 
der Organe der Gesellschaft, die Bezüge der einzelnen Mitglieder des geschäftsführenden 
Unternehmensorgans gemäß Absatz 1 Nr. 5, die Ertragslage und die Kreditaufnahme 
enthalten. Haben die Mitglieder des geschäftsführenden Unternehmensorgans ihr 
Einverständnis mit der Veröffentlichung ihrer Einzelbezüge nicht erklärt, sind ihre 
Gesamtbezüge so zu veröffentlichen, wie sie von der Gesellschaft nach den Vorschriften des 
Handelsgesetzbuchs in den Anhang zum Jahresabschluss aufgenommen werden. Der 
Bericht ist dem Gemeinderat vorzulegen. Die Gemeinde weist ortsüblich darauf hin, dass 
jeder Einsicht in den Bericht nehmen kann.  



Art. 95 
Grundsätze für die Führung gemeindlicher  
Unternehmen  
(1) Eigenbetriebe und Kommunalunternehmen sind unter Beachtung betriebswirtschaftlicher 
Grundsätze und des Grundsatzes der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit so zu führen, dass 
der öffentliche Zweck erfüllt wird. Entsprechendes gilt für die Steuerung und Überwachung 
von Unternehmen in Privatrechtsform, an denen die Gemeinde mit mehr als 50 v.H. beteiligt 
ist; bei einer geringeren Beteiligung soll die Gemeinde darauf hinwirken.  
(2) Gemeindliche Unternehmen dürfen keine wesentliche Schädigung und keine Aufsaugung 
selbständiger Betriebe in Landwirtschaft, Handwerk, Handel, Gewerbe und Industrie 
bewirken.  
Art. 96 
Anzeigepflichten 
(1) Entscheidungen der Gemeinde über  

1. die Errichtung, Übernahme und wesentliche Erweiterung sowie die Änderung der 
Rechtsform oder der Aufgaben gemeindlicher Unternehmen, 

2. die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung der Gemeinde an Unternehmen, 
3. die gänzliche oder teilweise Veräußerung gemeindlicher Unternehmen oder 

Beteiligungen, 
4. die Auflösung von Kommunalunternehmen 

sind der Rechtsaufsichtsbehörde rechtzeitig, mindestens aber sechs Wochen vor ihrem 
Vollzug, vorzulegen. In den Fällen des Satzes 1 Nrn. 2 und 3 besteht keine Anzeigepflicht, 
wenn die Entscheidung weniger als den zwanzigsten Teil der Anteile des Unternehmens 
betrifft. Aus der Vorlage muss zu ersehen sein, ob die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt 
sind. Die Unternehmenssatzung von Kommunalunternehmen ist der Rechtsaufsichtsbehörde 
stets vorzulegen.  
(2) Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 und die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend für Entscheidungen 
des Verwaltungsrats eines Kommunalunternehmens.  
 
 
Art. 100 
Gemeindekasse 
(1) Die Gemeindekasse erledigt alle Kassengeschäfte der Gemeinde.  
(2) Die Gemeinde hat einen Kassenverwalter und einen Stellvertreter zu bestellen. Diese 
Verpflichtung entfällt, wenn sie ihre Kassengeschäfte ganz durch eine Stelle außerhalb der 
Gemeindeverwaltung besorgen lässt. Die Anordnungsbefugten der Gemeindeverwaltung, 
der Leiter und die Prüfer des Rechnungsprüfungsamts und Bedienstete, denen örtliche 
Kassenprüfungen übertragen sind, können nicht gleichzeitig die Aufgaben eines 
Kassenverwalters oder seines Stellvertreters wahrnehmen.  
(3) Der Kassenverwalter und sein Stellvertreter dürfen weder miteinander noch mit den 
Anordnungsbefugten der Gemeindeverwaltung, dem Leiter und den Prüfern des 
Rechnungsprüfungsamts und den Bediensteten, denen örtliche Kassenprüfungen übertragen 
sind, durch ein Angehörigenverhältnis im Sinn des Art. 20 Abs. 5 des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes verbunden sein.  
(4) Sonderkassen sollen mit der Gemeindekasse verbunden werden. Ist eine Sonderkasse 
nicht mit der Gemeindekasse verbunden, gelten für den Verwalter der Sonderkasse und 
dessen Stellvertreter die Absätze 2 und 3 entsprechend.  



 
Art. 101 Übertragung von Kassen- und Rechnungsgeschäften  
Die Gemeinde kann das Ermitteln von Ansprüchen und von Zahlungsverpflichtungen, das 
Vorbereiten der entsprechenden Kassenanordnungen, die Kassengeschäfte und das 
Rechnungswesen ganz oder zum Teil von einer Stelle außerhalb der Gemeindeverwaltung 
besorgen lassen, wenn die ordnungsgemäße und sichere Erledigung und die Prüfung nach 
den für die Gemeinde geltenden Vorschriften gewährleistet sind.  
 
Art. 102a Konsolidierter Jahresabschluss 
(1) Mit dem Jahresabschluss der Gemeinde sind die Jahresabschlüsse  

1. der außerhalb der allgemeinen Verwaltung geführten Sondervermögen ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit, 

2. der rechtlich selbstständigen Organisationseinheiten und Vermögensmassen mit 
Nennkapital oder variablen Kapitalanteilen, 

3. der Zweckverbände und Verwaltungsgemeinschaften mit kaufmännischer 
Rechnungslegung und der gemeinsamen Kommunalunternehmen und 

4. der von der Gemeinde verwalteten kommunalen Stiftungen mit kaufmännischem 
Rechnungswesen 

zu konsolidieren. Das gilt nicht für die Jahresabschlüsse der Sparkassen.  
(2) Aufgabenträger nach Abs. 1 sind entsprechend den §§ 300 bis 309 des 
Handelsgesetzbuchs zu konsolidieren (Vollkonsolidierung), wenn bei der Gemeinde die dem 
§ 290 Abs. 1 und 2 des Handelsgesetzbuchs entsprechenden Voraussetzungen vorliegen. 
Andere Aufgabenträger als nach Satz 1 sind entsprechend den §§ 311 und 312 des 
Handelsgesetzbuchs zu konsolidieren, es sei denn, sie sind für die Vermittlung eines den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage von untergeordneter Bedeutung. Aufgabenträger nach Abs. 1 Nr. 3 können auch 
entsprechend § 310 des Handelsgesetzbuchs anteilsmäßig konsolidiert werden. 4  Für den 
Anteil an einem Zweckverband oder einer Verwaltungsgemeinschaft ist der Umlageschlüssel 
maßgebend.  
(3) Der konsolidierte Jahresabschluss ist durch eine Kapitalflussrechnung zu ergänzen und 
durch einen Konsolidierungsbericht zu erläutern.  
(4) Die Gemeinde hat bei den in Abs. 1 Satz 1 genannten Aufgabenträgern, 
Organisationseinheiten und Vermögensmassen darauf hinzuwirken, dass ihr das Recht 
eingeräumt wird, von diesen alle Informationen und Unterlagen zu erhalten, die sie für die 
Konsolidierung der Jahresabschlüsse für erforderlich hält.  
 
 
 
__________________________________________________________________________ 
 
 
Verordnung über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen der Gemeinden, der 
Landkreise und der Bezirke nach den Grundsätzen der Kameralistik 
(Kommunalhaushaltsverordnung - Kameralistik - KommHV-Kameralistik) 
Fundstelle: BayRS II, S. 443 



Verordnung über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen der Gemeinden, der 
Landkreise und der Bezirke - Kommunalhaushaltsverordnung - KommHV - (BayRS 2023-1-
I), zuletzt geändert durch § 1 der Verordnung vom 5. Oktober 2007 (GVBl S. 707) 
 
http://www.gesetze-
bayern.de/jportal/portal/page/bsbayprod.psml;jsessionid=084C906FCCAD5B74FF021A8C43
C37618.jp45?showdoccase=1&doc.id=jlr-KomHVBYrahmen&doc.part=X 
 
§ 31 Vergabe von Aufträgen 
(1) Der Vergabe von Aufträgen muss eine öffentliche Ausschreibung vorausgehen, sofern 
nicht die Natur des Geschäfts oder besondere Umstände eine beschränkte Ausschreibung 
oder eine freihändige Vergabe rechtfertigen. 
(2) Bei der Vergabe von Aufträgen und dem Abschluss von Verträgen sind die 
Vergabegrundsätze anzuwenden, die das Staatsministerium des Innern im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium der Finanzen bekannt gibt. 
 
§ 41 Sachliche und rechnerische Feststellung von Kassenanordnungen 
(1) Jeder Anspruch und jede Zahlungsverpflichtung sind auf ihren Grund und ihre Höhe zu 
prüfen. Die Richtigkeit ist schriftlich oder durch eine elektronische Signatur zu bescheinigen 
(sachliche und rechnerische Feststellung). Die Feststellung nach Satz 2 kann bei der 
maschinellen Ermittlung von Ansprüchen und Zahlungsverpflichtungen mit Hilfe 
automatisierter Verfahren in begründeten Ausnahmefällen in Abstimmung mit dem örtlichen 
Prüfungsorgan durch geeignete organisatorische und technische Maßnahmen ersetzt 
werden; die Rechtsaufsichtsbehörde ist zu informieren. In den Fällen des § 50 Abs. 2 Nrn. 1 
und 2 und Abs. 3 entfällt eine sachliche und rechnerische Feststellung. 
(2) Bedarf es einer Annahmeanordnung oder Auszahlungsanordnung im Sinn des § 39, ist 
die sachliche und rechnerische Feststellung vor Erteilung der Anordnung zu treffen. Sonst ist 
die Feststellung nach Eingang oder Leistung der Zahlung unverzüglich nachzuholen. 
(3) Die Befugnis für die sachliche und rechnerische Feststellung und deren Form wird durch 
Dienstanweisung geregelt. § 38 Abs. 2 Satz 2 und § 42 Abs. 4 gelten entsprechend. 
Beschäftigten der Kasse darf die Befugnis, abgesehen von den Fällen des § 50 Abs. 2 und 
3, nur erteilt werden, wenn und soweit der Sachverhalt nur von ihnen beurteilt werden kann; 
§ 38 Abs. 2 Satz 2 und § 42 Abs. 4 gelten entsprechend. 
 
 
__________________________________________________________________________ 
 
 
Verordnung über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen der Gemeinden, der 
Landkreise und der Bezirke nach den Grundsätzen der doppelten kommunalen 
Buchführung (Kommunalhaushaltsverordnung - Doppik - KommHV-Doppik) Vom 5. 
Oktober 2007 
Fundstelle: GVBl 2007, S. 678 
  
Auf Grund von 



1. Art. 123 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - 
GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796, BayRS 
2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 7 des Gesetzes vom 10. April 2007 (GVBl S. 271), 

2. Art. 109 Abs. 1 der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (Landkreisordnung - 
LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 826, BayRS 
2020-3-1-I), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 8. Dezember 2006 (GVBl S. 
975), 

3. Art. 103 Abs. 1 der Bezirksordnung für den Freistaat Bayern (Bezirksordnung - BezO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI S. 850, BayRS 2020-4-
2-I), zuletzt geändert durch § 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2006 (GVBl S. 975), 

erlässt das Bayerische Staatsministerium des Innern im Einvernehmen mit dem Bayerischen 
Staatsministerium der Finanzen folgende Verordnung: 
 
 
http://www.gesetze-
bayern.de/jportal/portal/page/bsbayprod.psml;jsessionid=084C906FCCAD5B74FF021A
8C43C37618.jp45?showdoccase=1&doc.id=jlr-KomHDoVBYrahmen&doc.part=X 
 
 

 
 
Vergabe von Aufträgen im kommunalen Bereich 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
des Innern vom 14. Oktober 2005 Az.: IB3-1512.4-138, 
geändert durch Bekanntmachung vom 21. Juni 2010 (StAnz. Nr. 25) 
 
http://www.innenministerium.bayern.de/imperia/md/content/stmi/bauen/themen/vergab
e_vertragswesen/vergabe_bauauftraege/vergabe_kommunale_auftraege.pdf 
 
 
An die Gemeinden 
die Verwaltungsgemeinschaften 
die Landkreise 
die Bezirke 
die Zweckverbände 
die Regierungen 
die Landratsämter 
§ 31 KommHV regelt die Vergabe von Aufträgen und den Abschluss von Verträgen, soweit 
nicht Bundesrecht vorgeht. Das Staatsministerium des Innern gibt dazu im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium der Finanzen die nachfolgenden Grundsätze und Hinweise bekannt. 
 
1. Verbindliche Vergabegrundsätze nach § 31 Abs. 2 KommHV-Kameralistik bzw. § 30 
Abs. 2 KommHV-Doppik 
 
1.1 Vergabegrundsätze 
Die nachfolgend genannten Vergabegrundsätze sind anzuwenden, soweit sich aus den 
weiteren Bestimmungen dieser Bekanntmachung nichts anderes ergibt: 



−�Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) 
Teil A: Allgemeine Bestimmungen für die Vergabe von Bauleistungen (Abschnitt 1) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BAnz Nr. 155a vom 15. Oktober 2009, S. 
3349), geändert durch Bekanntmachung vom 19. Februar 2010 (BAnz Nr. 36 vom 5. März 
2010, S. 940) 
Teil B: Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BAnz Nr. 155a vom 15. Oktober 2009, S. 
3349) 
Teil C: Allgemeine Technische Vertragsbedingungen für Bauleistungen in der vom 
Deutschen Institut für Normung e. V. (DIN) herausgegebenen Fassung. 
−�Richtlinien der Bayerischen Staatsregierung über die Berücksichtigung von 
Umweltgesichtspunkten bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (Umweltrichtlinien Öffentliches 
Auftragswesen – öAUmwR) vom 28. April 2009 (StAnz Nr. 19, AllMBl S. 163) in der jeweils 
geltenden Fassung. 
−�Richtlinien der Bayerischen Staatsregierung für die Beteiligung kleiner und mittlerer 
Unternehmen und freier Berufe bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (Mittelstandsrichtlinien 
Öffentliches Auftragswesen – öAMstR) vom 4. Dezember 1984 (StAnz Nr. 49) in der jeweils 
geltenden Fassung. 
−�Richtlinien für die Berücksichtigung bevorzugter Bewerber bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge – Spätaussiedler, Werkstätten für Behinderte und Blindenwerkstätten, Verfolgte – 
(Bevorzugten-Richtlinien – öABevR) vom 30. November 1993 (StAnz Nr. 48, AllMBl S. 
1308), in der jeweils geltenden Fassung. 
 
1.2 Weitere Bestimmungen zu den Vergabegrundsätzen 
 
1.2.1 Abweichend von § 3 Abs. 3 Nr. 1 VOB/A ist bis zu folgenden Wertgrenzen 
(einschließlich Umsatzsteuer) eine Beschränkte Ausschreibung von kommunalen 
Bauleistungen ohne weitere Einzelbegründung zulässig: 
−�300 000 € im Tiefbau, 
−�150 000 € für Rohbauarbeiten im Hochbau (Erd-, Beton- und Maurerarbeiten mit und 
ohne Putzarbeiten), 
−�75 000 € für Ausbaugewerke und sonstige Gewerke im Hochbau sowie für Pflanzungen 
und Straßenausstattung. 
Die Möglichkeit einer Beschränkten Ausschreibung oberhalb dieser Wertgrenzen bei 
entsprechender Begründung im Einzelfall nach § 3 Abs. 3 VOB/A bleibt unberührt. Um im 
Vergabeverfahren Wettbewerb und Transparenz zu gewährleisten und die 
Manipulationsgefahr zu minimieren, sind bei Inanspruchnahme der Wertgrenzenregelung 
folgende Maßnahmen erforderlich: 
−�Information über beabsichtigte Beschränkte Ausschreibungen auf Internetportalen oder im 
Beschafferprofil entsprechend § 19 Abs. 5 VOB/A ab einem voraussichtlichen Auftragswert 
von 25 000 € ohne Umsatzsteuer; eine zusätzliche Erkundung des Marktes durch formlose 
Information der Fachöffentlichkeit in regionalen Tageszeitungen oder anderen geeigneten 
Medien bleibt unbenommen; 
−�Aufforderung von mindestens drei bis mindestens acht Bewerbern zur Abgabe eines 
Angebots, abhängig von Marktsituation und Auftragswert; 



−�ausreichende Streuung der Aufforderung (je nach Art und Umfang des Auftrags in der 
Regel ein bis zwei Bewerber aus anderen Gemeinden bzw. aus anderen Landkreisen) und 
regelmäßiger Wechsel der Bewerber; 
−�Vermeidung von Manipulation und Korruption durch organisatorische und gegebenenfalls 
personelle Maßnahmen (z. B. im Sinne der Korruptionsbekämpfungsrichtlinie vom 13. April 
2004, AllMBl S. 87). 
 
1.2.2 Abweichend von § 3 Abs. 5 Satz 2 VOB/A ist eine Freihändige Vergabe von 
kommunalen Bauleistungen bis zu einer Wertgrenze von 30 000 € (einschließlich 
Umsatzsteuer) ohne weitere Einzelbegründung zulässig. Sind die Kommunen im Einzelfall 
bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen zur Anwendung der VOL verpflichtet (z. B. 
aufgrund entsprechender Auflagen in Zuwendungsbescheiden), ist bis zu einer Wertgrenze 
von 30 000 € ebenfalls eine Freihändige Vergabe zulässig, wenn durch förderrechtliche 
Bestimmungen nichts Abweichendes geregelt ist. Die Möglichkeit einer Freihändigen 
Vergabe oberhalb dieser Wertgrenze bei entsprechender Begründung im Einzelfall nach § 3 
Abs. 5 VOB/A bzw. § 3 Abs. 5 VOL/A bleibt unberührt. Auch bei Freihändigen Vergaben soll 
ein Wettbewerb die Regel sein (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 VOB/A, § 2 Abs. 1 Satz 1 VOL/A). Auch hier 
bleibt der Auftraggeber daher grundsätzlich verpflichtet, mehrere Angebote, in der Regel 
wenigstens drei, einzuholen. Eine Beschränkung des Wettbewerbs auf ortsansässige 
Unternehmen ist nicht zulässig (§ 2 Abs. 2, § 6 Abs. 1 Nr. 1 VOB/A; § 2 Abs. 1 Satz 2 
VOL/A). 
 
 

 
 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen(GWB) 
GWB 
Ausfertigungsdatum: 26.08.1998 
Vollzitat: 
"Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. 
Juli 2005 (BGBl. I S. 2114; 2009 I S. 3850), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 4. 
November 2010 (BGBl. I S. 1480) geändert worden ist" 
Stand: Neugefasst durch Bek. v. 15.7.2005 I 2114; 2009, 3850; 
zuletzt geändert durch Art. 6 G v. 4.11.2010 I 1480 
Änderung durch Art. 20 Nr. 1 G v. 9.12.2004 I 3220 war nicht ausführbar, da zu diesem 
Zeitpunkt keine amtliche Inhaltsübersicht existierte 
Fußnote 
Textnachweis ab: 1.1.1999 
Das G wurde als Artikel 1 G 703-4/1 v. 26.8.1998 I 2521 (WettbewGÄndG 6) vom Bundestag 
mit Zustimmung des Bundesrates beschlossen. Es ist gem. Art. 4 dieses G am 1.1.1999 in 
Kraft getreten. 
 
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/gwb/gesamt.pdf 
 
 
§ 97 Allgemeine Grundsätze 



(1) Öffentliche Auftraggeber beschaffen Waren, Bau- und Dienstleistungen nach Maßgabe 
der folgenden Vorschriften im Wettbewerb und im Wege transparenter Vergabeverfahren. 
(2) Die Teilnehmer an einem Vergabeverfahren sind gleich zu behandeln, es sei denn, eine 
Benachteiligung ist auf Grund dieses Gesetzes ausdrücklich geboten oder gestattet. 
(3) Mittelständische Interessen sind bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vornehmlich zu 
berücksichtigen. Leistungen sind in der Menge aufgeteilt (Teillose) und getrennt nach Art 
oder Fachgebiet (Fachlose) zu vergeben. Mehrere Teil- oder Fachlose dürfen zusammen 
vergeben werden, wenn wirtschaftliche oder technische Gründe dies erfordern. Wird ein 
Unternehmen, das nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der Wahrnehmung oder 
Durchführung einer öffentlichen Aufgabe betraut, verpflichtet der Auftraggeber das 
Unternehmen, sofern es Unteraufträge an Dritte vergibt, nach den Sätzen 1 bis 3 zu 
verfahren. 
(4) Aufträge werden an fachkundige, leistungsfähige sowie gesetzestreue und zuverlässige 
Unternehmen vergeben. Für die Auftragsausführung können zusätzliche Anforderungen an 
Auftragnehmer gestellt werden, die insbesondere soziale, umweltbezogene oder innovative 
Aspekte betreffen, wenn sie im sachlichen Zusammenhang mit dem Auftragsgegenstand 
stehen und sich aus der Leistungsbeschreibung ergeben. Andere oder weitergehende 
Anforderungen dürfen an Auftragnehmer nur gestellt werden, wenn dies durch Bundes- oder 
Landesgesetz vorgesehen ist. 
(4a) Auftraggeber können Präqualifikationssysteme einrichten oder zulassen, mit denen die 
Eignung von Unternehmen nachgewiesen werden kann. 
(5) Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt. 
 
§ 98 Auftraggeber 
Öffentliche Auftraggeber im Sinne dieses Teils sind: 
1. Gebietskörperschaften sowie deren Sondervermögen, 
2. andere juristische Personen des öffentlichen und des privaten Rechts, die zu dem 
besonderen Zweck gegründet wurden, im Allgemeininteresse liegende Aufgaben 
nichtgewerblicher Art zu erfüllen, wenn Stellen, die unter Nummer 1 oder 3 fallen, sie einzeln 
oder gemeinsam durch Beteiligung oder auf sonstige Weise überwiegend finanzieren oder 
über ihre Leitung die Aufsicht ausüben oder mehr als die Hälfte der Mitglieder eines ihrer zur 
Geschäftsführung oder zur Aufsicht berufenen Organe bestimmt haben. Das Gleiche gilt 
dann, wenn die Stelle, die einzeln oder gemeinsam mit anderen die überwiegende 
Finanzierung gewährt oder die Mehrheit der Mitglieder eines zur Geschäftsführung oder 
Aufsicht berufenen Organs bestimmt hat, unter Satz 1 fällt, 
3. Verbände, deren Mitglieder unter Nummer 1 oder 2 fallen, 
 
§ 99 Öffentliche Aufträge 
(1) Öffentliche Aufträge sind entgeltliche Verträge von öffentlichen Auftraggebern mit 
Unternehmen über die Beschaffung von Leistungen, die Liefer-, Bau- oder Dienstleistungen 
zum Gegenstand haben, Baukonzessionen und Auslobungsverfahren, die zu 
Dienstleistungsaufträgen führen sollen. 
(2) Lieferaufträge sind Verträge zur Beschaffung von Waren, die insbesondere Kauf oder 
Ratenkauf oder Leasing, Miet- oder Pachtverhältnisse mit oder ohne Kaufoption betreffen. 
Die Verträge können auch Nebenleistungen umfassen. 
(3) Bauaufträge sind Verträge über die Ausführung oder die gleichzeitige Planung und 
Ausführung eines Bauvorhabens oder eines Bauwerkes für den öffentlichen Auftraggeber, 



das Ergebnis von Tief- oder Hochbauarbeiten ist und eine wirtschaftliche oder technische 
Funktion erfüllen soll, oder einer dem Auftraggeber unmittelbar wirtschaftlich 
zugutekommenden Bauleistung durch Dritte gemäß den vom Auftraggeber genannten 
Erfordernissen. 
(4) Als Dienstleistungsaufträge gelten die Verträge über die Erbringung von Leistungen, die 
nicht unter Absatz 2 oder Absatz 3 fallen. 
(5) Auslobungsverfahren im Sinne dieses Teils sind nur solche Auslobungsverfahren, die 
dem Auftraggeber auf Grund vergleichender Beurteilung durch ein Preisgericht mit oder 
ohne Verteilung von Preisen zu einem Plan verhelfen sollen. 
(6) Eine Baukonzession ist ein Vertrag über die Durchführung eines Bauauftrags, bei dem 
die Gegenleistung für die Bauarbeiten statt in einem Entgelt in dem befristeten Recht auf 
Nutzung der baulichen Anlage, gegebenenfalls zuzüglich der Zahlung eines Preises besteht. 
 
§ 101a Informations- und Wartepflicht 
(1) Der Auftraggeber hat die betroffenen Bieter, deren Angebote nicht berücksichtigt werden 
sollen, über den Namen des Unternehmens, dessen Angebot angenommen werden soll, 
über die Gründe der vorgesehenen Nichtberücksichtigung ihres Angebots und über den 
frühesten Zeitpunkt des Vertragsschlusses unverzüglich in Textform zu informieren. Dies gilt 
auch für Bewerber, denen keine Information über die Ablehnung ihrer Bewerbung zur 
Verfügung gestellt wurde, bevor die Mitteilung über die  Zuschlagsentscheidung an die 
betroffenen Bieter ergangen ist. Ein Vertrag darf erst 15 Kalendertage nach Absendung der 
Information nach den Sätzen 1 und 2 geschlossen werden. Wird die Information per Fax 
oder auf elektronischem Weg versendet, verkürzt sich die Frist auf zehn Kalendertage. Die 
Frist beginnt am Tag nach der Absendung der Information durch den Auftraggeber; auf den 
Tag des Zugangs beim betroffenen Bieter und Bewerber kommt es nicht an. 
(2) Die Informationspflicht entfällt in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung wegen besonderer Dringlichkeit gerechtfertigt ist. 
 
§ 101b Unwirksamkeit 
(1) Ein Vertrag ist von Anfang an unwirksam, wenn der Auftraggeber 
1. gegen § 101a verstoßen hat oder 
2. einen öffentlichen Auftrag unmittelbar an ein Unternehmen erteilt, ohne andere 
Unternehmen am  
Vergabeverfahren zu beteiligen und ohne dass dies aufgrund Gesetzes gestattet ist und 
dieser Verstoß in einem Nachprüfungsverfahren nach Absatz 2 festgestellt worden ist. 
(2) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 kann nur festgestellt werden, wenn sie im 
Nachprüfungsverfahren innerhalb von 30 Kalendertagen ab Kenntnis des Verstoßes, jedoch 
nicht später als sechs Monate nach Vertragsschluss geltend gemacht worden ist. Hat der 
Auftraggeber die Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen Union bekannt gemacht, 
endet die Frist zur Geltendmachung der Unwirksamkeit 30 Kalendertage nach 
Veröffentlichung der Bekanntmachung der Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen 
Union. 
 
 

 
 



Verordnung über die Vergabe von Aufträgen im Bereich des Verkehrs, der 
Trinkwasserversorgung und der Energieversorgung (Sektorenverordnung - SektVO) 
SektVO 
Ausfertigungsdatum: 23.09.2009 
Vollzitat: 
"Sektorenverordnung vom 23. September 2009 (BGBl. I S. 3110), die durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 7. Juni 2010 (BGBl. I S. 724) geändert worden ist" 
Stand: Geändert durch Art. 2 V v. 7.6.2010 I 724 
Fußnote 
Textnachweis ab: 29.9.2009 
Die V wurde als Artikel 1 der V v. 23.9.2009 I 3110 von der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates beschlossen. Sie ist gem. Artikel 3 dieser V am 29.9.2009 in 
Kraft getreten. 
 
http://bundesrecht.juris.de/bundesrecht/sektvo/gesamt.pdf 
 

 
Verordnung zur Anpassung der Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge 
(Vergabeverordnung – VgV) sowie der Verordnung über die Vergabe von Aufträgen im 
Bereich des Verkehrs, der Trinkwasserversorgung und der Energieversorgung 
(Sektorenverordnung – SektVO) 
Vom 7. Juni 2010 
 
http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/Gesetz/verordnung-ueber-die-vergabe-
oeffentlicher-auftraege-
aenderungsverordnung,property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.pdf 
 
Artikel 1 
Änderung der Vergabeverordnung 
Die Vergabeverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Februar 2003 (BGBl. I 
S. 169), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 23. September 2009 (BGBl. I S. 
3110) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
(…) 
 
2. § 2 wird wie folgt gefasst: 
„§ 2 Schwellenwerte 
Der Schwellenwert beträgt 
1. für Liefer- und Dienstleistungsaufträge der obersten oder oberen Bundesbehörden sowie 
vergleichbarer Bundeseinrichtungen 125 000 Euro; im Verteidigungsbereich gilt dies bei 
Lieferaufträgen nur für Waren, die im Anhang V der Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 über die Koordinierung der Verfahren zur 
Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge (ABl. L 134 
vom 30.4.2004, S. 114, L 351 vom 26.11.2004, S. 44), die zuletzt durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1177/2009 der Kommission der Europäischen Gemeinschaft vom 30. November 2009 
(ABl. L 314 vom 1.12.2009, S. 64) geändert worden ist, aufgeführt sind. Dieser 
Schwellenwert gilt nicht für a) Dienstleistungen des Anhangs II Teil A Kategorie 5 der 



Richtlinie 2004/18/EG, deren Code nach der Verordnung (EG) Nr. 2195/2002 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. November 2002 über das Gemeinsame 
Vokabular für öffentliche Aufträge (CPV) (ABl. L 340 vom 16.12.2002, S. 1), geändert durch 
die Verordnung (EG) Nr. 213/2008 der Kommission der Europäischen Gemeinschaft vom 28. 
November 2007 (ABl. L 74 vom 15.3.2008, S. 1) (CPVCode), den CPC-Referenznummern 
7524 (CPV-Referenznummer 64228000-0), 7525 (CPV-Referenznummer 64221000-1) und 
7526 (CPV-Referenznummer 64227000-3) entspricht, sowie des Anhangs II Teil A Kategorie 
8 der Richtlinie 2004/18/EG oder b) Dienstleistungen des Anhangs II Teil B der Richtlinie 
2004/18/EG; für diese Dienstleistungen gilt der Schwellenwert nach Nummer 2; 2. für alle 
anderen Liefer- und Dienstleistungsaufträge 193 000 Euro; 3. für Bauaufträge 4 845 000 
Euro; 4. für Auslobungsverfahren, die zu einem Dienstleistungsauftrag führen sollen, dessen 
Schwellenwert; 5. für die übrigen Auslobungsverfahren der Wert, der bei 
Dienstleistungsaufträgen gilt; 6. für Lose von Bauaufträgen nach Nummer 3: 1 Million Euro 
oder bei Losen unterhalb von 1 Million Euro deren addierter Wert ab 20 vom Hundert des 
Gesamtwertes aller Lose und 7. für Lose von Dienstleistungsaufträgen nach Nummer 1 oder 
2: 80 000 Euro oder bei Losen unterhalb von 80 000 Euro deren addierter Wert ab 20 vom 
Hundert des Gesamtwertes aller Lose.“ 
 
3. § 3 wird wie folgt geändert: 
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
„§ 3 Schätzung des Auftragswertes“. 
b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Dabei sind alle Optionen oder etwaige Vertragsverlängerungen zu berücksichtigen.“ 
c) Absatz 2 zweiter Halbsatz wird wie folgt geändert: 
„den Auftrag der Anwendung dieser Verordnung zu entziehen.“ 
d) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
„(3) Bei regelmäßig wiederkehrenden Aufträgen oder Daueraufträgen über Liefer- oder 
Dienstleistungen ist der Auftragswert zu schätzen  
1. entweder auf der Grundlage des tatsächlichen Gesamtwertes entsprechender aufeinander 
folgender Aufträge aus dem vorangegangenen Haushaltsjahr; dabei sind voraussichtliche 
Änderungen bei Mengen oder Kosten möglichst zu berücksichtigen, die während der zwölf 
Monate zu erwarten sind, die auf den ursprünglichen Auftrag folgen, 
oder 
2. auf der Grundlage des geschätzten Gesamtwertes aufeinander folgender Aufträge, die 
während der auf die erste Lieferung folgenden zwölf Monate oder während des auf die erste 
Lieferung folgenden Haushaltsjahres, wenn dieses länger als zwölf Monate ist, vergeben 
werden.“ 
e) Die Absätze 4 bis 9 werden wie folgt gefasst: 
„(4) Bei Aufträgen über Liefer- oder Dienstleistungen, für die kein Gesamtpreis angegeben 
wird, ist Berechnungsgrundlage für den geschätzten Auftragswert 
1. bei zeitlich begrenzten Aufträgen mit einer Laufzeit von bis zu 48 Monaten der 
Gesamtwert für die Laufzeit dieser Aufträge; 
2. bei Aufträgen mit unbestimmter Laufzeit oder mit einer Laufzeit von mehr als 48 Monaten 
der 48-fache Monatswert. 
(5) Bei Bauleistungen ist neben dem Auftragswert der Bauaufträge der geschätzte Wert aller 
Lieferleistungen zu berücksichtigen, die für die Ausführungen der Bauleistungen erforderlich 
sind und vom Auftraggeber zur Verfügung gestellt werden. 



(6) Der Wert einer Rahmenvereinbarung oder eines dynamischen elektronischen 
Beschaffungssystems wird auf der Grundlage des geschätzten Gesamtwertes aller 
Einzelaufträge berechnet, die während deren Laufzeit geplant sind. 
(7) Besteht die beabsichtigte Beschaffung aus mehreren Losen, für die jeweils ein 
gesonderter Auftrag vergeben wird, ist der Wert aller Lose zugrunde zu legen. Bei 
Lieferaufträgen gilt dies nur für Lose über gleichartige Lieferungen. 
(8) Bei Auslobungsverfahren, die zu einem Dienstleistungsauftrag führen sollen, ist der Wert 
des Dienstleistungsauftrags zu schätzen zuzüglich etwaiger Preisgelder und Zahlungen an 
Teilnehmer. Bei allen übrigen Auslobungsverfahren entspricht der Wert der Summe aller 
Preisgelder und sonstigen Zahlungen an Teilnehmer sowie des Wertes des 
Dienstleistungsauftrags, der vergeben werden könnte, soweit der Auftraggeber dies in der 
Bekanntmachung des Auslobungsverfahrens nicht ausschließt. 
(9) Maßgeblicher Zeitpunkt für die Schätzung des Auftragswertes ist der Tag, an dem die 
Bekanntmachung der beabsichtigten Auftragsvergabe abgesendet oder das 
Vergabeverfahren auf andere Weise eingeleitet wird.“ 
f) Absatz 10 wird aufgehoben. 
4. § 4 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 1 werden das Wort „Verdingungsordnung“ durch die Wörter „Vergabe- und 
Vertragsordnung“ und die Wörter „in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. April 2006 
(BAnz. Nr. 100a vom 30. Mai 2006, BAnz. S. 4368)“ durch die Wörter „in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. November 2009 (BAnz. Nr. 196a vom 29. Dezember 2009), 
geändert durch Bekanntmachung vom 19. Februar 2010 (BAnz. Nr. 32 vom 26. Februar 
2010, BAnz. S. 755)“ ersetzt. 
bb) Satz 2 wird aufgehoben. 
b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
„(4) Für die Vergabe von Aufträgen, deren Gegenstand Dienstleistungen nach Anhang I Teil 
B der VOL/A sind, gelten § 8 EG, § 15 EG Absatz 10 und § 23 EG VOL/A sowie die 
Regelungen des Abschnitts 1 der VOL/A mit Ausnahme von § 7 VOL/A.“ 
c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
„(5) Aufträge, die sowohl Dienstleistungen nach Anhang I Teil A der VOL/A als auch 
Dienstleistungen nach Anhang I Teil B der VOL/A zum Gegenstand haben, werden nach 
Abschnitt 2 der VOL/A vergeben, wenn der Wert der Dienstleistung nach Anhang I Teil A 
überwiegt.“ 
d) Es wird folgender Absatz 6 angefügt: 
„(6) Beim Kauf technischer Geräte und Ausrüstungen oder bei Ersetzung oder Nachrüstung 
vorhandener technischer Geräte und Ausrüstungen sind im Falle des Absatzes 1 die 
Bestimmungen des Abschnittes 2 des Teiles A der VOL/A mit folgenden Maßgaben 
anzuwenden: 
1. § 8 EG VOL/A findet mit der Maßgabe Anwendung, dass mit der Leistungsbeschreibung 
im Rahmen der technischen Anforderungen von den Bietern Angaben zum 
Energieverbrauch von technischen Geräten und Ausrüstungen zu fordern sind; dabei ist in 
geeigneten Fällen eine Analyse minimierter Lebenszykluskosten oder eine vergleichbare 
Methode zur Gewährleistung der Wirtschaftlichkeit vom Bieter zu fordern; 
2. § 19 EG VOL/A findet mit der Maßgabe Anwendung, dass der Energieverbrauch von 
technischen Geräten und Ausrüstungen als Kriterium bei der Entscheidung über den 
Zuschlag berücksichtigt werden kann.“ 



5. § 5 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 werden das Wort „Verdingungsordnung“ durch das Wort „Vergabeordnung“ und 
die Wörter „in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 2006 (BAnz. Nr. 91a vom 13. 
Mai 2006)“ durch die Wörter „in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. November 2009 
(BAnz. Nr. 185a vom 8. Dezember 2009)“ ersetzt. 
b) Satz 3 wird aufgehoben. 
6. § 6 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 1 werden die Wörter „in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. März 2006 
(BAnz. Nr. 94a vom 18. Mai 2006)“ durch die Wörter „in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Juli 2009 (BAnz. Nr. 155a vom 15. Oktober 2009), geändert durch Bekanntmachung 
vom 19. Februar 2010 (BAnz. Nr. 36 vom 5. März 2010, BAnz. S. 940)“ ersetzt. 
bb) Satz 2 wird aufgehoben. 
 
(…) 
 

 
VOB A + VOB B + Hinweise für die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 
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Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) 
Teil A Allgemeine Bestimmungen für die Vergabe von Bauleistungen 
Ausgabe 2009 – 
 
Abschnitt 1: 
Basisparagraphen 
§ 1Bauleistungen 
Bauleistungen sind Arbeiten jeder Art, durch die eine bauliche Anlage hergestellt, instand 
gehalten, geändert oder beseitigt wird. 
 
§ 2 Grundsätze 
(1) 1. Bauleistungen werden an fachkundige, leistungsfähige und zuverlässige Unternehmen 
zu angemessenen Preisen in transparenten Vergabeverfahren vergeben. 
2. Der Wettbewerb soll die Regel sein. Wettbewerbsbeschränkende und unlautere 
Verhaltensweisen sind zu bekämpfen. 
(2) Bei der Vergabe von Bauleistungen darf kein Unternehmen diskriminiert werden. 
(3) Es ist anzustreben, die Aufträge so zu erteilen, dass die ganzjährige Bautätigkeit 
gefördert wird. 
(4) Die Durchführung von Vergabeverfahren zum Zwecke der Markterkundung ist unzulässig. 
(5) Der Auftraggeber soll erst dann ausschreiben, wenn alle Vergabeunterlagen fertig gestellt 
sind und wenn innerhalb der angegebenen Fristen mit der Ausführung begonnen werden 
kann. 
 
§ 3 Arten der Vergabe 



(1) Bei Öffentlicher Ausschreibung werden Bauleistungen im vorgeschriebenen Verfahren 
nach öffentlicher Aufforderung einer unbeschränkten Zahl von Unternehmen zur Einreichung 
von Angeboten vergeben. Bei Beschränkter Ausschreibung werden Bauleistungen im 
vorgeschriebenen Verfahren nach Aufforderung einer beschränkten Zahl von Unternehmen 
zur Einreichung von Angeboten vergeben, gegebenenfalls nach öffentlicher Aufforderung, 
Teilnahmeanträge zu stellen (Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem 
Teilnahmewettbewerb). Bei Freihändiger Vergabe werden Bauleistungen ohne ein förmliches 
Verfahren vergeben. 
(2) Öffentliche Ausschreibung muss stattfinden, soweit nicht die Eigenart der Leistung oder 
besondere Umstände eine Abweichung rechtfertigen. 
(3) Beschränkte Ausschreibung kann erfolgen, 
1. bis zu folgendem Auftragswert der Bauleistung ohne Umsatzsteuer: 
a) 50.000 € für Ausbaugewerke (ohne Energie- und Gebäudetechnik), Landschaftsbau und 
Straßenausstattung,  
b) 150.000 € für Tief-, Verkehrswege- und Ingenieurbau, 
c) 100.000 € für alle übrigen Gewerke, 
2. wenn eine Öffentliche Ausschreibung kein annehmbares Ergebnis gehabt hat, 
3. wenn die Öffentliche Ausschreibung aus anderen Gründen (z. B. Dringlichkeit, 
Geheimhaltung) unzweckmäßig ist. 
(4) Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb ist zulässig, 
1. wenn die Leistung nach ihrer Eigenart nur von einem beschränkten Kreis von 
Unternehmen in geeigneter Weise ausgeführt werden kann, besonders wenn 
außergewöhnliche Zuverlässigkeit oder Leistungsfähigkeit (z. B. Erfahrung, technische 
Einrichtungen oder fachkundige Arbeitskräfte) erforderlich ist, 
2. wenn die Bearbeitung des Angebots wegen der Eigenart der Leistung einen 
außergewöhnlich hohen Aufwand erfordert. 
(5) Freihändige Vergabe ist zulässig, wenn die Öffentliche Ausschreibung oder Beschränkte 
Ausschreibung unzweckmäßig ist, besonders 
1. wenn für die Leistung aus besonderen Gründen (z. B. Patentschutz, besondere Erfahrung 
oder Geräte) nur ein bestimmtes Unternehmen in Betracht kommt, 
2. wenn die Leistung besonders dringlich ist, 
3. wenn die Leistung nach Art und Umfang vor der Vergabe nicht so eindeutig und 
erschöpfend festgelegt werden kann, dass hinreichend vergleichbare Angebote erwartet 
werden können, 
4. wenn nach Aufhebung einer Öffentlichen Ausschreibung oder Beschränkten 
Ausschreibung eine erneute Ausschreibung kein annehmbares Ergebnis verspricht, 
5. wenn es aus Gründen der Geheimhaltung erforderlich ist, 
6. wenn sich eine kleine Leistung von einer vergebenen größeren Leistung nicht ohne 
Nachteil trennen lässt. 
Freihändige Vergabe kann außerdem bis zu einem Auftragswert von 10.000 € ohne 
Umsatzsteuer erfolgen. 
 
§ 4 Vertragsarten 
(1) Bauleistungen sind so zu vergeben, dass die Vergütung nach Leistung bemessen wird 
(Leistungsvertrag), und zwar: 



1. in der Regel zu Einheitspreisen für technisch und wirtschaftlich einheitliche Teilleistungen, 
deren Menge nach Maß, Gewicht oder Stückzahl vom Auftraggeber in den 
Vertragsunterlagen anzugeben ist (Einheitspreisvertrag), 
2. in geeigneten Fällen für eine Pauschalsumme, wenn die Leistung nach Ausführungsart 
und Umfang genau bestimmt ist und mit einer Änderung bei der Ausführung nicht zu rechnen 
ist (Pauschalvertrag). 
(2) Abweichend von Absatz 1 können Bauleistungen geringeren Umfangs, die überwiegend 
Lohnkosten verursachen, im Stundenlohn vergeben werden (Stundenlohnvertrag). 
(3) Das Angebotsverfahren ist darauf abzustellen, dass der Bieter die Preise, die er für seine 
Leistungen fordert, in die Leistungsbeschreibung einzusetzen oder in anderer Weise im 
Angebot anzugeben hat.  
(4) Das Auf- und Abgebotsverfahren, bei dem vom Auftraggeber angegebene Preise dem 
Auf- und Abgebot der Bieter unterstellt werden, soll nur ausnahmsweise bei regelmäßig 
wiederkehrenden Unterhaltungsarbeiten, deren Umfang möglichst zu umgrenzen ist, 
angewandt werden. 
 
§ 5 Vergabe nach Losen, Einheitliche Vergabe 
(1) Bauleistungen sollen so vergeben werden, dass eine einheitliche Ausführung und 
zweifelsfreie umfassende Haftung für Mängelansprüche erreicht wird; sie sollen daher in der 
Regel mit den zur Leistung gehörigen Lieferungen vergeben werden. 
(2) Bauleistungen sind in der Menge aufgeteilt (Teillose) und getrennt nach Art oder 
Fachgebiet (Fachlose) zu vergeben. Bei der Vergabe kann aus wirtschaftlichen oder 
technischen Gründen auf eine Aufteilung oder Trennung verzichtet werden. 
 
§ 6 Teilnehmer am Wettbewerb 
(1) 1. Der Wettbewerb darf nicht auf Unternehmen beschränkt werden, die in bestimmten 
Regionen oder Orten ansässig sind. 
2. Bietergemeinschaften sind Einzelbietern gleichzusetzen, wenn sie die Arbeiten im eigenen 
Betrieb oder in den Betrieben der Mitglieder ausführen. 
3. Justizvollzugsanstalten, Einrichtungen der Jugendhilfe, Aus- und Fortbildungsstätten und 
ähnliche Einrichtungen sowie Betriebe der öffentlichen Hand und Verwaltungen sind zum 
Wettbewerb mit gewerblichen Unternehmen nicht zuzulassen. 
(2) 1. Bei Öffentlicher Ausschreibung sind die Unterlagen an alle Bewerber abzugeben, die 
sich gewerbsmäßig mit der Ausführung von Leistungen der ausgeschriebenen Art befassen. 
2. Bei Beschränkter Ausschreibung sollen mehrere, im Allgemeinen mindestens 3 geeignete 
Bewerber aufgefordert werden. 
3. Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe soll unter den Bewerbern 
möglichst gewechselt werden. 
(3) 1. Zum Nachweis ihrer Eignung ist die Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit 
der Bewerber oder Bieter zu prüfen. 
2. Dieser Nachweis kann mit der vom Auftraggeber direkt abrufbaren Eintragung in die 
allgemein zugängliche Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis) erfolgen und umfasst die folgenden Angaben: 
a) den Umsatz des Unternehmens jeweils bezogen auf die letzten drei abgeschlossenen 
Geschäftsjahre, soweit er Bauleistungen und andere Leistungen betrifft, die mit der zu 
vergebenden Leistung vergleichbar sind, unter Einschluss des Anteils bei gemeinsam mit 
anderen Unternehmen ausgeführten Aufträgen, 



b) die Ausführung von Leistungen in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, die 
mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind, 
c) die Zahl der in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich 
beschäftigten Arbeitskräfte, gegliedert nach Lohngruppen mit gesondert ausgewiesenem 
technischen Leitungspersonal, 
d) die Eintragung in das Berufsregister ihres Sitzes oder Wohnsitzes, sowie Angaben,  
e) ob ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren 
eröffnet oder die Eröffnung beantragt worden ist oder der Antrag mangels Masse abgelehnt 
wurde oder ein Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde, 
f) ob sich das Unternehmen in Liquidation befindet, 
g) dass nachweislich keine schwere Verfehlung begangen wurde, die die Zuverlässigkeit als 
Bewerber in Frage stellt, 
h) dass die Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur 
gesetzlichen Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt wurde, 
i) dass sich das Unternehmen bei der Berufsgenossenschaft angemeldet hat. 
Diese Angaben können die Bewerber oder Bieter auch durch Einzelnachweise erbringen. 
Der Auftraggeber kann dabei vorsehen, dass für einzelne Angaben Eigenerklärungen 
ausreichend sind. Diese sind von den Bietern, deren Angebote in die engere Wahl kommen, 
durch entsprechende Bescheinigungen der zuständigen Stellen zu bestätigen. 
3. Andere, auf den konkreten Auftrag bezogene zusätzliche, insbesondere für die Prüfung 
der Fachkunde geeignete Angaben können verlangt werden. 
4. Der Auftraggeber wird andere ihm geeignet erscheinende Nachweise der wirtschaftlichen 
und finanziellen Leistungsfähigkeit zulassen, wenn er feststellt, dass stichhaltige Gründe 
dafür bestehen. 
5. Bei Öffentlicher Ausschreibung sind in der Aufforderung zur Angebotsabgabe die 
Nachweise zu bezeichnen, deren Vorlage mit dem Angebot verlangt oder deren spätere 
Anforderung vorbehalten wird. Bei Beschränkter Ausschreibung nach Öffentlichem 
Teilnahmewettbewerb ist zu verlangen, dass die Nachweise bereits mit dem 
Teilnahmeantrag vorgelegt werden. 
6. Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe ist vor der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe die Eignung der Bewerber zu prüfen. Dabei sind die Bewerber 
auszuwählen, deren Eignung die für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen 
notwendige Sicherheit bietet; dies bedeutet, dass sie die erforderliche Fachkunde, 
Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit besitzen und über ausreichende technische und 
wirtschaftliche Mittel verfügen. 
 
§ 7 Leistungsbeschreibung 
Allgemeines 
(1) 1. Die Leistung ist eindeutig und so erschöpfend zu beschreiben, dass alle Bewerber die 
Beschreibung im gleichen Sinne verstehen müssen und ihre Preise sicher und ohne 
umfangreiche Vorarbeiten berechnen können. 
2. Um eine einwandfreie Preisermittlung zu ermöglichen, sind alle sie beeinflussenden 
Umstände festzustellen und in den Vergabeunterlagen anzugeben. 
3. Dem Auftragnehmer darf kein ungewöhnliches Wagnis aufgebürdet werden für Umstände 
und Ereignisse, auf die er keinen Einfluss hat und deren Einwirkung auf die Preise und 
Fristen er nicht im Voraus schätzen kann. 



4. Bedarfspositionen sind grundsätzlich nicht in die Leistungsbeschreibung aufzunehmen. 
Angehängte Stundenlohnarbeiten dürfen nur in dem unbedingt erforderlichen Umfang in die 
Leistungsbeschreibung aufgenommen werden. 
5. Erforderlichenfalls sind auch der Zweck und die vorgesehene Beanspruchung der fertigen 
Leistung anzugeben. 
6. Die für die Ausführung der Leistung wesentlichen Verhältnisse der Baustelle, z. B. Boden 
und Wasserverhältnisse, sind so zu beschreiben, dass der Bewerber ihre Auswirkungen auf 
die bauliche Anlage und die Bauausführung hinreichend beurteilen kann. 
7. Die „Hinweise für das Aufstellen der Leistungsbeschreibung“ in Abschnitt 0 der 
Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen, DIN 18299 ff., sind zu 
beachten. 
(2) Bei der Beschreibung der Leistung sind die verkehrsüblichen Bezeichnungen zu 
beachten. 
Technische Spezifikationen 
(3) Die technischen Anforderungen (Spezifikationen – siehe Anhang TS Nummer 1) an den 
Auftragsgegenstand müssen allen Bewerbern gleichermaßen zugänglich sein. 
(4) Die technischen Spezifikationen sind in den Vergabeunterlagen zu formulieren: 
1. entweder unter Bezugnahme auf die in Anhang TS definierten technischen Spezifikationen 
in der Rangfolge 
a) nationale Normen, mit denen europäische Normen umgesetzt werden, 
b) europäische technische Zulassungen, 
c) gemeinsame technische Spezifikationen, 
d) internationale Normen und andere technische Bezugsysteme, die von den europäischen 
Normungsgremien erarbeitet wurden oder, 
e) falls solche Normen und Spezifikationen fehlen, nationale Normen, nationale technische 
Zulassungen oder nationale technische Spezifikationen für die Planung, Berechnung und 
Ausführung von Bauwerken und den Einsatz von Produkten.  
Jede Bezugnahme ist mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen; 
2. oder in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen, die so genau zu fassen sind, 
dass sie den Unternehmen ein klares Bild vom Auftragsgegenstand vermitteln und dem 
Auftraggeber die Erteilung des Zuschlags ermöglichen; 
3. oder in Kombination von Nummer 1 und Nummer 2, d. h. 
a) in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen unter Bezugnahme auf die 
Spezifikationen gemäß Nummer 1 als Mittel zur Vermutung der Konformität mit diesen 
Leistungs- oder Funktionsanforderungen; 
b) oder mit Bezugnahme auf die Spezifikationen gemäß Nummer 1 hinsichtlich bestimmter 
Merkmale und mit Bezugnahme auf die Leistungs- oder Funktionsanforderungen gemäß 
Nummer 2 hinsichtlich anderer Merkmale. 
(5) Verweist der Auftraggeber in der Leistungsbeschreibung auf die in Absatz 4 Nummer 1 
genannten Spezifikationen, so darf er ein Angebot nicht mit der Begründung ablehnen, die 
angebotene Leistung entspräche nicht den herangezogenen Spezifikationen, sofern der 
Bieter in seinem Angebot dem Auftraggeber nachweist, dass die von ihm vorgeschlagenen 
Lösungen den Anforderungen der technischen Spezifikation, auf die Bezug genommen 
wurde, gleichermaßen entsprechen. Als geeignetes Mittel kann eine technische 
Beschreibung des Herstellers oder ein Prüfbericht einer anerkannten Stelle gelten. 
(6) Legt der Auftraggeber die technischen Spezifikationen in Form von Leistungs- oder 
Funktionsanforderungen fest, so darf er ein Angebot, das einer nationalen Norm entspricht, 



mit der eine europäische Norm umgesetzt wird, oder einer europäischen technischen 
Zulassung, einer gemeinsamen technischen Spezifikation, einer internationalen Norm oder 
einem technischen Bezugssystem, das von den europäischen Normungsgremien erarbeitet 
wurde, entspricht, nicht zurückweisen, wenn diese Spezifikationen die geforderten Leistungs- 
oder Funktionsanforderungen betreffen. Der Bieter muss in seinem Angebot mit geeigneten 
Mitteln dem Auftraggeber nachweisen, dass die der Norm entsprechende jeweilige Leistung 
den Leistungs- oder Funktionsanforderungen des Auftraggebers entspricht. Als geeignetes 
Mittel kann eine technische Beschreibung des Herstellers oder ein Prüfbericht einer 
anerkannten Stelle gelten. 
 (7) Schreibt der Auftraggeber Umwelteigenschaften in Form von Leistungs- oder 
Funktionsanforderungen vor, so kann er die Spezifikationen verwenden, die in europäischen, 
multinationalen oder anderen Umweltzeichen definiert sind, wenn 
1. sie sich zur Definition der Merkmale des Auftragsgegenstands eignen, 
2. die Anforderungen des Umweltzeichens auf Grundlage von wissenschaftlich 
abgesicherten Informationen ausgearbeitet werden, 
3. die Umweltzeichen im Rahmen eines Verfahrens erlassen werden, an dem interessierte 
Kreise – wie z. B. staatliche Stellen, Verbraucher, Hersteller, Händler und 
Umweltorganisationen – teilnehmen können, und 
4. wenn das Umweltzeichen für alle Betroffenen zugänglich und verfügbar ist. 
Der Auftraggeber kann in den Vergabeunterlagen angeben, dass bei Leistungen, die mit 
einem Umweltzeichen ausgestattet sind, vermutet wird, dass sie den in der 
Leistungsbeschreibung festgelegten technischen Spezifikationen genügen. Der Auftraggeber 
muss jedoch auch jedes andere geeignete Beweismittel, wie technische Unterlagen des 
Herstellers oder Prüfberichte anerkannter Stellen, akzeptieren. Anerkannte Stellen sind die 
Prüf- und Eichlaboratorien sowie die Inspektions- und Zertifizierungsstellen, die mit den 
anwendbaren europäischen Normen übereinstimmen. Der Auftraggeber erkennt 
Bescheinigungen von in anderen Mitgliedstaaten ansässigen anerkannten Stellen an. 
(8) Soweit es nicht durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt ist, darf in technischen 
Spezifikationen nicht auf eine bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein besonderes 
Verfahren oder auf Marken, Patente, Typen eines bestimmten Ursprungs oder einer 
bestimmten Produktion verwiesen werden, wenn dadurch bestimmte Unternehmen oder 
bestimmte Produkte begünstigt oder ausgeschlossen werden. Solche Verweise sind jedoch 
ausnahmsweise zulässig, wenn der Auftragsgegenstand nicht hinreichend genau und 
allgemein verständlich beschrieben werden kann; solche Verweise sind mit dem Zusatz 
„oder gleichwertig“ zu versehen. 
Leistungsbeschreibung mit Leistungsverzeichnis 
(9) Die Leistung ist in der Regel durch eine allgemeine Darstellung der Bauaufgabe 
(Baubeschreibung) und ein in Teilleistungen gegliedertes Leistungsverzeichnis zu 
beschreiben. 
(10) Erforderlichenfalls ist die Leistung auch zeichnerisch oder durch Probestücke 
darzustellen oder anders zu erklären, z. B. durch Hinweise auf ähnliche Leistungen, durch 
Mengen- oder statische Berechnungen. Zeichnungen und Proben, die für die Ausführung 
maßgebend sein sollen, sind eindeutig zu bezeichnen. 
(11) Leistungen, die nach den Vertragsbedingungen, den Technischen Vertragsbedingungen 
oder der gewerblichen Verkehrssitte zu der geforderten Leistung gehören (§ 2 Absatz 1 
VOB/B), brauchen nicht besonders aufgeführt zu werden. 



(12) Im Leistungsverzeichnis ist die Leistung derart aufzugliedern, dass unter einer 
Ordnungszahl (Position) nur solche Leistungen aufgenommen werden, die nach ihrer 
technischen Beschaffenheit und für die Preisbildung als in sich gleichartig anzusehen sind. 
Ungleichartige Leistungen sollen unter einer Ordnungszahl (Sammelposition) nur 
zusammengefasst werden, wenn eine Teilleistung gegenüber einer anderen für die Bildung 
eines Durchschnittspreises ohne nennenswerten Einfluss ist. 
Leistungsbeschreibung mit Leistungsprogramm 
(13) Wenn es nach Abwägen aller Umstände zweckmäßig ist, abweichend von Absatz 9 
zusammen mit der Bauausführung auch den Entwurf für die Leistung dem Wettbewerb zu 
unterstellen, um die technisch, wirtschaftlich und gestalterisch beste sowie 
funktionsgerechteste Lösung der Bauaufgabe zu ermitteln, kann die Leistung durch ein 
Leistungsprogramm dargestellt werden. 
(14) 1. Das Leistungsprogramm umfasst eine Beschreibung der Bauaufgabe, aus der die 
Bewerber alle für die Entwurfsbearbeitung und ihr Angebot maßgebenden Bedingungen und 
Umstände erkennen können und in der sowohl der Zweck der fertigen Leistung als auch die 
an sie gestellten technischen, wirtschaftlichen, gestalterischen und funktionsbedingten 
Anforderungen angegeben sind, sowie gegebenenfalls ein Musterleistungsverzeichnis, in 
dem die Mengenangaben ganz oder teilweise offen gelassen sind. 
2. Die Absätze 10 bis 12 gelten sinngemäß. 
(15) Von dem Bieter ist ein Angebot zu verlangen, das außer der Ausführung der Leistung 
den Entwurf nebst eingehender Erläuterung und eine Darstellung der Bauausführung sowie 
eine eingehende und zweckmäßig gegliederte Beschreibung der Leistung – gegebenenfalls 
mit Mengen- und Preisangaben für Teile der Leistung – umfasst. Bei Beschreibung der 
Leistung mit Mengen- und Preisangaben ist vom Bieter zu verlangen, dass er 
1. die Vollständigkeit seiner Angaben, insbesondere die von ihm selbst ermittelten Mengen, 
entweder ohne Einschränkung oder im Rahmen einer in den Vergabeunterlagen 
anzugebenden Mengentoleranz vertritt, und dass er 
2. etwaige Annahmen, zu denen er in besonderen Fällen gezwungen ist, weil zum Zeitpunkt 
der Angebotsabgabe einzelne Teilleistungen nach Art und Menge noch nicht bestimmt 
werden können (z.B. Aushub-, Abbruch- oder Wasserhaltungsarbeiten) – erforderlichenfalls 
anhand von Plänen und Mengenermittlungen – begründet. 
 
§ 8 Vergabeunterlagen 
(1) Die Vergabeunterlagen bestehen aus 
1. dem Anschreiben (Aufforderung zur Angebotsabgabe), gegebenenfalls 
Bewerbungsbedingungen (§ 8 Absatz 2) und 
2. den Vertragsunterlagen (§§ 7 und 8 Absätze 3 bis 6). 
(2) 1. Das Anschreiben muss alle Angaben nach § 12 Absatz 1 Nummer 2 enthalten, die 
außer den Vertragsunterlagen für den Entschluss zur Abgabe eines Angebots notwendig 
sind, sofern sie nicht bereits veröffentlicht wurden. 
2. Der Auftraggeber kann die Bieter auffordern, in ihrem Angebot die Leistungen anzugeben, 
die sie an Nachunternehmen zu vergeben beabsichtigen. 
3. Der Auftraggeber hat anzugeben: 
a) ob er Nebenangebote nicht zulässt, 
b) ob er Nebenangebote ausnahmsweise nur in Verbindung mit einem Hauptangebot 
zulässt. 



Von Bietern, die eine Leistung anbieten, deren Ausführung nicht in Allgemeinen Technischen 
Vertragsbedingungen oder in den Vergabeunterlagen geregelt ist, sind im Angebot 
entsprechende Angaben über Ausführung und Beschaffenheit dieser Leistung zu verlangen. 
4. Auftraggeber, die ständig Bauleistungen vergeben, sollen die Erfordernisse, die die 
Bewerber bei der Bearbeitung ihrer Angebote beachten müssen, in den 
Bewerbungsbedingungen zusammenfassen und dem Anschreiben beifügen. 
(3) In den Vergabeunterlagen ist vorzuschreiben, dass die Allgemeinen 
Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B) und die Allgemeinen 
Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen (VOB/C) Bestandteile des Vertrags 
werden. Das gilt auch für etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen und etwaige Zusätzliche 
Technische Vertragsbedingungen, soweit sie Bestandteile des Vertrags werden sollen. 
(4) 1. Die Allgemeinen Vertragsbedingungen bleiben grundsätzlich unverändert. Sie können 
von Auftraggebern, die ständig Bauleistungen vergeben, für die bei ihnen allgemein 
gegebenen Verhältnisse durch Zusätzliche Vertragsbedingungen ergänzt werden. Diese 
dürfen den Allgemeinen Vertragsbedingungen nicht widersprechen. 
2. Für die Erfordernisse des Einzelfalles sind die Allgemeinen Vertragsbedingungen und 
etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen durch Besondere Vertragsbedingungen zu 
ergänzen. In diesen sollen sich Abweichungen von den Allgemeinen Vertragsbedingungen 
auf die Fälle beschränken, in denen dort besondere Vereinbarungen ausdrücklich 
vorgesehen sind und auch nur soweit es die Eigenart der Leistung und ihre Ausführung 
erfordern. 
(5) Die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen bleiben grundsätzlich unverändert. 
Sie können von Auftraggebern, die ständig Bauleistungen vergeben, für die bei ihnen 
allgemein gegebenen Verhältnisse durch Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
ergänzt werden. Für die Erfordernisse des Einzelfalles sind Ergänzungen und Änderungen in 
der Leistungsbeschreibung festzulegen. 
(6) 1. In den Zusätzlichen Vertragsbedingungen oder in den Besonderen 
Vertragsbedingungen sollen, soweit erforderlich, folgende Punkte geregelt werden: 
a) Unterlagen (§ 8 Absatz 9; § 3 Absätze 5 und 6 VOB/B), 
b) Benutzung von Lager- und Arbeitsplätzen, Zufahrtswegen, Anschlussgleisen, Wasser- 
und Energieanschlüssen (§ 4 Absatz 4 VOB/B), 
c) Weitervergabe an Nachunternehmen (§ 4 Absatz 8 VOB/B), 
d) Ausführungsfristen (§ 9 Absätze 1 bis 4; § 5 VOB/B), 
e) Haftung (§ 10 Absatz 2 VOB/B), 
f) Vertragsstrafen und Beschleunigungsvergütungen (§ 9 Absatz 5; § 11 VOB/B), 
g) Abnahme (§ 12 VOB/B), 
h) Vertragsart (§ 4), Abrechnung (§ 14 VOB/B), 
i) Stundenlohnarbeiten (§ 15 VOB/B), 
j) Zahlungen, Vorauszahlungen (§ 16 VOB/B), 
k) Sicherheitsleistung (§ 9 Absätze 7 und 8; § 17 VOB/B), 
l) Gerichtsstand (§ 18 Absatz 1 VOB/B), 
m) Lohn- und Gehaltsnebenkosten, 
n) Änderung der Vertragspreise (§ 9 Absatz 9). 
2. Im Einzelfall erforderliche besondere Vereinbarungen über die Mängelansprüche sowie 
deren Verjährung (§ 9 Absatz 6; § 13 Absätze 1, 4 und 7 VOB/B) und über die Verteilung der 
Gefahr bei Schäden, die durch Hochwasser, Sturmfluten, Grundwasser, Wind, Schnee, Eis 
und dergleichen entstehen können (§ 7 VOB/B), sind in den Besonderen 



Vertragsbedingungen zu treffen. Sind für bestimmte Bauleistungen gleichgelagerte 
Voraussetzungen im Sinne von § 9 Absatz 6 gegeben, so dürfen die besonderen 
Vereinbarungen auch in Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen vorgesehen 
werden. 
(7) 1. Bei Öffentlicher Ausschreibung kann eine Erstattung der Kosten für die Vervielfältigung 
der Leistungsbeschreibung und der anderen Unterlagen sowie für die Kosten der 
postalischen Versendung verlangt werden. 
2. Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe sind alle Unterlagen 
unentgeltlich abzugeben. 
(8) 1. Für die Bearbeitung des Angebots wird keine Entschädigung gewährt. Verlangt jedoch 
der Auftraggeber, dass der Bewerber Entwürfe, Pläne, Zeichnungen, statische 
Berechnungen, Mengenberechnungen oder andere Unterlagen ausarbeitet, insbesondere in 
den Fällen des § 7 Absätze 13 bis 15, so ist einheitlich für alle Bieter in der Ausschreibung 
eine angemessene Entschädigung festzusetzen. Diese Entschädigung steht jedem Bieter zu, 
der ein der Ausschreibung entsprechendes Angebot mit den geforderten Unterlagen 
rechtzeitig eingereicht hat. 
2. Diese Grundsätze gelten für die Freihändige Vergabe entsprechend. 
(9) Der Auftraggeber darf Angebotsunterlagen und die in den Angeboten enthaltenen 
eigenen Vorschläge eines Bieters nur für die Prüfung und Wertung der Angebote (§ 16) 
verwenden. Eine darüber hinausgehende Verwendung bedarf der vorherigen schriftlichen 
Vereinbarung. 
(10) Sollen Streitigkeiten aus dem Vertrag unter Ausschluss des ordentlichen Rechtswegs im 
schiedsrichterlichen Verfahren ausgetragen werden, so ist es in besonderer, nur das 
Schiedsverfahren betreffender Urkunde zu vereinbaren, soweit nicht § 1031 Absatz 2 der 
Zivilprozessordnung auch eine andere Form der Vereinbarung zulässt. 
 
§ 9 Vertragsbedingungen 
Ausführungsfristen 
(1) 1. Die Ausführungsfristen sind ausreichend zu bemessen; Jahreszeit, 
Arbeitsbedingungen und etwaige besondere Schwierigkeiten sind zu berücksichtigen. Für die 
Bauvorbereitung ist dem Auftragnehmer genügend Zeit zu gewähren. 
2. Außergewöhnlich kurze Fristen sind nur bei besonderer Dringlichkeit vorzusehen. 
3. Soll vereinbart werden, dass mit der Ausführung erst nach Aufforderung zu beginnen ist (§ 
5 Absatz 2 VOB/B), so muss die Frist, innerhalb derer die Aufforderung ausgesprochen 
werden kann, unter billiger Berücksichtigung der für die Ausführung maßgebenden 
Verhältnisse zumutbar sein; sie ist in den Vergabeunterlagen festzulegen. 
(2) 1. Wenn es ein erhebliches Interesse des Auftraggebers erfordert, sind Einzelfristen für in 
sich abgeschlossene Teile der Leistung zu bestimmen. 
2. Wird ein Bauzeitenplan aufgestellt, damit die Leistungen aller Unternehmen sicher 
ineinander greifen, so sollen nur die für den Fortgang der Gesamtarbeit besonders wichtigen 
Einzelfristen als vertraglich verbindliche Fristen (Vertragsfristen) bezeichnet werden. 
(3) Ist für die Einhaltung von Ausführungsfristen die Übergabe von Zeichnungen oder 
anderen Unterlagen wichtig, so soll hierfür ebenfalls eine Frist festgelegt werden. 
(4) Der Auftraggeber darf in den Vertragsunterlagen eine Pauschalierung des 
Verzugsschadens (§ 5 Absatz 4 VOB/B) vorsehen; sie soll 5 v. H. der Auftragssumme nicht 
überschreiten. Der Nachweis eines geringeren Schadens ist zuzulassen. 
Vertragsstrafen, Beschleunigungsvergütung 



(5) Vertragsstrafen für die Überschreitung von Vertragsfristen sind nur zu vereinbaren, wenn 
die Überschreitung erhebliche Nachteile verursachen kann. Die Strafe ist in angemessenen 
Grenzen zu halten. Beschleunigungsvergütung (Prämien) sind nur vorzusehen, wenn die 
Fertigstellung vor Ablauf der Vertragsfristen erhebliche Vorteile bringt. 
Verjährung der Mängelansprüche 
(6) Andere Verjährungsfristen als nach § 13 Absatz 4 VOB/B sollen nur vorgesehen werden, 
wenn dies wegen der Eigenart der Leistung erforderlich ist. In solchen Fällen sind alle 
Umstände gegeneinander abzuwägen, insbesondere, wann etwaige Mängel wahrscheinlich 
erkennbar werden und wieweit die Mängelursachen noch nachgewiesen werden können, 
aber auch die Wirkung auf die Preise und die Notwendigkeit einer billigen Bemessung der 
Verjährungsfristen für Mängelansprüche. 
Sicherheitsleistung 
(7) Auf Sicherheitsleistung soll ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn Mängel der 
Leistung voraussichtlich nicht eintreten. Unterschreitet die Auftragssumme 250.000 € ohne 
Umsatzsteuer, ist auf Sicherheitsleistung für die Vertragserfüllung und in der Regel auf 
Sicherheitsleistung für die Mängelansprüche zu verzichten. Bei Beschränkter Ausschreibung 
sowie bei Freihändiger Vergabe sollen Sicherheitsleistungen in der Regel nicht verlangt 
werden. 
(8) Die Sicherheit soll nicht höher bemessen und ihre Rückgabe nicht für einen späteren 
Zeitpunkt vorgesehen werden, als nötig ist, um den Auftraggeber vor Schaden zu bewahren. 
Die Sicherheit für die Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen aus dem Vertrag soll 5 v. H. der 
Auftragssumme nicht überschreiten. Die Sicherheit für Mängelansprüche soll 3 v. H. der 
Abrechnungssumme nicht überschreiten. 
Änderung der Vergütung 
(9) Sind wesentliche Änderungen der Preisermittlungsgrundlagen zu erwarten, deren Eintritt 
oder Ausmaß ungewiss ist, so kann eine angemessene Änderung der Vergütung in den 
Vertragsunterlagen vorgesehen werden. Die Einzelheiten der Preisänderungen sind 
festzulegen. 
 
§ 10 Fristen 
(1) Für die Bearbeitung und Einreichung der Angebote ist eine ausreichende Angebotsfrist 
vorzusehen, auch bei Dringlichkeit nicht unter 10 Kalendertagen. Dabei ist insbesondere der 
zusätzliche Aufwand für die Besichtigung von Baustellen oder die Beschaffung von 
Unterlagen für die Angebotsbearbeitung zu berücksichtigen. 
(2) Die Angebotsfrist läuft ab, sobald im Eröffnungstermin der Verhandlungsleiter mit der 
Öffnung der Angebote beginnt. 
(3) Bis zum Ablauf der Angebotsfrist können Angebote in Textform zurückgezogen werden. 
(4) Für die Einreichung von Teilnahmeanträgen bei Beschränkter Ausschreibung nach 
Öffentlichem Teilnahmewettbewerb ist eine ausreichende Bewerbungsfrist vorzusehen. 
(5) Die Zuschlagsfrist beginnt mit dem Eröffnungstermin. 
(6) Die Zuschlagsfrist soll so kurz wie möglich und nicht länger bemessen werden, als der 
Auftraggeber für eine zügige Prüfung und Wertung der Angebote (§ 16) benötigt. Eine 
längere Zuschlagsfrist als 30 Kalendertage soll nur in begründeten Fällen festgelegt werden. 
Das Ende der Zuschlagsfrist ist durch Angabe des Kalendertages zu bezeichnen. 
(7) Es ist vorzusehen, dass der Bieter bis zum Ablauf der Zuschlagsfrist an sein Angebot 
gebunden ist. 
(8) Die Absätze 5 bis 7 gelten bei Freihändiger Vergabe entsprechend. 



 
§ 11 Grundsätze der Informationsübermittlung 
(1) 1. Die Auftraggeber geben in der Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen an, ob 
Informationen per Post, Telefax, direkt, elektronisch oder durch eine Kombination dieser 
Kommunikationsmittel übermittelt werden. 
2. Das für die elektronische Übermittlung gewählte Netz muss allgemein verfügbar sein und 
darf den Zugang der Bewerber und Bieter zu den Vergabeverfahren nicht beschränken. Die 
dafür zu verwendenden Programme und ihre technischen Merkmale müssen allgemein 
zugänglich, mit allgemein verbreiteten Erzeugnissen der Informations- und 
Kommunikationstechnologie kompatibel und nichtdiskriminierend sein. 
3. Die Auftraggeber haben dafür Sorge zu tragen, dass den interessierten Unternehmen die 
Informationen über die Spezifikationen der Geräte, die für die elektronische Übermittlung der 
Anträge auf Teilnahme und der Angebote erforderlich sind, einschließlich Verschlüsselung 
zugänglich sind. Außerdem muss gewährleistet sein, dass die in Anhang I genannten 
Anforderungen erfüllt sind. 
(2) Der Auftraggeber kann im Internet ein Beschafferprofil einrichten, in dem allgemeine 
Informationen wie Kontaktstelle, Telefon- und Faxnummer, Postanschrift und E-Mailadresse 
sowie Angaben über Ausschreibungen, geplante und vergebene Aufträge oder aufgehobene 
Verfahren veröffentlicht werden können. 
 
§ 12 Bekanntmachung, Versand der Vergabeunterlagen 
(1) 1. Öffentliche Ausschreibungen sind bekannt zu machen, z. B. in Tageszeitungen, 
amtlichen Veröffentlichungsblättern oder auf Internetportalen, sie können auch auf 
www.bund.de veröffentlicht werden. 
2. Diese Bekanntmachungen sollen folgende Angaben enthalten: 
a) Name, Anschrift, Telefon-, Telefaxnummer sowie E-Mailadresse des Auftraggebers 
(Vergabestelle), 
b) gewähltes Vergabeverfahren, 
c) gegebenenfalls Auftragsvergabe auf elektronischem Wege und Verfahren der Ver- und 
Entschlüsselung, 
d) Art des Auftrags, 
e) Ort der Ausführung, 
f) Art und Umfang der Leistung, 
g) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder des Auftrags, wenn auch 
Planungsleistungen gefordert werden, 
h) falls die bauliche Anlage oder der Auftrag in mehrere Lose aufgeteilt ist, Art und Umfang 
der einzelnen Lose und Möglichkeit, Angebote für eines, mehrere oder alle Lose 
einzureichen, 
i) Zeitpunkt, bis zu dem die Bauleistungen beendet werden sollen oder Dauer des 
Bauleistungsauftrags; sofern möglich, Zeitpunkt, zu dem die Bauleistungen begonnen 
werden sollen, 
j) gegebenenfalls Angaben nach § 8 Absatz 2 Nummer 3 zur Zulässigkeit von 
Nebenangeboten, 
k) Name und Anschrift, Telefon- und Faxnummer, E-Mailadresse der Stelle, bei der die 
Vergabeunterlagen und zusätzliche Unterlagen angefordert und eingesehen werden können, 
l) gegebenenfalls Höhe und Bedingungen für die Zahlung des Betrags, der für die Unterlagen 
zu entrichten ist, 



m) bei Teilnahmeantrag: Frist für den Eingang der Anträge auf Teilnahme, Anschrift, an die 
diese Anträge zu richten sind, Tag, an dem die Aufforderungen zur Angebotsabgabe 
spätestens abgesandt werden, 
n) Frist für den Eingang der Angebote, 
o) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind, gegebenenfalls auch Anschrift, an die 
Angebote elektronisch zu übermitteln sind, 
p) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen, 
q) Datum, Uhrzeit und Ort des Eröffnungstermins sowie Angabe, welche Personen bei der 
Eröffnung der Angebote anwesend sein dürfen, 
r) gegebenenfalls geforderte Sicherheiten, 
s) wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise auf die 
maßgeblichen Vorschriften, in denen sie enthalten sind, 
t) gegebenenfalls Rechtsform, die die Bietergemeinschaft nach der Auftragsvergabe haben 
muss, 
u) verlangte Nachweise für die Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters, 
v) Zuschlagsfrist, 
w) Name und Anschrift der Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung 
behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen wenden kann. 
(2) 1. Bei Beschränkten Ausschreibungen nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb sind die 
Unternehmen durch Bekanntmachungen, z. B. in Tageszeitungen, amtlichen 
Veröffentlichungsblättern oder auf Internetportalen, aufzufordern, ihre Teilnahme am 
Wettbewerb zu beantragen. 
2. Diese Bekanntmachungen sollen die Angaben gemäß § 12 Absatz 1 Nummer 2 enthalten. 
(3) Anträge auf Teilnahme sind auch dann zu berücksichtigen, wenn sie durch Telefax oder 
in sonstiger Weise elektronisch übermittelt werden, sofern die sonstigen 
Teilnahmebedingungen erfüllt sind. 
(4) 1. Die Vergabeunterlagen sind den Bewerbern unverzüglich in geeigneter Weise zu 
übermitteln. 
2. Die Vergabeunterlagen sind bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe 
an alle ausgewählten Bewerber am selben Tag abzusenden. 
(5) Wenn von den für die Preisermittlung wesentlichen Unterlagen keine Vervielfältigungen 
abgegeben werden können, sind diese in ausreichender Weise zur Einsicht auszulegen. 
(6) Die Namen der Bewerber, die Vergabeunterlagen erhalten oder eingesehen haben, sind 
geheim zu halten. 
(7) Erbitten Bewerber zusätzliche sachdienliche Auskünfte über die Vergabeunterlagen, so 
sind diese Auskünfte allen Bewerbern unverzüglich in gleicher Weise zu erteilen. 
 
§ 13 Form und Inhalt der Angebote 
(1) 1. Der Auftraggeber legt fest, in welcher Form die Angebote einzureichen sind. Schriftlich 
eingereichte Angebote sind immer zuzulassen. Sie müssen unterzeichnet sein. Elektronisch 
übermittelte Angebote sind nach Wahl des Auftraggebers mit einer fortgeschrittenen 
elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz und den Anforderungen des 
Auftraggebers oder mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz 
zu versehen. 
2. Die Auftraggeber haben die Datenintegrität und die Vertraulichkeit der Angebote auf 
geeignete Weise zu gewährleisten. Per Post oder direkt übermittelte Angebote sind in einem 
verschlossenen Umschlag einzureichen, als solche zu kennzeichnen und bis zum Ablauf der 



für die Einreichung vorgesehenen Frist unter Verschluss zu halten. Bei elektronisch 
übermittelten Angeboten ist dies durch entsprechende technische Lösungen nach den 
Anforderungen des Auftraggebers und durch Verschlüsselung sicherzustellen. Die 
Verschlüsselung muss bis zur Öffnung des ersten Angebots aufrechterhalten bleiben. 
3. Die Angebote müssen die geforderten Preise enthalten. 
4. Die Angebote müssen die geforderten Erklärungen und Nachweise enthalten. 
5. Änderungen an den Vergabeunterlagen sind unzulässig. Änderungen des Bieters an 
seinen Eintragungen müssen zweifelsfrei sein. 
6. Bieter können für die Angebotsabgabe eine selbstgefertigte Abschrift oder Kurzfassung 
des Leistungsverzeichnisses benutzen, wenn sie den vom Auftraggeber verfassten Wortlaut 
des Leistungsverzeichnisses im Angebot als allein verbindlich anerkennen; Kurzfassungen 
müssen jedoch die Ordnungszahlen (Positionen) vollzählig, in der gleichen Reihenfolge und 
mit den gleichen Nummern wie in dem vom Auftraggeber verfassten Leistungsverzeichnis, 
wiedergeben. 
7. Muster und Proben der Bieter müssen als zum Angebot gehörig gekennzeichnet sein. 
(2) Eine Leistung, die von den vorgesehenen technischen Spezifikationen nach § 7 Absatz 3 
abweicht, kann angeboten werden, wenn sie mit dem geforderten Schutzniveau in Bezug auf 
Sicherheit, Gesundheit und Gebrauchstauglichkeit gleichwertig ist. Die Abweichung muss im 
Angebot eindeutig bezeichnet sein. Die Gleichwertigkeit ist mit dem Angebot nachzuweisen. 
(3) Die Anzahl von Nebenangeboten ist an einer vom Auftraggeber in den 
Vergabeunterlagen bezeichneten Stelle aufzuführen. Etwaige Nebenangebote müssen auf 
besonderer Anlage gemacht und als solche deutlich gekennzeichnet werden. 
(4) Soweit Preisnachlässe ohne Bedingungen gewährt werden, sind diese an einer vom 
Auftraggeber in den Vergabeunterlagen bezeichneten Stelle aufzuführen. 
(5) Bietergemeinschaften haben die Mitglieder zu benennen sowie eines ihrer Mitglieder als 
bevollmächtigten Vertreter für den Abschluss und die Durchführung des Vertrags zu 
bezeichnen. Fehlt die Bezeichnung des bevollmächtigten Vertreters im Angebot, so ist sie 
vor der Zuschlagserteilung beizubringen. 
(6) Der Auftraggeber hat die Anforderungen an den Inhalt der Angebote nach den Absätzen 
1 bis 5 in die Vergabeunterlagen aufzunehmen. 
 
§ 14 Öffnung der Angebote, Eröffnungstermin 
(1) Bei Ausschreibungen ist für die Öffnung und Verlesung (Eröffnung) der Angebote ein 
Eröffnungstermin abzuhalten, in dem nur die Bieter und ihre Bevollmächtigten zugegen sein 
dürfen. Bis zu diesem Termin sind die zugegangenen Angebote auf dem ungeöffneten 
Umschlag mit Eingangsvermerk zu versehen und unter Verschluss zu halten. Elektronische 
Angebote sind zu kennzeichnen und verschlüsselt aufzubewahren. 
(2) Zur Eröffnung zuzulassen sind nur Angebote, die dem Verhandlungsleiter bei Öffnung 
des ersten Angebots vorliegen. 
(3) 1. Der Verhandlungsleiter stellt fest, ob der Verschluss der schriftlichen Angebote 
unversehrt ist und die elektronischen Angebote verschlüsselt sind. 
2. Die Angebote werden geöffnet und in allen wesentlichen Teilen im Eröffnungstermin 
gekennzeichnet. Name und Anschrift der Bieter und die Endbeträge der Angebote oder ihrer 
einzelnen Abschnitte, ferner andere den Preis betreffende Angaben (wie z.B. Preisnachlässe 
ohne Bedingungen) werden verlesen. Es wird bekannt gegeben, ob und von wem und in 
welcher Zahl Nebenangebote eingereicht sind. Weiteres aus dem Inhalt der Angebote soll 
nicht mitgeteilt werden. 



3. Muster und Proben der Bieter müssen im Termin zur Stelle sein. 
(4) 1. Über den Eröffnungstermin ist eine Niederschrift in Schriftform oder in elektronischer 
Form zu fertigen. Sie ist zu verlesen; in ihr ist zu vermerken, dass sie verlesen und als richtig 
anerkannt worden ist oder welche Einwendungen erhoben worden sind. 
2. Sie ist vom Verhandlungsleiter zu unterschreiben oder mit einer Signatur nach § 13 
Absatz 1 Nummer 1 zu versehen; die anwesenden Bieter und Bevollmächtigten sind 
berechtigt, mit zu unterzeichnen oder eine Signatur nach § 13 Absatz 1 Nummer 1 
anzubringen. 
(5) Angebote, die bei der Öffnung des ersten Angebots nicht vorgelegen haben (Absatz 2), 
sind in der Niederschrift oder in einem Nachtrag besonders aufzuführen. Die Eingangszeiten 
und die etwa bekannten Gründe, aus denen die Angebote nicht vorgelegen haben, sind zu 
vermerken. 
Der Umschlag und andere Beweismittel sind aufzubewahren. 
(6) 1. Ein Angebot, das nachweislich vor Ablauf der Angebotsfrist dem Auftraggeber 
zugegangen war, aber bei Öffnung des ersten Angebots aus vom Bieter nicht zu 
vertretenden Gründen dem Verhandlungsleiter nicht vorgelegen hat, ist wie ein rechtzeitig 
vorliegendes Angebot zu behandeln. 
2. Den Bietern ist dieser Sachverhalt unverzüglich in Textform mitzuteilen. In die Mitteilung 
sind die Feststellung, dass der Verschluss unversehrt war und die Angaben nach Absatz 3 
Nummer 2 aufzunehmen. 
3. Dieses Angebot ist mit allen Angaben in die Niederschrift oder in einen Nachtrag 
aufzunehmen. Im Übrigen gilt Absatz 5 Satz 2 und 3. 
(7) Den Bietern und ihren Bevollmächtigten ist die Einsicht in die Niederschrift und ihre 
Nachträge (Absätze 5 und 6 sowie § 16 Absatz 5) zu gestatten; den Bietern sind nach 
Antragstellung die Namen der Bieter sowie die verlesenen und die nachgerechneten 
Endbeträge der Angebote sowie die Zahl ihrer Nebenangebote nach der rechnerischen 
Prüfung unverzüglich mitzuteilen. Die Niederschrift darf nicht veröffentlicht werden. 
(8) Die Angebote und ihre Anlagen sind sorgfältig zu verwahren und geheim zu halten; dies 
gilt auch bei Freihändiger Vergabe. 
 
§ 15 Aufklärung des Angebotsinhalts 
(1) 1. Bei Ausschreibungen darf der Auftraggeber nach Öffnung der Angebote bis zur 
Zuschlagserteilung von einem Bieter nur Aufklärung verlangen, um sich über seine Eignung, 
insbesondere seine technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, das Angebot selbst, 
etwaige Nebenangebote, die geplante Art der Durchführung, etwaige Ursprungsorte oder 
Bezugsquellen von Stoffen oder Bauteilen und über die Angemessenheit der Preise, wenn 
nötig durch Einsicht in die vorzulegenden Preisermittlungen (Kalkulationen) zu unterrichten. 
2. Die Ergebnisse solcher Aufklärungen sind geheim zu halten. Sie sollen in Textform 
niedergelegt werden. 
(2) Verweigert ein Bieter die geforderten Aufklärungen und Angaben oder lässt er die ihm 
gesetzte angemessene Frist unbeantwortet verstreichen, so kann sein Angebot 
unberücksichtigt bleiben. 
(3) Verhandlungen, besonders über Änderung der Angebote oder Preise, sind unstatthaft, 
außer wenn sie bei Nebenangeboten oder Angeboten aufgrund eines Leistungsprogramms 
nötig sind, um unumgängliche technische Änderungen geringen Umfangs und daraus sich 
ergebende Änderungen der Preise zu vereinbaren. 
 



§ 16 Prüfung und Wertung der Angebote 
Ausschluss 
(1) 1. Auszuschließen sind: 
a) Angebote, die im Eröffnungstermin dem Verhandlungsleiter bei Öffnung des ersten 
Angebots nicht vorgelegen haben, ausgenommen Angebote nach § 14 Absatz 6, 
b) Angebote, die den Bestimmungen des § 13 Absatz 1 Nummern 1, 2 und 5 nicht 
entsprechen, 
c) Angebote, die den Bestimmungen des § 13 Absatz 1 Nummer 3 nicht entsprechen; 
ausgenommen solche Angebote, bei denen lediglich in einer einzelnen unwesentlichen 
Position die Angabe des Preises fehlt und durch die Außerachtlassung dieser Position der 
Wettbewerb und die Wertungsreihenfolge, auch bei Wertung dieser Position mit dem 
höchsten Wettbewerbspreis, nicht beeinträchtigt werden, 
d) Angebote von Bietern, die in Bezug auf die Ausschreibung eine Abrede getroffen haben, 
die eine unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt, 
e) Nebenangebote, wenn der Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen erklärt hat, dass er diese nicht zulässt, 
f) Nebenangebote, die dem § 13 Absatz 3 Satz 2 nicht entsprechen, 
g) Angebote von Bietern, die im Vergabeverfahren vorsätzlich unzutreffende Erklärungen in 
Bezug auf ihre Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit abgegeben haben. 
2. Außerdem können Angebote von Bietern ausgeschlossen werden, wenn 
a) ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren eröffnet 
oder die Eröffnung beantragt worden ist oder der Antrag mangels Masse abgelehnt wurde 
oder ein Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde, 
b) sich das Unternehmen in Liquidation befindet, 
c) nachweislich eine schwere Verfehlung begangen wurde, die die Zuverlässigkeit als 
Bewerber in Frage stellt, 
d) die Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur 
gesetzlichen Sozialversicherung nicht ordnungsgemäß erfüllt wurde, 
e) sich das Unternehmen nicht bei der Berufsgenossenschaft angemeldet hat. 
3. Fehlen geforderte Erklärungen oder Nachweise und wird das Angebot nicht entsprechend 
Nummern 1 oder 2 ausgeschlossen, verlangt der Auftraggeber die fehlenden Erklärungen 
oder Nachweise nach. Diese sind spätestens innerhalb von 6 Kalendertagen nach 
Aufforderung durch den Auftraggeber vorzulegen. Die Frist beginnt am Tag nach der 
Absendung der Aufforderung durch den Auftraggeber. Werden die Erklärungen oder 
Nachweise nicht innerhalb der Frist vorgelegt, ist das Angebot auszuschließen. 
Eignung 
(2) 1. Bei Öffentlicher Ausschreibung ist zunächst die Eignung der Bieter zu prüfen. Dabei 
sind anhand der vorgelegten Nachweise die Angebote der Bieter auszuwählen, deren 
Eignung die für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen notwendigen Sicherheiten 
bietet; dies bedeutet, dass sie die erforderliche Fachkunde, Leistungsfähigkeit und 
Zuverlässigkeit besitzen und über ausreichende technische und wirtschaftliche Mittel 
verfügen. 
2. Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe sind nur Umstände zu 
berücksichtigen, die nach Aufforderung zur Angebotsabgabe Zweifel an der Eignung des 
Bieters begründen (vgl. § 6 Absatz 3 Nummer 6). 
Prüfung 
(3) Die übrigen Angebote sind rechnerisch, technisch und wirtschaftlich zu prüfen. 



(4) 1. Entspricht der Gesamtbetrag einer Ordnungszahl (Position) nicht dem Ergebnis der 
Multiplikation von Mengenansatz und Einheitspreis, so ist der Einheitspreis maßgebend. 
2. Bei Vergabe für eine Pauschalsumme gilt diese ohne Rücksicht auf etwa angegebene 
Einzelpreise. 
3. Nummern 1 und 2 gelten auch bei Freihändiger Vergabe. 
(5) Die aufgrund der Prüfung festgestellten Angebotsendsummen sind in der Niederschrift 
über den Eröffnungstermin zu vermerken. 
Wertung 
(6) 1. Auf ein Angebot mit einem unangemessen hohen oder niedrigen Preis darf der 
Zuschlag nicht erteilt werden. 
2. Erscheint ein Angebotspreis unangemessen niedrig und ist anhand vorliegender 
Unterlagen über die Preisermittlung die Angemessenheit nicht zu beurteilen, ist in Textform 
vom Bieter Aufklärung über die Ermittlung der Preise für die Gesamtleistung oder für 
Teilleistungen zu verlangen, gegebenenfalls unter Festlegung einer zumutbaren Antwortfrist. 
Bei der Beurteilung der Angemessenheit sind die Wirtschaftlichkeit des Bauverfahrens, die 
gewählten technischen Lösungen oder sonstige günstige Ausführungsbedingungen zu 
berücksichtigen. 
3. In die engere Wahl kommen nur solche Angebote, die unter Berücksichtigung rationellen 
Baubetriebs und sparsamer Wirtschaftsführung eine einwandfreie Ausführung einschließlich 
Haftung für Mängelansprüche erwarten lassen. Unter diesen Angeboten soll der Zuschlag 
auf das Angebot erteilt werden, das unter Berücksichtigung aller Gesichtspunkte, wie z. B. 
Qualität, Preis, technischer Wert, Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Umwelteigenschaften, Betriebs- 
und Folgekosten, Rentabilität, Kundendienst und technische Hilfe oder Ausführungsfrist als 
das wirtschaftlichste erscheint. Der niedrigste Angebotspreis allein ist nicht entscheidend. 
(7) Ein Angebot nach § 13 Absatz 2 ist wie ein Hauptangebot zu werten. 
(8) Nebenangebote sind zu werten, es sei denn, der Auftraggeber hat sie in der 
Bekanntmachung oder in den Vergabeunterlagen nicht zugelassen. 
(9) Preisnachlässe ohne Bedingung sind nicht zu werten, wenn sie nicht an der vom 
Auftraggeber nach § 13 Absatz 4 bezeichneten Stelle aufgeführt sind. Unaufgefordert 
angebotene Preisnachlässe mit Bedingungen für die Zahlungsfrist (Skonti) werden bei der 
Wertung der Angebote nicht berücksichtigt. 
Freihändige Vergabe 
(10) Die Bestimmungen der Absätze 2 und 6 gelten auch bei Freihändiger Vergabe. Absatz 1 
Nummer 1 und Absätze 7 bis 9 und § 6 Absatz 1 Nummer 2 sind entsprechend auch bei 
Freihändiger Vergabe anzuwenden. 
 
§ 17 Aufhebung der Ausschreibung 
(1) Die Ausschreibung kann aufgehoben werden, wenn: 
1. kein Angebot eingegangen ist, das den Ausschreibungsbedingungen entspricht, 
2. die Vergabeunterlagen grundlegend geändert werden müssen, 
3. andere schwer wiegende Gründe bestehen. 
(2) Die Bewerber und Bieter sind von der Aufhebung der Ausschreibung unter Angabe der 
Gründe, gegebenenfalls über die Absicht, ein neues Vergabeverfahren einzuleiten, 
unverzüglich in Textform zu unterrichten. 
 
§ 18 Zuschlag 



(1) Der Zuschlag ist möglichst bald, mindestens aber so rechtzeitig zu erteilen, dass dem 
Bieter die Erklärung noch vor Ablauf der Zuschlagsfrist (§ 10 Absätze 5 bis 8) zugeht. 
(2) Werden Erweiterungen, Einschränkungen oder Änderungen vorgenommen oder wird der 
Zuschlag verspätet erteilt, so ist der Bieter bei Erteilung des Zuschlags aufzufordern, sich 
unverzüglich über die Annahme zu erklären. 
 
§ 19 Nicht berücksichtigte Bewerbungen und Angebote 
(1) Bieter, deren Angebote ausgeschlossen worden sind (§ 16 Absatz 1) und solche, deren 
Angebote nicht in die engere Wahl kommen, sollen unverzüglich unterrichtet werden. Die 
übrigen Bieter sind zu unterrichten, sobald der Zuschlag erteilt worden ist. 
(2) Auf Verlangen sind den nicht berücksichtigten Bewerbern oder Bietern innerhalb einer 
Frist von 15 Kalendertagen nach Eingang ihres in Textform gestellten Antrags die Gründe für 
die Nichtberücksichtigung ihrer Bewerbung oder ihres Angebots in Textform mitzuteilen, den 
Bietern auch die Merkmale und Vorteile des Angebots des erfolgreichen Bieters sowie 
dessen Name. 
(3) Nicht berücksichtigte Angebote und Ausarbeitungen der Bieter dürfen nicht für eine neue 
Vergabe oder für andere Zwecke benutzt werden. 
(4) Entwürfe, Ausarbeitungen, Muster und Proben zu nicht berücksichtigten Angeboten sind 
zurückzugeben, wenn dies im Angebot oder innerhalb von 30 Kalendertagen nach 
Ablehnung des Angebots verlangt wird. 
(5) Auftraggeber informieren fortlaufend Unternehmen auf Internetportalen oder in ihren 
Beschafferprofilen über beabsichtigte Beschränkte Ausschreibungen nach § 3 Absatz 3 
Nummer 1 ab einem voraussichtlichen Auftragswert von 25.000 € ohne Umsatzsteuer. Diese 
Informationen müssen folgende Angaben enthalten: 
1. Name, Anschrift, Telefon-, Faxnummer und E-Mailadresse des Auftraggebers 
2. Auftragsgegenstand, 
3. Ort der Ausführung, 
4. Art und voraussichtlicher Umfang der Leistung, 
5. voraussichtlicher Zeitraum der Ausführung. 
 
§ 20 Dokumentation 
(1) Das Vergabeverfahren ist zeitnah so zu dokumentieren, dass die einzelnen Stufen des 
Verfahrens, die einzelnen Maßnahmen, die maßgebenden Feststellungen sowie die 
Begründung der einzelnen Entscheidungen in Textform festgehalten werden. Diese 
Dokumentation muss mindestens enthalten: 
1. Name und Anschrift des Auftraggebers, 
2. Art und Umfang der Leistung, 
3. Wert des Auftrags, 
4. Namen der berücksichtigten Bewerber oder Bieter und Gründe für ihre Auswahl, 
5. Namen der nicht berücksichtigten Bewerber oder Bieter und die Gründe für die 
Ablehnung, 
6. Gründe für die Ablehnung von ungewöhnlich niedrigen Angeboten, 
7. Name des Auftragnehmers und Gründe für die Erteilung des Zuschlags auf sein Angebot, 
8. Anteil der beabsichtigten Weitergabe an Nachunternehmen, soweit bekannt, 
9. bei Beschränkter Ausschreibung, Freihändiger Vergabe Gründe für die Wahl des 
jeweiligen Verfahrens, 



10. gegebenenfalls die Gründe, aus denen der Auftraggeber auf die Vergabe eines Auftrags 
verzichtet hat. 
Der Auftraggeber trifft geeignete Maßnahmen, um den Ablauf der mit elektronischen Mitteln 
durchgeführten Vergabeverfahren zu dokumentieren. 
(2) Wird auf die Vorlage zusätzlich zum Angebot verlangter Unterlagen und Nachweise 
verzichtet, ist dies in der Dokumentation zu begründen. 
(3) Nach Zuschlagserteilung hat der Auftraggeber auf geeignete Weise, z.B. auf 
Internetportalen oder im Beschafferprofil zu informieren, wenn bei 
1. Beschränkten Ausschreibungen ohne Teilnahmewettbewerb der Auftragswert 25.000 € 
ohne Umsatzsteuer 
2. Freihändigen Vergaben der Auftragswert 15.000 € ohne Umsatzsteuer übersteigt. Diese 
Informationen werden 6 Monate vorgehalten und müssen folgende Angaben enthalten: 
a) Name, Anschrift, Telefon-, Faxnummer und E-Mailadresse des Auftraggebers, 
b) gewähltes Vergabeverfahren, 
c) Auftragsgegenstand, 
d) Ort der Ausführung, 
e) Name des beauftragten Unternehmens. 
 
§ 21 Nachprüfungsstellen 
In der Bekanntmachung und den Vergabeunterlagen sind die Nachprüfungsstellen mit 
Anschrift anzugeben, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter 
Verstöße gegen die Vergabebestimmungen wenden kann. 
 
§ 22 Baukonzessionen 
(1) Eine Baukonzession ist ein Vertrag über die Durchführung eines Bauauftrages, bei dem 
die Gegenleistung für die Bauarbeiten statt in einem Entgelt in dem befristeten Recht auf 
Nutzung der baulichen Anlage, gegebenenfalls zuzüglich der Zahlung eines Preises besteht. 
(2) Für die Vergabe von Baukonzessionen sind die §§ 1 bis 21 sinngemäß anzuwenden. 
 
 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) 
Teil B 
Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen  
Ausgabe 2009 - 
 
§ 1 Art und Umfang der Leistung 
(1) Die auszuführende Leistung wird nach Art und Umfang durch den Vertrag bestimmt. Als 
Bestandteil des Vertrags gelten auch die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für 
Bauleistungen (VOB/C). 
(2) Bei Widersprüchen im Vertrag gelten nacheinander: 
1. die Leistungsbeschreibung, 
2. die Besonderen Vertragsbedingungen, 
3. etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen, 
4. etwaige Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen, 
5. die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen, 
6. die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen. 
(3) Änderungen des Bauentwurfs anzuordnen, bleibt dem Auftraggeber vorbehalten. 



(4) Nicht vereinbarte Leistungen, die zur Ausführung der vertraglichen Leistung erforderlich 
werden, hat der Auftragnehmer auf Verlangen des Auftraggebers mit auszuführen, außer 
wenn sein Betrieb auf derartige Leistungen nicht eingerichtet ist. Andere Leistungen können 
dem Auftragnehmer nur mit seiner Zustimmung übertragen werden. 
 
§ 2 Vergütung 
(1) Durch die vereinbarten Preise werden alle Leistungen abgegolten, die nach der 
Leistungsbeschreibung, den Besonderen Vertragsbedingungen, den Zusätzlichen 
Vertragsbedingungen, den Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen, den 
Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen und der gewerblichen 
Verkehrssitte zur vertraglichen Leistung gehören. 
(2) Die Vergütung wird nach den vertraglichen Einheitspreisen und den tatsächlich 
ausgeführten Leistungen berechnet, wenn keine andere Berechnungsart (z. B. durch 
Pauschalsumme, nach Stundenlohnsätzen, nach Selbstkosten) vereinbart ist. 
(3) 1. Weicht die ausgeführte Menge der unter einem Einheitspreis erfassten Leistung oder 
Teilleistung um nicht mehr als 10 v. H. von dem im Vertrag vorgesehenen Umfang ab, so gilt 
der vertragliche Einheitspreis. 
2. Für die über 10 v. H. hinausgehende Überschreitung des Mengenansatzes ist auf 
Verlangen ein neuer Preis unter Berücksichtigung der Mehr- oder Minderkosten zu 
vereinbaren. 
3. Bei einer über 10 v. H. hinausgehenden Unterschreitung des Mengenansatzes ist auf 
Verlangen der Einheitspreis für die tatsächlich ausgeführte Menge der Leistung oder 
Teilleistung zu erhöhen, soweit der Auftragnehmer nicht durch Erhöhung der Mengen bei 
anderen Ordnungszahlen (Positionen) oder in anderer Weise einen Ausgleich erhält. Die 
Erhöhung des Einheitspreises soll im Wesentlichen dem Mehrbetrag entsprechen, der sich 
durch Verteilung der Baustelleneinrichtungs- und Baustellengemeinkosten und der 
Allgemeinen Geschäftskosten auf die verringerte Menge ergibt. Die Umsatzsteuer wird 
entsprechend dem neuen Preis vergütet. 
4. Sind von der unter einem Einheitspreis erfassten Leistung oder Teilleistung andere 
Leistungen abhängig, für die eine Pauschalsumme vereinbart ist, so kann mit der Änderung 
des Einheitspreises auch eine angemessene Änderung der Pauschalsumme gefordert 
werden. 
(4) Werden im Vertrag ausbedungene Leistungen des Auftragnehmers vom Auftraggeber 
selbst übernommen (z. B. Lieferung von Bau-, Bauhilfs- und Betriebsstoffen), so gilt, wenn 
nichts anderes vereinbart wird, § 8 Absatz 1 Nummer 2 entsprechend. 
(5) Werden durch Änderung des Bauentwurfs oder andere Anordnungen des Auftraggebers 
die Grundlagen des Preises für eine im Vertrag vorgesehene Leistung geändert, so ist ein 
neuer Preis unter Berücksichtigung der Mehr- oder Minderkosten zu vereinbaren. Die 
Vereinbarung soll vor der Ausführung getroffen werden. 
(6) 1. Wird eine im Vertrag nicht vorgesehene Leistung gefordert, so hat der Auftragnehmer 
Anspruch auf besondere Vergütung. Er muss jedoch den Anspruch dem Auftraggeber 
ankündigen, bevor er mit der Ausführung der Leistung beginnt. 
2. Die Vergütung bestimmt sich nach den Grundlagen der Preisermittlung für die vertragliche 
Leistung und den besonderen Kosten der geforderten Leistung. Sie ist möglichst vor Beginn 
der Ausführung zu vereinbaren. 
(7) 1. Ist als Vergütung der Leistung eine Pauschalsumme vereinbart, so bleibt die 
Vergütung unverändert. Weicht jedoch die ausgeführte Leistung von der vertraglich 



vorgesehenen Leistung so erheblich ab, dass ein Festhalten an der Pauschalsumme nicht 
zumutbar ist (§ 313 BGB), so ist auf Verlangen ein Ausgleich unter Berücksichtigung der 
Mehr- oder Minderkosten zu gewähren. Für die Bemessung des Ausgleichs ist von den 
Grundlagen der Preisermittlung auszugehen. 
2. Die Regelungen der Absatz 4, 5 und 6 gelten auch bei Vereinbarung einer 
Pauschalsumme. 
3. Wenn nichts anderes vereinbart ist, gelten die Nummern 1 und 2 auch für 
Pauschalsummen, die für Teile der Leistung vereinbart sind; Absatz 3 Nummer 4 bleibt 
unberührt. 
(8) 1. Leistungen, die der Auftragnehmer ohne Auftrag oder unter eigenmächtiger 
Abweichung vom Auftrag ausführt, werden nicht vergütet. Der Auftragnehmer hat sie auf 
Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist zu beseitigen; sonst kann es auf seine 
Kosten geschehen. Er haftet außerdem für andere Schäden, die dem Auftraggeber hieraus 
entstehen. 
2. Eine Vergütung steht dem Auftragnehmer jedoch zu, wenn der Auftraggeber solche 
Leistungen nachträglich anerkennt. Eine Vergütung steht ihm auch zu, wenn die Leistungen 
für die Erfüllung des Vertrags notwendig waren, dem mutmaßlichen Willen des 
Auftraggebers entsprachen und ihm unverzüglich angezeigt wurden. Soweit dem 
Auftragnehmer eine Vergütung zusteht, gelten die Berechnungsgrundlagen für geänderte 
oder zusätzliche Leistungen der Absätze 5 oder 6 entsprechend. 
3. Die Vorschriften des BGB über die Geschäftsführung ohne Auftrag (§§ 677 ff. BGB) 
bleiben unberührt. 
(9) 1. Verlangt der Auftraggeber Zeichnungen, Berechnungen oder andere Unterlagen, die 
der Auftragnehmer nach dem Vertrag, besonders den Technischen Vertragsbedingungen 
oder der gewerblichen Verkehrssitte, nicht zu beschaffen hat, so hat er sie zu vergüten. 
2. Lässt er vom Auftragnehmer nicht aufgestellte technische Berechnungen durch den 
Auftragnehmer nachprüfen, so hat er die Kosten zu tragen. 
(10) Stundenlohnarbeiten werden nur vergütet, wenn sie als solche vor ihrem Beginn 
ausdrücklich vereinbart worden sind (§ 15). 
 
§ 3 Ausführungsunterlagen 
(1) Die für die Ausführung nötigen Unterlagen sind dem Auftragnehmer unentgeltlich und 
rechtzeitig zu übergeben. 
(2) Das Abstecken der Hauptachsen der baulichen Anlagen, ebenso der Grenzen des 
Geländes, das dem Auftragnehmer zur Verfügung gestellt wird, und das Schaffen der 
notwendigen Höhenfestpunkte in unmittelbarer Nähe der baulichen Anlagen sind Sache des 
Auftraggebers. 
(3) Die vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Geländeaufnahmen und Absteckungen 
und die übrigen für die Ausführung übergebenen Unterlagen sind für den Auftragnehmer 
maßgebend. Jedoch hat er sie, soweit es zur ordnungsgemäßen Vertragserfüllung gehört, 
auf etwaige Unstimmigkeiten zu überprüfen und den Auftraggeber auf entdeckte oder 
vermutete Mängel hinzuweisen. 
(4) Vor Beginn der Arbeiten ist, soweit notwendig, der Zustand der Straßen und 
Geländeoberfläche, der Vorfluter und Vorflutleitungen, ferner der baulichen Anlagen im 
Baubereich in einer Niederschrift festzuhalten, die vom Auftraggeber und Auftragnehmer 
anzuerkennen ist. 



(5) Zeichnungen, Berechnungen, Nachprüfungen von Berechnungen oder andere 
Unterlagen, die der Auftragnehmer nach dem Vertrag, besonders den Technischen 
Vertragsbedingungen, oder der gewerblichen Verkehrssitte oder auf besonderes Verlangen 
des Auftraggebers (§ 2 Absatz 9) zu beschaffen hat, sind dem Auftraggeber nach 
Aufforderung rechtzeitig vorzulegen. 
(6) 1. Die in Absatz 5 genannten Unterlagen dürfen ohne Genehmigung ihres Urhebers nicht 
veröffentlicht, vervielfältigt, geändert oder für einen anderen als den vereinbarten Zweck 
benutzt werden. 
2. An DV-Programmen hat der Auftraggeber das Recht zur Nutzung mit den vereinbarten 
Leistungsmerkmalen in unveränderter Form auf den festgelegten Geräten. Der Auftraggeber 
darf zum Zwecke der Datensicherung zwei Kopien herstellen. Diese müssen alle 
Identifikationsmerkmale enthalten. Der Verbleib der Kopien ist auf Verlangen nachzuweisen. 
3. Der Auftragnehmer bleibt unbeschadet des Nutzungsrechts des Auftraggebers zur 
Nutzung der Unterlagen und der DV-Programme berechtigt. 
 
§ 4 Ausführung 
(1) 1. Der Auftraggeber hat für die Aufrechterhaltung der allgemeinen Ordnung auf der 
Baustelle zu sorgen und das Zusammenwirken der verschiedenen Unternehmer zu regeln. 
Er hat die erforderlichen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen und Erlaubnisse — z. B. 
nach dem Baurecht, dem Straßenverkehrsrecht, dem Wasserrecht, dem Gewerberecht — 
herbeizuführen. 
2. Der Auftraggeber hat das Recht, die vertragsgemäße Ausführung der Leistung zu 
überwachen. Hierzu hat er Zutritt zu den Arbeitsplätzen, Werkstätten und Lagerräumen, wo 
die vertragliche Leistung oder Teile von ihr hergestellt oder die hierfür bestimmten Stoffe und 
Bauteile gelagert werden. Auf Verlangen sind ihm die Werkzeichnungen oder andere 
Ausführungsunterlagen sowie die Ergebnisse von Güteprüfungen zur Einsicht vorzulegen 
und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, wenn hierdurch keine Geschäftsgeheimnisse 
preisgegeben werden. Als Geschäftsgeheimnis bezeichnete Auskünfte und Unterlagen hat 
er vertraulich zu behandeln. 
3. Der Auftraggeber ist befugt, unter Wahrung der dem Auftragnehmer zustehenden Leitung 
(Absatz 2) Anordnungen zu treffen, die zur vertragsgemäßen Ausführung der Leistung 
notwendig sind. Die Anordnungen sind grundsätzlich nur dem Auftragnehmer oder seinem 
für die Leitung der Ausführung bestellten Vertreter zu erteilen, außer wenn Gefahr im Verzug 
ist. Dem Auftraggeber ist mitzuteilen, wer jeweils als Vertreter des Auftragnehmers für die 
Leitung der Ausführung bestellt ist. 
4. Hält der Auftragnehmer die Anordnungen des Auftraggebers für unberechtigt oder 
unzweckmäßig, so hat er seine Bedenken geltend zu machen, die Anordnungen jedoch auf 
Verlangen auszuführen, wenn nicht gesetzliche oder behördliche Bestimmungen 
entgegenstehen. Wenn dadurch eine ungerechtfertigte Erschwerung verursacht wird, hat der 
Auftraggeber die Mehrkosten zu tragen. 
(2) 1. Der Auftragnehmer hat die Leistung unter eigener Verantwortung nach dem Vertrag 
auszuführen. Dabei hat er die anerkannten Regeln der Technik und die gesetzlichen und 
behördlichen Bestimmungen zu beachten. Es ist seine Sache, die Ausführung seiner 
vertraglichen Leistung zu leiten und für Ordnung auf seiner Arbeitsstelle zu sorgen. 
2. Er ist für die Erfüllung der gesetzlichen, behördlichen und berufsgenossenschaftlichen 
Verpflichtungen gegenüber seinen Arbeitnehmern allein verantwortlich. Es ist ausschließlich 



seine Aufgabe, die Vereinbarungen und Maßnahmen zu treffen, die sein Verhältnis zu den 
Arbeitnehmern regeln. 
(3) Hat der Auftragnehmer Bedenken gegen die vorgesehene Art der Ausführung (auch 
wegen der Sicherung gegen Unfallgefahren), gegen die Güte der vom Auftraggeber 
gelieferten Stoffe oder Bauteile oder gegen die Leistungen anderer Unternehmer, so hat er 
sie dem Auftraggeber unverzüglich –  möglichst schon vor Beginn der Arbeiten – schriftlich 
mitzuteilen; der Auftraggeber bleibt jedoch für seine Angaben, Anordnungen oder 
Lieferungen verantwortlich. 
(4) Der Auftraggeber hat, wenn nichts anderes vereinbart ist, dem Auftragnehmer 
unentgeltlich zur Benutzung oder Mitbenutzung zu überlassen: 
1. die notwendigen Lager- und Arbeitsplätze auf der Baustelle, 
2. vorhandene Zufahrtswege und Anschlussgleise, 
3. vorhandene Anschlüsse für Wasser und Energie. Die Kosten für den Verbrauch und den 
Messer oder Zähler trägt der Auftragnehmer, mehrere Auftragnehmer tragen sie anteilig. 
(5) Der Auftragnehmer hat die von ihm ausgeführten Leistungen und die ihm für die 
Ausführung übergebenen Gegenstände bis zur Abnahme vor Beschädigung und Diebstahl 
zu schützen. Auf Verlangen des Auftraggebers hat er sie vor Winterschäden und 
Grundwasser zu schützen, ferner Schnee und Eis zu beseitigen. Obliegt ihm die 
Verpflichtung nach Satz 2 nicht schon nach dem Vertrag, so regelt sich die Vergütung nach § 
2 Absatz 6. 
(6) Stoffe oder Bauteile, die dem Vertrag oder den Proben nicht entsprechen, sind auf 
Anordnung des Auftraggebers innerhalb einer von ihm bestimmten Frist von der Baustelle zu 
entfernen. Geschieht es nicht, so können sie auf Kosten des Auftragnehmers entfernt oder 
für seine Rechnung veräußert werden. 
(7) Leistungen, die schon während der Ausführung als mangelhaft oder vertragswidrig 
erkannt werden, hat der Auftragnehmer auf eigene Kosten durch mangelfreie zu ersetzen. 
Hat der Auftragnehmer den Mangel oder die Vertragswidrigkeit zu vertreten, so hat er auch 
den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Kommt der Auftragnehmer der Pflicht zur 
Beseitigung des Mangels nicht nach, so kann ihm der Auftraggeber eine angemessene Frist 
zur Beseitigung des Mangels setzen und erklären, dass er ihm nach fruchtlosem Ablauf der 
Frist den Auftrag entziehe (§ 8 Absatz 3). 
(8) 1. Der Auftragnehmer hat die Leistung im eigenen Betrieb auszuführen. Mit schriftlicher 
Zustimmung des Auftraggebers darf er sie an Nachunternehmer übertragen. Die 
Zustimmung ist nicht notwendig bei Leistungen, auf die der Betrieb des Auftragnehmers nicht 
eingerichtet ist. Erbringt der Auftragnehmer ohne schriftliche Zustimmung des Auftraggebers 
Leistungen nicht im eigenen Betrieb, obwohl sein Betrieb darauf eingerichtet ist, kann der 
Auftraggeber ihm eine angemessene Frist zur Aufnahme der Leistung im eigenen Betrieb 
setzen und erklären, dass er ihm nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Auftrag entziehe (§ 8 
Absatz 3). 
2. Der Auftragnehmer hat bei der Weitervergabe von Bauleistungen an Nachunternehmer die 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teile B und C zugrunde zu legen. 
3. Der Auftragnehmer hat die Nachunternehmer dem Auftraggeber auf Verlangen bekannt zu 
geben. 
(9) Werden bei Ausführung der Leistung auf einem Grundstück Gegenstände von Altertums, 
Kunst- oder wissenschaftlichem Wert entdeckt, so hat der Auftragnehmer vor jedem weiteren 
Aufdecken oder Ändern dem Auftraggeber den Fund anzuzeigen und ihm die Gegenstände 



nach näherer Weisung abzuliefern. Die Vergütung etwaiger Mehrkosten regelt sich nach § 2 
Absatz 6. Die Rechte des Entdeckers (§ 984 BGB) hat der Auftraggeber. 
(10) Der Zustand von Teilen der Leistung ist auf Verlangen gemeinsam von Auftraggeber 
und Auftragnehmer festzustellen, wenn diese Teile der Leistung durch die weitere 
Ausführung der Prüfung und Feststellung entzogen werden. Das Ergebnis ist schriftlich 
niederzulegen. 
 
§ 5 Ausführungsfristen 
(1) Die Ausführung ist nach den verbindlichen Fristen (Vertragsfristen) zu beginnen, 
angemessen zu fördern und zu vollenden. In einem Bauzeitenplan enthaltene Einzelfristen 
gelten nur dann als Vertragsfristen, wenn dies im Vertrag ausdrücklich vereinbart ist. 
(2) Ist für den Beginn der Ausführung keine Frist vereinbart, so hat der Auftraggeber dem 
Auftragnehmer auf Verlangen Auskunft über den voraussichtlichen Beginn zu erteilen. Der 
Auftragnehmer hat innerhalb von 12 Werktagen nach Aufforderung zu beginnen. Der Beginn 
der Ausführung ist dem Auftraggeber anzuzeigen. 
(3) Wenn Arbeitskräfte, Geräte, Gerüste, Stoffe oder Bauteile so unzureichend sind, dass die 
Ausführungsfristen offenbar nicht eingehalten werden können, muss der Auftragnehmer auf 
Verlangen unverzüglich Abhilfe schaffen. 
(4) Verzögert der Auftragnehmer den Beginn der Ausführung, gerät er mit der Vollendung in 
Verzug, oder kommt er der in Absatz 3 erwähnten Verpflichtung nicht nach, so kann der 
Auftraggeber bei Aufrechterhaltung des Vertrages Schadensersatz nach § 6 Absatz 6 
verlangen oder dem Auftragnehmer eine angemessene Frist zur Vertragserfüllung setzen 
und erklären, dass er ihm nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Auftrag entziehe (§ 8 Absatz 
3). 
 
§ 6 Behinderung und Unterbrechung der Ausführung 
(1) Glaubt sich der Auftragnehmer in der ordnungsgemäßen Ausführung der Leistung 
behindert, so hat er es dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Unterlässt er 
die Anzeige, so hat er nur dann Anspruch auf Berücksichtigung der hindernden Umstände, 
wenn dem Auftraggeber offenkundig die Tatsache und deren hindernde Wirkung bekannt 
waren. 
(2) 1. Ausführungsfristen werden verlängert, soweit die Behinderung verursacht ist: 
a) durch einen Umstand aus dem Risikobereich des Auftraggebers, 
b) durch Streik oder eine von der Berufsvertretung der Arbeitgeber angeordnete 
Aussperrung im Betrieb des Auftragnehmers oder in einem unmittelbar für ihn arbeitenden 
Betrieb, 
c) durch höhere Gewalt oder andere für den Auftragnehmer unabwendbare Umstände. 
2. Witterungseinflüsse während der Ausführungszeit, mit denen bei Abgabe des Angebots 
normalerweise gerechnet werden musste, gelten nicht als Behinderung. 
(3) Der Auftragnehmer hat alles zu tun, was ihm billigerweise zugemutet werden kann, um 
die Weiterführung der Arbeiten zu ermöglichen. Sobald die hindernden Umstände wegfallen, 
hat er ohne weiteres und unverzüglich die Arbeiten wieder aufzunehmen und den 
Auftraggeber davon zu benachrichtigen. 
(4) Die Fristverlängerung wird berechnet nach der Dauer der Behinderung mit einem 
Zuschlag für die Wiederaufnahme der Arbeiten und die etwaige Verschiebung in eine 
ungünstigere Jahreszeit. 



(5) Wird die Ausführung für voraussichtlich längere Dauer unterbrochen, ohne dass die 
Leistung dauernd unmöglich wird, so sind die ausgeführten Leistungen nach den 
Vertragspreisen abzurechnen und außerdem die Kosten zu vergüten, die dem 
Auftragnehmer bereits entstanden und in den Vertragspreisen des nicht ausgeführten Teils 
der Leistung enthalten sind. 
(6) Sind die hindernden Umstände von einem Vertragsteil zu vertreten, so hat der andere 
Teil Anspruch auf Ersatz des nachweislich entstandenen Schadens, des entgangenen 
Gewinns aber nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. Im Übrigen bleibt der Anspruch 
des Auftragnehmers auf angemessene Entschädigung nach § 642 BGB unberührt, sofern 
die Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 erfolgt oder wenn Offenkundigkeit nach Absatz 1 Satz 2 
gegeben ist. 
(7) Dauert eine Unterbrechung länger als 3 Monate, so kann jeder Teil nach Ablauf dieser 
Zeit den Vertrag schriftlich kündigen. Die Abrechnung regelt sich nach den Absätzen 5 und 
6; wenn der Auftragnehmer die Unterbrechung nicht zu vertreten hat, sind auch die Kosten 
der Baustellenräumung zu vergüten, soweit sie nicht in der Vergütung für die bereits 
ausgeführten Leistungen enthalten sind. 
 
§ 7 Verteilung der Gefahr 
(1) Wird die ganz oder teilweise ausgeführte Leistung vor der Abnahme durch höhere 
Gewalt, Krieg, Aufruhr oder andere objektiv unabwendbare vom Auftragnehmer nicht zu 
vertretende Umstände beschädigt oder zerstört, so hat dieser für die ausgeführten Teile der 
Leistung die Ansprüche nach § 6 Absatz 5; für andere Schäden besteht keine gegenseitige 
Ersatzpflicht. 
(2) Zu der ganz oder teilweise ausgeführten Leistung gehören alle mit der baulichen Anlage 
unmittelbar verbundenen, in ihre Substanz eingegangenen Leistungen, unabhängig von 
deren Fertigstellungsgrad. 
(3) Zu der ganz oder teilweise ausgeführten Leistung gehören nicht die noch nicht 
eingebauten Stoffe und Bauteile sowie die Baustelleneinrichtung und Absteckungen. Zu der 
ganz oder teilweise ausgeführten Leistung gehören ebenfalls nicht Hilfskonstruktionen und 
Gerüste, auch wenn diese als Besondere Leistung oder selbständig vergeben sind. 
 
§ 8 Kündigung durch den Auftraggeber 
(1) 1. Der Auftraggeber kann bis zur Vollendung der Leistung jederzeit den Vertrag kündigen. 
2. Dem Auftragnehmer steht die vereinbarte Vergütung zu. Er muss sich jedoch anrechnen 
lassen, was er infolge der Aufhebung des Vertrags an Kosten erspart oder durch 
anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft und seines Betriebs erwirbt oder zu erwerben 
böswillig unterlässt (§ 649 BGB). 
(2) 1. Der Auftraggeber kann den Vertrag kündigen, wenn der Auftragnehmer seine 
Zahlungen einstellt, von ihm oder zulässigerweise vom Auftraggeber oder einem anderen 
Gläubiger das Insolvenzverfahren (§§ 14 und 15 InsO) beziehungsweise ein vergleichbares 
gesetzliches Verfahren beantragt ist, ein solches Verfahren eröffnet wird oder dessen 
Eröffnung mangels Masse abgelehnt wird. 
2. Die ausgeführten Leistungen sind nach § 6 Absatz 5 abzurechnen. Der Auftraggeber kann 
Schadensersatz wegen Nichterfüllung des Restes verlangen. 
(3) 1. Der Auftraggeber kann den Vertrag kündigen, wenn in den Fällen des § 4 Absätze 7 
und 8 Nummer 1 und des § 5 Absatz 4 die gesetzte Frist fruchtlos abgelaufen ist (Entziehung 



des Auftrags). Die Entziehung des Auftrags kann auf einen in sich abgeschlossenen Teil der 
vertraglichen Leistung beschränkt werden. 
2. Nach der Entziehung des Auftrags ist der Auftraggeber berechtigt, den noch nicht 
vollendeten Teil der Leistung zu Lasten des Auftragnehmers durch einen Dritten ausführen 
zu lassen, doch bleiben seine Ansprüche auf Ersatz des etwa entstehenden weiteren 
Schadens bestehen. Er ist auch berechtigt, auf die weitere Ausführung zu verzichten und 
Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, wenn die Ausführung aus den Gründen, 
die zur Entziehung des Auftrags geführt haben, für ihn kein Interesse mehr hat. 
3. Für die Weiterführung der Arbeiten kann der Auftraggeber Geräte, Gerüste, auf der 
Baustelle vorhandene andere Einrichtungen und angelieferte Stoffe und Bauteile gegen 
angemessene Vergütung in Anspruch nehmen. 
4. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer eine Aufstellung über die entstandenen 
Mehrkosten und über seine anderen Ansprüche spätestens binnen 12 Werktagen nach 
Abrechnung mit dem Dritten zuzusenden. 
(4) Der Auftraggeber kann den Auftrag entziehen, wenn der Auftragnehmer aus Anlass der 
Vergabe eine Abrede getroffen hatte, die eine unzulässige Wettbewerbsbeschränkung 
darstellt. Die Kündigung ist innerhalb von 12 Werktagen nach Bekanntwerden des 
Kündigungsgrundes auszusprechen. Absatz 3 gilt entsprechend. 
(5) Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. 
(6) Der Auftragnehmer kann Aufmaß und Abnahme der von ihm ausgeführten Leistungen 
alsbald nach der Kündigung verlangen; er hat unverzüglich eine prüfbare Rechnung über die 
ausgeführten Leistungen vorzulegen. 
(7) Eine wegen Verzugs verwirkte, nach Zeit bemessene Vertragsstrafe kann nur für die Zeit 
bis zum Tag der Kündigung des Vertrags gefordert werden. 
 
§ 9 Kündigung durch den Auftragnehmer 
(1) Der Auftragnehmer kann den Vertrag kündigen: 
1. wenn der Auftraggeber eine ihm obliegende Handlung unterlässt und dadurch den 
Auftragnehmer außerstande setzt, die Leistung auszuführen (Annahmeverzug nach §§ 293 
ff. BGB), 
2. wenn der Auftraggeber eine fällige Zahlung nicht leistet oder sonst in Schuldnerverzug 
gerät. 
(2) Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Sie ist erst zulässig, wenn der Auftragnehmer 
dem Auftraggeber ohne Erfolg eine angemessene Frist zur Vertragserfüllung gesetzt und 
erklärt hat, dass er nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Vertrag kündigen werde. 
(3) Die bisherigen Leistungen sind nach den Vertragspreisen abzurechnen. Außerdem hat 
der Auftragnehmer Anspruch auf angemessene Entschädigung nach § 642 BGB; etwaige 
weitergehende Ansprüche des Auftragnehmers bleiben unberührt. 
 
§ 10 Haftung der Vertragsparteien 
(1) Die Vertragsparteien haften einander für eigenes Verschulden sowie für das Verschulden 
ihrer gesetzlichen Vertreter und der Personen, deren sie sich zur Erfüllung ihrer 
Verbindlichkeiten bedienen (§§ 276, 278 BGB). 
(2) 1. Entsteht einem Dritten im Zusammenhang mit der Leistung ein Schaden, für den auf 
Grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen beide Vertragsparteien haften, so gelten für den 
Ausgleich zwischen den Vertragsparteien die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen, 
soweit im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist. Soweit der Schaden des Dritten nur die 



Folge einer Maßnahme ist, die der Auftraggeber in dieser Form angeordnet hat, trägt er den 
Schaden allein, wenn ihn der Auftragnehmer auf die mit der angeordneten Ausführung 
verbundene Gefahr nach § 4 Absatz 3 hingewiesen hat. 
2. Der Auftragnehmer trägt den Schaden allein, soweit er ihn durch Versicherung seiner 
gesetzlichen Haftpflicht gedeckt hat oder durch eine solche zu tarifmäßigen, nicht auf 
außergewöhnliche Verhältnisse abgestellten Prämien und Prämienzuschlägen bei einem im 
Inland zum Geschäftsbetrieb zugelassenen Versicherer hätte decken können. 
(3) Ist der Auftragnehmer einem Dritten nach den §§ 823 ff. BGB zu Schadensersatz 
verpflichtet wegen unbefugten Betretens oder Beschädigung angrenzender Grundstücke, 
wegen Entnahme oder Auflagerung von Boden oder anderen Gegenständen außerhalb der 
vom Auftraggeber dazu angewiesenen Flächen oder wegen der Folgen eigenmächtiger 
Versperrung von Wegen oder Wasserläufen, so trägt er im Verhältnis zum Auftraggeber den 
Schaden allein. 
(4) Für die Verletzung gewerblicher Schutzrechte haftet im Verhältnis der Vertragsparteien 
zueinander der Auftragnehmer allein, wenn er selbst das geschützte Verfahren oder die 
Verwendung geschützter Gegenstände angeboten oder wenn der Auftraggeber die 
Verwendung vorgeschrieben und auf das Schutzrecht hingewiesen hat. 
(5) Ist eine Vertragspartei gegenüber der anderen nach den Absätzen 2, 3 oder 4 von der 
Ausgleichspflicht befreit, so gilt diese Befreiung auch zugunsten ihrer gesetzlichen Vertreter 
und Erfüllungsgehilfen, wenn sie nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt haben. 
(6) Soweit eine Vertragspartei von dem Dritten für einen Schaden in Anspruch genommen 
wird, den nach den Absätzen 2, 3 oder 4 die andere Vertragspartei zu tragen hat, kann sie 
verlangen, dass ihre Vertragspartei sie von der Verbindlichkeit gegenüber dem Dritten 
befreit. Sie darf den Anspruch des Dritten nicht anerkennen oder befriedigen, ohne der 
anderen Vertragspartei vorher Gelegenheit zur Äußerung gegeben zu haben. 
 
§ 11 Vertragsstrafe 
(1) Wenn Vertragsstrafen vereinbart sind, gelten die §§ 339 bis 345 BGB. 
(2) Ist die Vertragsstrafe für den Fall vereinbart, dass der Auftragnehmer nicht in der 
vorgesehenen Frist erfüllt, so wird sie fällig, wenn der Auftragnehmer in Verzug gerät. 
(3) Ist die Vertragsstrafe nach Tagen bemessen, so zählen nur Werktage; ist sie nach 
Wochen bemessen, so wird jeder Werktag angefangener Wochen als 1/6 Woche gerechnet. 
(4) Hat der Auftraggeber die Leistung abgenommen, so kann er die Strafe nur verlangen, 
wenn er dies bei der Abnahme vorbehalten hat. 
 
§ 12 Abnahme 
(1) Verlangt der Auftragnehmer nach der Fertigstellung — gegebenenfalls auch vor Ablauf 
der vereinbarten Ausführungsfrist — die Abnahme der Leistung, so hat sie der Auftraggeber 
binnen 12 Werktagen durchzuführen; eine andere Frist kann vereinbart werden. 
(2) Auf Verlangen sind in sich abgeschlossene Teile der Leistung besonders abzunehmen. 
(3) Wegen wesentlicher Mängel kann die Abnahme bis zur Beseitigung verweigert werden. 
(4) 1. Eine förmliche Abnahme hat stattzufinden, wenn eine Vertragspartei es verlangt. Jede 
Partei kann auf ihre Kosten einen Sachverständigen zuziehen. Der Befund ist in 
gemeinsamer Verhandlung schriftlich niederzulegen. In die Niederschrift sind etwaige 
Vorbehalte wegen bekannter Mängel und wegen Vertragsstrafen aufzunehmen, ebenso 
etwaige Einwendungen des Auftragnehmers. Jede Partei erhält eine Ausfertigung. 



2. Die förmliche Abnahme kann in Abwesenheit des Auftragnehmers stattfinden, wenn der 
Termin vereinbart war oder der Auftraggeber mit genügender Frist dazu eingeladen hatte. 
Das Ergebnis der Abnahme ist dem Auftragnehmer alsbald mitzuteilen. 
(5) 1. Wird keine Abnahme verlangt, so gilt die Leistung als abgenommen mit Ablauf von 12 
Werktagen nach schriftlicher Mitteilung über die Fertigstellung der Leistung. 
2. Wird keine Abnahme verlangt und hat der Auftraggeber die Leistung oder einen Teil der 
Leistung in Benutzung genommen, so gilt die Abnahme nach Ablauf von 6 Werktagen nach 
Beginn der Benutzung als erfolgt, wenn nichts anderes vereinbart ist. Die Benutzung von 
Teilen einer baulichen Anlage zur Weiterführung der Arbeiten gilt nicht als Abnahme. 
3. Vorbehalte wegen bekannter Mängel oder wegen Vertragsstrafen hat der Auftraggeber 
spätestens zu den in den Nummern 1 und 2 bezeichneten Zeitpunkten geltend zu machen. 
(6) Mit der Abnahme geht die Gefahr auf den Auftraggeber über, soweit er sie nicht schon 
nach § 7 trägt. 
 
§ 13 Mängelansprüche 
(1) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber seine Leistung zum Zeitpunkt der Abnahme frei 
von Sachmängeln zu verschaffen. Die Leistung ist zur Zeit der Abnahme frei von 
Sachmängeln, wenn sie die vereinbarte Beschaffenheit hat und den anerkannten Regeln der 
Technik entspricht. Ist die Beschaffenheit nicht vereinbart, so ist die Leistung zur Zeit der 
Abnahme frei von Sachmängeln, 
1. wenn sie sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte, 
sonst 
2. für die gewöhnliche Verwendung eignet und eine Beschaffenheit aufweist, die bei Werken 
der gleichen Art üblich ist und die der Auftraggeber nach der Art der Leistung erwarten kann. 
(2) Bei Leistungen nach Probe gelten die Eigenschaften der Probe als vereinbarte 
Beschaffenheit, soweit nicht Abweichungen nach der Verkehrssitte als bedeutungslos 
anzusehen sind. Dies gilt auch für Proben, die erst nach Vertragsabschluss als solche 
anerkannt sind. 
(3) Ist ein Mangel zurückzuführen auf die Leistungsbeschreibung oder auf Anordnungen des 
Auftraggebers, auf die von diesem gelieferten oder vorgeschriebenen Stoffe oder Bauteile 
oder die Beschaffenheit der Vorleistung eines anderen Unternehmers, haftet der 
Auftragnehmer, es sei denn, er hat die ihm nach § 4 Absatz 3 obliegende Mitteilung 
gemacht. 
(4) 1. Ist für Mängelansprüche keine Verjährungsfrist im Vertrag vereinbart, so beträgt sie für 
Bauwerke 4 Jahre, für andere Werke, deren Erfolg in der Herstellung, Wartung oder 
Veränderung einer Sache besteht, und für die vom Feuer berührten Teile von 
Feuerungsanlagen 2 Jahre. Abweichend von Satz 1 beträgt die Verjährungsfrist für 
feuerberührte und abgasdämmende Teile von industriellen Feuerungsanlagen 1 Jahr. 
2. Ist für Teile von maschinellen und elektrotechnischen/elektronischen Anlagen, bei denen 
die Wartung Einfluss auf Sicherheit und Funktionsfähigkeit hat, nichts anderes vereinbart, 
beträgt für diese Anlagenteile die Verjährungsfrist für Mängelansprüche abweichend von 
Nummer 1 zwei Jahre, wenn der Auftraggeber sich dafür entschieden hat, dem 
Auftragnehmer die Wartung für die Dauer der Verjährungsfrist nicht zu übertragen; dies gilt 
auch, wenn für weitere Leistungen eine andere Verjährungsfrist vereinbart ist. 
3. Die Frist beginnt mit der Abnahme der gesamten Leistung; nur für in sich abgeschlossene 
Teile der Leistung beginnt sie mit der Teilabnahme (§ 12 Absatz 2). 



(5) 1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alle während der Verjährungsfrist hervortretenden 
Mängel, die auf vertragswidrige Leistung zurückzuführen sind, auf seine Kosten zu 
beseitigen, wenn es der Auftraggeber vor Ablauf der Frist schriftlich verlangt. Der Anspruch 
auf Beseitigung der gerügten Mängel verjährt in 2 Jahren, gerechnet vom Zugang des 
schriftlichen Verlangens an, jedoch nicht vor Ablauf der Regelfristen nach Absatz 4 oder der 
an ihrer Stelle vereinbarten Frist. Nach Abnahme der Mängelbeseitigungsleistung beginnt für 
diese Leistung eine Verjährungsfrist von 2 Jahren neu, die jedoch nicht vor Ablauf der 
Regelfristen nach Absatz 4 oder der an ihrer Stelle vereinbarten Frist endet. 
2. Kommt der Auftragnehmer der Aufforderung zur Mängelbeseitigung in einer vom 
Auftraggeber gesetzten angemessenen Frist nicht nach, so kann der Auftraggeber die 
Mängel auf Kosten des Auftragnehmers beseitigen lassen. 
(6) Ist die Beseitigung des Mangels für den Auftraggeber unzumutbar oder ist sie unmöglich 
oder würde sie einen unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern und wird sie deshalb vom 
Auftragnehmer verweigert, so kann der Auftraggeber durch Erklärung gegenüber dem 
Auftragnehmer die Vergütung mindern (§ 638 BGB). 
(7) 1. Der Auftragnehmer haftet bei schuldhaft verursachten Mängeln für Schäden aus der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. 
2. Bei vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachten Mängeln haftet er für alle Schäden. 
3. Im Übrigen ist dem Auftraggeber der Schaden an der baulichen Anlage zu ersetzen, zu 
deren Herstellung, Instandhaltung oder Änderung die Leistung dient, wenn ein wesentlicher 
Mangel vorliegt, der die Gebrauchsfähigkeit erheblich beeinträchtigt und auf ein Verschulden 
des Auftragnehmers zurückzuführen ist. Einen darüber hinausgehenden Schaden hat der 
Auftragnehmer nur dann zu ersetzen, 
a) wenn der Mangel auf einem Verstoß gegen die anerkannten Regeln der Technik beruht, 
b) wenn der Mangel in dem Fehlen einer vertraglich vereinbarten Beschaffenheit besteht 
oder 
c) soweit der Auftragnehmer den Schaden durch Versicherung seiner gesetzlichen 
Haftpflicht gedeckt hat oder durch eine solche zu tarifmäßigen, nicht auf außergewöhnliche 
Verhältnisse abgestellten Prämien und Prämienzuschlägen bei einem im Inland zum 
Geschäftsbetrieb zugelassenen Versicherer hätte decken können. 
4. Abweichend von Absatz 4 gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen, soweit sich der 
Auftragnehmer nach Nummer 3 durch Versicherung geschützt hat oder hätte schützen 
können oder 
soweit ein besonderer Versicherungsschutz vereinbart ist. 
5. Eine Einschränkung oder Erweiterung der Haftung kann in begründeten Sonderfällen 
vereinbart werden. 
 
§ 14 Abrechnung 
(1) Der Auftragnehmer hat seine Leistungen prüfbar abzurechnen. Er hat die Rechnungen 
übersichtlich aufzustellen und dabei die Reihenfolge der Posten einzuhalten und die in den 
Vertragsbestandteilen enthaltenen Bezeichnungen zu verwenden. Die zum Nachweis von Art 
und Umfang der Leistung erforderlichen Mengenberechnungen, Zeichnungen und andere 
Belege sind beizufügen. Änderungen und Ergänzungen des Vertrags sind in der Rechnung 
besonders kenntlich zu machen; sie sind auf Verlangen getrennt abzurechnen. 
(2) Die für die Abrechnung notwendigen Feststellungen sind dem Fortgang der Leistung 
entsprechend möglichst gemeinsam vorzunehmen. Die Abrechnungsbestimmungen in den 
Technischen Vertragsbedingungen und den anderen Vertragsunterlagen sind zu beachten. 



Für Leistungen, die bei Weiterführung der Arbeiten nur schwer feststellbar sind, hat der 
Auftragnehmer rechtzeitig gemeinsame Feststellungen zu beantragen. 
(3) Die Schlussrechnung muss bei Leistungen mit einer vertraglichen Ausführungsfrist von 
höchstens 3 Monaten spätestens 12 Werktage nach Fertigstellung eingereicht werden, wenn 
nichts anderes vereinbart ist; diese Frist wird um je 6 Werktage für je weitere 3 Monate 
Ausführungsfrist verlängert. 
(4) Reicht der Auftragnehmer eine prüfbare Rechnung nicht ein, obwohl ihm der 
Auftraggeber dafür eine angemessene Frist gesetzt hat, so kann sie der Auftraggeber selbst 
auf Kosten des Auftragnehmers aufstellen. 
 
§ 15 Stundenlohnarbeiten 
(1) 1. Stundenlohnarbeiten werden nach den vertraglichen Vereinbarungen abgerechnet. 
2. Soweit für die Vergütung keine Vereinbarungen getroffen worden sind, gilt die ortsübliche 
Vergütung. Ist diese nicht zu ermitteln, so werden die Aufwendungen des Auftragnehmers für 
Lohn- und Gehaltskosten der Baustelle, Lohn- und Gehaltsnebenkosten der Baustelle, 
Stoffkosten der Baustelle, Kosten der Einrichtungen, Geräte, Maschinen und maschinellen 
Anlagen der Baustelle, Fracht-, Fuhr- und Ladekosten, Sozialkassenbeiträge und 
Sonderkosten, die bei wirtschaftlicher Betriebsführung entstehen, mit angemessenen 
Zuschlägen für Gemeinkosten und Gewinn (einschließlich allgemeinem Unternehmerwagnis) 
zuzüglich Umsatzsteuer vergütet. 
(2) Verlangt der Auftraggeber, dass die Stundenlohnarbeiten durch einen Polier oder eine 
andere Aufsichtsperson beaufsichtigt werden, oder ist die Aufsicht nach den einschlägigen 
Unfallverhütungsvorschriften notwendig, so gilt Absatz 1 entsprechend. 
(3) Dem Auftraggeber ist die Ausführung von Stundenlohnarbeiten vor Beginn anzuzeigen. 
Über die geleisteten Arbeitsstunden und den dabei erforderlichen, besonders zu 
vergütenden Aufwand für den Verbrauch von Stoffen, für Vorhaltung von Einrichtungen, 
Geräten, Maschinen und maschinellen Anlagen, für Frachten, Fuhr- und Ladeleistungen 
sowie etwaige Sonderkosten sind, wenn nichts anderes vereinbart ist, je nach der 
Verkehrssitte werktäglich oder wöchentlich Listen (Stundenlohnzettel) einzureichen. Der 
Auftraggeber hat die von ihm bescheinigten Stundenlohnzettel unverzüglich, spätestens 
jedoch innerhalb von 6 Werktagen nach Zugang, zurückzugeben. Dabei kann er 
Einwendungen auf den Stundenlohnzetteln oder gesondert schriftlich erheben. Nicht 
fristgemäß zurückgegebene Stundenlohnzettel gelten als anerkannt. 
(4) Stundenlohnrechnungen sind alsbald nach Abschluss der Stundenlohnarbeiten, 
längstens jedoch in Abständen von 4 Wochen, einzureichen. Für die Zahlung gilt § 16. 
(5) Wenn Stundenlohnarbeiten zwar vereinbart waren, über den Umfang der 
Stundenlohnleistungen aber mangels rechtzeitiger Vorlage der Stundenlohnzettel Zweifel 
bestehen, so kann der Auftraggeber verlangen, dass für die nachweisbar ausgeführten 
Leistungen eine Vergütung vereinbart wird, die nach Maßgabe von Absatz 1 Nummer 2 für 
einen wirtschaftlich vertretbaren Aufwand an Arbeitszeit und Verbrauch von Stoffen, für 
Vorhaltung von Einrichtungen, Geräten, Maschinen und maschinellen Anlagen, für Frachten, 
Fuhr- und Ladeleistungen sowie etwaige Sonderkosten ermittelt wird. 
 
§ 16 Zahlung 
(1) 1. Abschlagszahlungen sind auf Antrag in möglichst kurzen Zeitabständen oder zu den 
vereinbarten Zeitpunkten zu gewähren, und zwar in Höhe des Wertes der jeweils 
nachgewiesenen vertragsgemäßen Leistungen einschließlich des ausgewiesenen, darauf 



entfallenden Umsatzsteuerbetrages. Die Leistungen sind durch eine prüfbare Aufstellung 
nachzuweisen, die eine rasche und sichere Beurteilung der Leistungen ermöglichen muss. 
Als Leistungen gelten hierbei auch die für die geforderte Leistung eigens angefertigten und 
bereitgestellten Bauteile sowie die auf der Baustelle angelieferten Stoffe und Bauteile, wenn 
dem Auftraggeber nach seiner Wahl das Eigentum an ihnen übertragen ist oder 
entsprechende Sicherheit gegeben wird. 
2. Gegenforderungen können einbehalten werden. Andere Einbehalte sind nur in den im 
Vertrag und in den gesetzlichen Bestimmungen vorgesehenen Fällen zulässig. 
3. Ansprüche auf Abschlagszahlungen werden binnen 18 Werktagen nach Zugang der 
Aufstellung fällig. 
4. Die Abschlagszahlungen sind ohne Einfluss auf die Haftung des Auftragnehmers; sie 
gelten nicht als Abnahme von Teilen der Leistung. 
(2) 1. Vorauszahlungen können auch nach Vertragsabschluss vereinbart werden; hierfür ist 
auf Verlangen des Auftraggebers ausreichende Sicherheit zu leisten. Diese 
Vorauszahlungen sind, sofern nichts anderes vereinbart wird, mit 3 v. H. über dem 
Basiszinssatz des § 247 BGB zu verzinsen. 
2. Vorauszahlungen sind auf die nächstfälligen Zahlungen anzurechnen, soweit damit 
Leistungen abzugelten sind, für welche die Vorauszahlungen gewährt worden sind. 
(3) 1. Der Anspruch auf die Schlusszahlung wird alsbald nach Prüfung und Feststellung der 
vom Auftragnehmer vorgelegten Schlussrechnung fällig, spätestens innerhalb von 2 
Monaten nach Zugang. Werden Einwendungen gegen die Prüfbarkeit unter Angabe der 
Gründe hierfür nicht spätestens innerhalb von 2 Monaten nach Zugang der Schlussrechnung 
erhoben, so kann der Auftraggeber sich nicht mehr auf die fehlende Prüfbarkeit berufen. Die 
Prüfung der Schlussrechnung ist nach Möglichkeit zu beschleunigen. Verzögert sie sich, so 
ist das unbestrittene Guthaben als Abschlagszahlung sofort zu zahlen. 
2. Die vorbehaltlose Annahme der Schlusszahlung schließt Nachforderungen aus, wenn der 
Auftragnehmer über die Schlusszahlung schriftlich unterrichtet und auf die 
Ausschlusswirkung hingewiesen wurde. 
3. Einer Schlusszahlung steht es gleich, wenn der Auftraggeber unter Hinweis auf geleistete 
Zahlungen weitere Zahlungen endgültig und schriftlich ablehnt. 
4. Auch früher gestellte, aber unerledigte Forderungen werden ausgeschlossen, wenn sie 
nicht nochmals vorbehalten werden. 
5. Ein Vorbehalt ist innerhalb von 24 Werktagen nach Zugang der Mitteilung nach den 
Nummern 2 und 3 über die Schlusszahlung zu erklären. Er wird hinfällig, wenn nicht 
innerhalb von weiteren 24 Werktagen – beginnend am Tag nach Ablauf der in Satz 1 
genannten 24 Werktage - eine prüfbare Rechnung über die vorbehaltenen Forderungen 
eingereicht oder, wenn das nicht möglich ist, der Vorbehalt eingehend begründet wird. 
6. Die Ausschlussfristen gelten nicht für ein Verlangen nach Richtigstellung der 
Schlussrechnung und -zahlung wegen Aufmaß-, Rechen- und Übertragungsfehlern. 
(4) In sich abgeschlossene Teile der Leistung können nach Teilabnahme ohne Rücksicht auf 
die Vollendung der übrigen Leistungen endgültig festgestellt und bezahlt werden. 
(5) 1. Alle Zahlungen sind aufs äußerste zu beschleunigen. 
2. Nicht vereinbarte Skontoabzüge sind unzulässig. 
3. Zahlt der Auftraggeber bei Fälligkeit nicht, so kann ihm der Auftragnehmer eine 
angemessene Nachfrist setzen. Zahlt er auch innerhalb der Nachfrist nicht, so hat der 
Auftragnehmer vom Ende der Nachfrist an Anspruch auf Zinsen in Höhe der in § 288 Absatz 
2 BGB angegebenen Zinssätze, wenn er nicht einen höheren Verzugsschaden nachweist. 



4. Zahlt der Auftraggeber das fällige unbestrittene Guthaben nicht innerhalb von 2 Monaten 
nach Zugang der Schlussrechnung, so hat der Auftragnehmer für dieses Guthaben 
abweichend von Nummer 3 (ohne Nachfristsetzung) ab diesem Zeitpunkt Anspruch auf 
Zinsen in Höhe der in § 288 Absatz 2 BGB angegebenen Zinssätze, wenn er nicht einen 
höheren Verzugsschaden nachweist. 
5. Der Auftragnehmer darf in den Fällen der Nummern 3 und 4 die Arbeiten bis zur Zahlung 
einstellen, sofern die dem Auftraggeber zuvor gesetzte angemessene Nachfrist erfolglos 
verstrichen ist. 
(6) Der Auftraggeber ist berechtigt, zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aus den Absätzen 1 
bis 5 Zahlungen an Gläubiger des Auftragnehmers zu leisten, soweit sie an der Ausführung 
der vertraglichen Leistung des Auftragnehmers aufgrund eines mit diesem abgeschlossenen 
Dienst- oder Werkvertrags beteiligt sind, wegen Zahlungsverzugs des Auftragnehmers die 
Fortsetzung ihrer Leistung zu Recht verweigern und die Direktzahlung die Fortsetzung der 
Leistung sicherstellen soll. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, sich auf Verlangen des 
Auftraggebers innerhalb einer von diesem gesetzten Frist darüber zu erklären, ob und 
inwieweit er die Forderungen seiner Gläubiger anerkennt; wird diese Erklärung nicht 
rechtzeitig abgegeben, so gelten die Voraussetzungen für die Direktzahlung als anerkannt. 
 
§ 17 Sicherheitsleistung 
(1) 1. Wenn Sicherheitsleistung vereinbart ist, gelten die §§ 232 bis 240 BGB, soweit sich 
aus den nachstehenden Bestimmungen nichts anderes ergibt. 
2. Die Sicherheit dient dazu, die vertragsgemäße Ausführung der Leistung und die 
Mängelansprüche sicherzustellen. 
(2) Wenn im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, kann Sicherheit durch Einbehalt oder 
Hinterlegung von Geld oder durch Bürgschaft eines Kreditinstituts oder Kreditversicherers 
geleistet werden, sofern das Kreditinstitut oder der Kreditversicherer 
1. in der Europäischen Gemeinschaft oder 
2. in einem Staat der Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum 
oder 
3. in einem Staat der Vertragsparteien des WTO-Übereinkommens über das öffentliche 
Beschaffungswesen zugelassen ist. 
(3) Der Auftragnehmer hat die Wahl unter den verschiedenen Arten der Sicherheit; er kann 
eine Sicherheit durch eine andere ersetzen. 
(4) Bei Sicherheitsleistung durch Bürgschaft ist Voraussetzung, dass der Auftraggeber den 
Bürgen als tauglich anerkannt hat. Die Bürgschaftserklärung ist schriftlich unter Verzicht auf 
die Einrede der Vorausklage abzugeben (§ 771 BGB); sie darf nicht auf bestimmte Zeit 
begrenzt und muss nach Vorschrift des Auftraggebers ausgestellt sein. Der Auftraggeber 
kann als Sicherheit keine Bürgschaft fordern, die den Bürgen zur Zahlung auf erstes 
Anfordern verpflichtet. 
(5) Wird Sicherheit durch Hinterlegung von Geld geleistet, so hat der Auftragnehmer den 
Betrag bei einem zu vereinbarenden Geldinstitut auf ein Sperrkonto einzuzahlen, über das 
beide nur gemeinsam verfügen können („Und-Konto“). Etwaige Zinsen stehen dem 
Auftragnehmer zu. 
(6) 1. Soll der Auftraggeber vereinbarungsgemäß die Sicherheit in Teilbeträgen von seinen 
Zahlungen einbehalten, so darf er jeweils die Zahlung um höchstens 10 v. H. kürzen, bis die 
vereinbarte Sicherheitssumme erreicht ist. Sofern Rechnungen ohne Umsatzsteuer gemäß § 



13 b UStG gestellt werden, bleibt die Umsatzsteuer bei der Berechnung des 
Sicherheitseinbehalts unberücksichtigt. Den jeweils einbehaltenen Betrag hat er dem 
Auftragnehmer mitzuteilen und binnen 18 Werktagen nach dieser Mitteilung auf ein 
Sperrkonto bei dem vereinbarten Geldinstitut einzuzahlen. Gleichzeitig muss er veranlassen, 
dass dieses Geldinstitut den Auftragnehmer von der Einzahlung des Sicherheitsbetrags 
benachrichtigt. Absatz 5 gilt entsprechend. 
2. Bei kleineren oder kurzfristigen Aufträgen ist es zulässig, dass der Auftraggeber den 
einbehaltenen Sicherheitsbetrag erst bei der Schlusszahlung auf ein Sperrkonto einzahlt. 
3. Zahlt der Auftraggeber den einbehaltenen Betrag nicht rechtzeitig ein, so kann ihm der 
Auftragnehmer hierfür eine angemessene Nachfrist setzen. Lässt der Auftraggeber auch 
diese verstreichen, so kann der Auftragnehmer die sofortige Auszahlung des einbehaltenen 
Betrags verlangen und braucht dann keine Sicherheit mehr zu leisten. 
4. Öffentliche Auftraggeber sind berechtigt, den als Sicherheit einbehaltenen Betrag auf 
eigenes Verwahrgeldkonto zu nehmen; der Betrag wird nicht verzinst. 
(7) Der Auftragnehmer hat die Sicherheit binnen 18 Werktagen nach Vertragsabschluss zu 
leisten, wenn nichts anderes vereinbart ist. Soweit er diese Verpflichtung nicht erfüllt hat, ist 
der Auftraggeber berechtigt, vom Guthaben des Auftragnehmers einen Betrag in Höhe der 
vereinbarten Sicherheit einzubehalten. Im Übrigen gelten die Absätze 5 und 6 außer 
Nummer 1 Satz 1 entsprechend. 
(8) 1. Der Auftraggeber hat eine nicht verwertete Sicherheit für die Vertragserfüllung zum 
vereinbarten Zeitpunkt, spätestens nach Abnahme und Stellung der Sicherheit für 
Mängelansprüche zurückzugeben, es sei denn, dass Ansprüche des Auftraggebers, die nicht 
von der gestellten Sicherheit für Mängelansprüche umfasst sind, noch nicht erfüllt sind. Dann 
darf er für diese Vertragserfüllungsansprüche einen entsprechenden Teil der Sicherheit 
zurückhalten. 
2. Der Auftraggeber hat eine nicht verwertete Sicherheit für Mängelansprüche nach Ablauf 
von 2 Jahren zurückzugeben, sofern kein anderer Rückgabezeitpunkt vereinbart worden ist. 
Soweit jedoch zu diesem Zeitpunkt seine geltend gemachten Ansprüche noch nicht erfüllt 
sind, darf er einen entsprechenden Teil der Sicherheit zurückhalten. 
 
§ 18 Streitigkeiten 
(1) Liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandvereinbarung nach § 38 
Zivilprozessordnung vor, richtet sich der Gerichtsstand für Streitigkeiten aus dem Vertrag 
nach dem Sitz der für die Prozessvertretung des Auftraggebers zuständigen Stelle, wenn 
nichts anderes vereinbart ist. Sie ist dem Auftragnehmer auf Verlangen mitzuteilen. 
(2) 1. Entstehen bei Verträgen mit Behörden Meinungsverschiedenheiten, so soll der 
Auftragnehmer zunächst die der auftraggebenden Stelle unmittelbar vorgesetzte Stelle 
anrufen. Diese soll dem Auftragnehmer Gelegenheit zur mündlichen Aussprache geben und 
ihn möglichst innerhalb von 2 Monaten nach der Anrufung schriftlich bescheiden und dabei 
auf die Rechtsfolgen des Satzes 3 hinweisen. Die Entscheidung gilt als anerkannt, wenn der 
Auftragnehmer nicht innerhalb von 3 Monaten nach Eingang des Bescheides schriftlich 
Einspruch beim Auftraggeber erhebt und dieser ihn auf die Ausschlussfrist hingewiesen hat. 
2. Mit dem Eingang des schriftlichen Antrages auf Durchführung eines Verfahrens nach 
Nummer 1 wird die Verjährung des in diesem Antrag geltend gemachten Anspruchs 
gehemmt. Wollen Auftraggeber oder Auftragnehmer das Verfahren nicht weiter betreiben, 
teilen sie dies dem jeweils anderen Teil schriftlich mit. Die Hemmung endet 3 Monate nach 
Zugang des schriftlichen Bescheides oder der Mitteilung nach Satz 2. 



(3) Daneben kann ein Verfahren zur Streitbeilegung vereinbart werden. Die Vereinbarung 
sollte mit Vertragsabschluss erfolgen. 
(4) Bei Meinungsverschiedenheiten über die Eigenschaft von Stoffen und Bauteilen, für die 
allgemein gültige Prüfungsverfahren bestehen, und über die Zulässigkeit oder 
Zuverlässigkeit der bei der Prüfung verwendeten Maschinen oder angewendeten 
Prüfungsverfahren kann jede Vertragspartei nach vorheriger Benachrichtigung der anderen 
Vertragspartei die materialtechnische Untersuchung durch eine staatliche oder staatlich 
anerkannte Materialprüfungsstelle vornehmen lassen; deren Feststellungen sind verbindlich. 
Die Kosten trägt der unterliegende Teil. 
(5) Streitfälle berechtigen den Auftragnehmer nicht, die Arbeiten einzustellen. 
 
 

 
 
Hinweise für die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 
VOB Teil A 
Allgemeine Bestimmungen für die Vergabe 
von Bauleistungen (VOB/A) 
Die Neufassung der VOB Teil A zielt darauf das Vergaberecht zu vereinfachen, den 
Regelungsumfang zu reduzieren und die Transparenz auch bei den Vergaben nach 
Abschnitt 1 zu erhöhen. Wesentliche formale Änderungen ergaben sich durch die Straffung 
der Struktur, der Abschnitt 1 umfasst nunmehr nur noch 22 statt bisher 32 Paragrafen und 
der Abschnitt 2 23 statt 33 Paragrafen. Die Straffung wurde dadurch erzielt, dass 
Bestimmungen die thematisch zusammengehören, wie beispielsweise die §§ 11 
(Ausführungsfristen), 12 (Vertragsstrafen und Beschleunigungsvergütung), 13 (Verjährung 
der Mängelansprüche), 14 (Sicherheitsleistung) und 15 (Änderung der Vergütung) der VOB 
2006 einheitlich in einem neuen § 9 (Vertragsbedingungen) zusammengefasst wurden. 
Andere vergleichbare Beispiele betreffen die Regelungen über die Fristen und die 
Regelungen über die Prüfung und Wertung von Angeboten, die ebenfalls jeweils in einem 
Paragrafen zusammengefasst wurden. Die neue Struktur wurde im Zuge des 
Vereinheitlichungsprozesses mit dem Deutschen Verdingungsausschuss für Leistungen 
(DVAL) und dem federführend zuständigen Bundesministerium abgestimmt und bei der 
Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (VOL) nahezu identisch umgesetzt. Neben 
der Anpassung der Struktur der Vergabeordnungen, wurde auch das verwendete 
vergaberechtlich relevante Vokabular, soweit wie möglich, vereinheitlicht. Die Änderung der 
Nummerierung der Paragrafen in Absätze und in der weiteren Abstufung in Nummern und in 
Buchstaben folgt Rechtsförmlichkeitsvorgaben und entspricht dem Nummerierungsaufbau 
von Gesetzen und Verordnungen. Beibehalten wurde die Gliederung der VOB/A in 
Abschnitte (sogenanntes Schubladensystem), wobei die Abschnitte 3 und 4 aufgrund der 
neuen Sektorenverordnung entfallen sind. Der Abschnitt 2 sieht, wie bisher, eine Gliederung 
in Basis- und a-Paragrafen vor. Diese Aufteilung wurde beim Abschnitt 2 der VOL 
aufgegeben und soll in einer späteren Novellierungsstufe gegebenenfalls bei der VOB/A 
aufgegeben werden ebenfalls zugunsten einer Angleichung. 
Zu den wesentlichen inhaltlichen Änderungen zählen u. a. die zur Vereinfachung und 
Vereinheitlichung eingeführten Schwellenwerte als Ausnahmetatbestände für die 
Durchführung von Beschränkten Ausschreibungen oder Freihändigen Vergaben. Ferner 
wurden aufgrund von Erfahrungswerten aus der Praxis, im Interesse eines umfassenden 



Wettbewerbs, Regelungen aufgenommen, nach denen fehlende Erklärungen und Nachweise 
nachgereicht werden können. Eine einzelne fehlende Preisangabe führt nicht mehr 
zwangsläufig zum Ausschluss des Angebots, vielmehr kann das betreffende Angebot unter 
bestimmten Voraussetzungen dennoch gewertet werden. Mit diesen Regelungen soll der 
Ausschluss von Angeboten aus vielfach rein formalen Gründen verhindert und damit die 
Anzahl der am Wettbewerb teilnehmenden Angebote nicht unnötig reduziert werden. Weitere 
wesentliche inhaltliche Änderungen sind u. a. die Einschränkung der Möglichkeit 
Sicherheitsleistungen zu verlangen. Diese Regelung dient insbesondere der Entlastung von 
kleinen und mittleren Unternehmen. Zur Erhöhung der Transparenz auch im Bereich der 
nationalen Vergaben wurden Regelungen über eine ex-ante und ex-post Transparenz 
eingeführt. 
Abschnitt 1 
Nachfolgend sind die wesentlichen Änderungen im Abschnitt 1 aufgelistet. Änderungen die 
sich aus formalen Gründen oder aufgrund der geänderten Struktur ergaben sind nicht 
aufgeführt. 
Zu § 2 Grundsätze 
Das Transparenzgebot wurde ausdrücklich in den Grundsätzen der Vergabe verankert. Der 
Wettbewerb wird durch transparente Vergabeverfahren hergestellt, d.h. Transparenz ist ein 
Mittel zur Herstellung des Wettbewerbs. Den Grundsätzen wurden auch die Regelung, nach 
der ein Vergabeverfahren nicht zum Zwecke der Markterkundung erfolgen darf und die 
Regelung, nach der Leistungen erst auszuschreiben sind, wenn alle Vergabeunterlagen 
fertig gestellt sind, zugeordnet. 
Zu § 3 Arten der Vergabe 
Für die Durchführung von Beschränkten Ausschreibungen (§ 3 Absatz 3) und Freihändigen 
Vergaben (§ 3 Absatz 4) wurden, zur Vereinfachung und Vereinheitlichung, Schwellenwerte 
als Ausnahmetatbestände aufgenommen. Danach können Beschränkte Ausschreibungen, je 
nach Gewerk, bei einem Auftragswert ohne Umsatzsteuer bis zu 50. 000 € bzw. 100.000 € 
bzw. 150.000 € durchgeführt werden. 
Entsprechendes gilt auch für Freihändige Vergaben bis zu einem Auftragswert von 10.000 € 
ohne Umsatzsteuer. 
Zu § 4 Vertragsarten 
Die bisherigen Regelungen zum Selbstkostenerstattungsvertrag finden kaum Anwendung 
und wurden daher gestrichen. 
Zu § 5 Vergabe nach Losen, Einheitliche Vergabe 
Die Regelung über die Trennung in Fachlose sowie Aufteilung in Lose wurde der Regelung 
des § 97 Absatz 3 GWB angenähert. 
Zu § 6 Teilnehmer am Verfahren 
Durch Umkehrung der Reihenfolge der Regelungen wird die Bedeutung des 
Präqualifikationsverfahrens beim Nachweis der Eignung betont und gestärkt. Dies kommt u. 
a. auch dadurch zum Ausdruck, dass die zum Nachweis der Eignung vorzulegenden 
Erklärungen, deckungsgleich sind mit denen die im Rahmen des Präqualifikationsverfahrens 
vorzulegen sind. Die Möglichkeit, die Eignung über Einzelnachweise nachzuweisen wird 
allerdings beibehalten und dahingehend vereinfacht, dass zunächst auch Eigenerklärungen 
ausreichend sind. Diese sind nur von den Bietern der engeren Wahl durch Bescheinigungen 
zuständiger Stellen zu verifizieren sind. 
Zu § 7 Leistungsbeschreibung 



Zur Vermeidung einer möglichen Wettbewerbsverzerrung durch Bedarfspositionen in 
Leistungsverzeichnissen, wurde die Regelung verschärft. Danach sind Bedarfspositionen 
nunmehr grundsätzlich nicht in Leistungsverzeichnissen vorzusehen. 
Der § 7 (Mitwirkung von Sachverständigen) der VOB/A 2006 wurde wegen mangelnder 
Relevanz für 
die Praxis gestrichen. 
Zu § 8 Vergabeunterlagen 
Der Paragraf wurde insgesamt neu geordnet und übersichtlicher gestaltet, Dopplungen – 
gleiche Regelungsinhalte in mehrere Paragrafen – wurden beseitigt. Nunmehr sind zuerst 
die Unterlagen für das Anschreiben und anschließend die Vertragsunterlagen genannt. 
Ferner sind die notwendigen Angaben die in der Bekanntmachung anzugeben sind, § 12 
zugeordnet und nur noch dort genannt. 
Zu § 9 Vertragsbedingungen 
Bei dem neu gestalteten Paragrafen wurde neben der Eingangs erläuterten 
Zusammenfassung mehrerer Paragrafen der VOB 2006 (§§ 11, 12, 13, 14 und 15 der VOB 
2006) zu einem einheitlichen Paragrafen, auch eine wesentliche inhaltliche Änderung 
vorgenommen. Sie betrifft den Verzicht auf Sicherheitsleistungen für die Vertragserfüllung 
und in der Regel auch für Mängelanspruche bei Aufträgen bis zu einer Auftragssumme von 
250.000 € ohne Umsatzsteuer. Diese Regelung zielt auf eine Entlastung von kleinen und 
mittleren Unternehmen ab. 
Zu § 12 Bekanntmachung, Versand der Vergabeunterlagen 
Die Veröffentlichung von Öffentlichen Ausschreibungen auf einem zentralen Internetportal 
kann für Teilnehmer an Vergabeverfahren zu deutlichen Erleichterungen und zu 
Kosteneinsparungen führen. Daher verweist die Regelung nach Absatz 1 Nummer 2 
nunmehr ausdrücklich auf die Möglichkeit, Ausschreibungen auf die Internetplattform 
www.bund.de zu veröffentlichen. Alle Angaben, die in die Bekanntmachungen bzw. im 
Anschreiben und in den Vertragsunterlagen aufzunehmen sind, sind nunmehr in § 12 Absatz 
1 Nummer 2 aufgelistet. Die verwendeten Begrifflichkeiten und die Reihenfolge der 
Auflistung orientiert sich dabei am Anhang VII der Vergabekoordinierungsrichtlinie. 
Zu § 13 Form und Inhalt der Angebote 
Absatz 1 wurde weiter aufgegliedert. Die Bestimmungen der Nummer 3 (geforderte Preise) 
und der Nummer 4 (geforderte Erklärungen und Nachweise) korrespondieren nun mit den 
unterschiedlichen Bestimmungen des § 16 (Prüfung und Wertung der Angebote). Hinsichtlich 
elektronisch übermittelter Angebote wurde zur Klarstellung im Absatz 1 Nummer 2 
aufgenommen, dass die Verschlüsselung bis zur Eröffnung des ersten Angebots 
aufrechterhalten bleiben muss. 
Zu § 14 Öffnung der Angebote, Eröffnungstermin 
Zur Vereinheitlichung der Vergabeordnungen wurde Absatz 4 Nummern 1 und 2 ergänzt und 
mit einigen redaktionellen Änderungen versehen. Niederschriften sind nunmehr auch in 
elektronischer Form zulässig sind. 
Zu § 15 Aufklärung des Angebotsinhalts 
Das Verhandlungsverbot bei Ausschreibungen wird nunmehr dadurch klargestellt, dass der 
Begriff Verhandlung durch den Begriff der Aufklärung ersetzt wurde. Ferner ist in 
Korrespondenz mit der Regelung, nach der Nachweise und Erklärungen nachgereicht 
werden können, bei Absatz 2 eingefügt, dass den Bietern eine Frist für geforderte 
Aufklärungen und Angaben gegeben werden kann. Ihre Angebote bleiben unberücksichtigt, 
falls sie diese unbeantwortet verstreichen lassen. 



Zu § 16 Prüfung und Wertung der Angebote 
Neben der Zusammenfassung der §§ 23 und 25 der VOB 2006 zu einem einheitlichen 
Paragrafen, ist auch eine systematische und mit Überschriften versehene Neugliederung 
erfolgt. Wesentliche inhaltliche Änderungen wurden bei den Ausschlussgründen 
aufgenommen. Nach den neuen Regelungen sind Angebote zuzulassen, die lediglich 
formale oder unwesentliche Mängel beinhalten. Damit soll die hohe Ausschlussrate reduziert 
und ein umfassender Wettbewerb sichergestellt werden. Das Fehlen von Nachweisen oder 
Erklärungen (z.B. auch eine Bieterangabe im Leistungsverzeichnis) ist nach Absatz 1 
Nummer 3 kein Ausschlussgrund, wenn Bieter die Nachweise und Erklärungen innerhalb 
einer festzusetzenden Frist nachreichen. Ferner können nach Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe c Angebote gewertet werden, wenn lediglich eine unwesentliche Preisangabe 
fehlt und sich durch die Wertung mit dem höchsten Wettbewerbspreis für diese Position die 
Bieterreihenfolge nicht verändert. 
Zu § 19 Nichtberücksichtigte Bewerbungen und Angebote 
In Korrespondenz mit der Schwellenwertregelung nach § 3 Nummer 3, ist im Absatz 5 
vorgeschrieben, dass soweit von der Schwellenwertregelung Gebrauch gemacht wird, bei 
Aufträgen ab einem Auftragswert von 25.000 € ohne Umsatzsteuer, über die beabsichtigte 
Ausschreibung auf Internetportalen zu informieren ist. Rechtsansprüche der Bieter können 
damit aber nicht begründet werden. 
Zu § 20 Dokumentation 
Der Mindestinhalt der Dokumentation war bisher nur für Vergaben nach dem 2. Abschnitt 
vorgegeben. Die Regelung wurde auf den Basisparagrafen übertragen und gilt nunmehr 
auch bei Vergaben nach dem 1. Abschnitt. Zur Erhöhung der Transparenz sind ferner nach 
Absatz 3 über alle durchgeführten Beschränkten Ausschreibungen ab 25.000 € und über alle 
Freihändigen Vergaben ab 15.000 €, jeweils ohne Umsatzsteuer, Veröffentlichungen 
/Informationen auf dem Internetportal einzustellen. 
Abschnitt 2 
Neben der entsprechend Abschnitt 1 geänderten Struktur, ergab sich ein weiterer 
Änderungsbedarf aufgrund von Anpassung an die Vergabekoordinierungsrichtlinie – soweit 
auch optionale Regelungen umgesetzt werden sollten– und der Anpassung an die 
Neufassung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). 
Zu § 1a Anwendung der a-Paragrafen 
Die Definition des Begriffs der Bauaufträge ist an die geänderte Definition nach § 99 Absatz 
3 GWB angepasst worden. 
Zu § 5a Vergabe nach Losen 
Da die Regelung über die Aufteilung und Trennung in Fach- und Teillose im Basisparagrafen 
nicht vollumfänglich der des § 97 Absatz 3 GWB entspricht, ist § 5 Absatz 2 für Vergaben ab 
Erreichen der Schwellenwerte nach der Vergabeverordnung nicht anzuwenden. In diesen 
Fällen gilt die Regelung des GWB. 
Zu § 6a Teilnehmer am Wettbewerb 
Zur weiteren Umsetzung von Bestimmungen der Vergabekoordinierungsrichtlinie wurden 
einige Anpassungen und Ergänzungen vorgenommen. Dies betrifft Absatz 2 und 7. Ferner 
wurde Absatz 10 umformuliert, da die ursprüngliche Fassung dahingehend interpretiert 
wurde, dass alle Fähigkeiten der Nachunternehmer sogleich mit Angebotsabgabe 
nachzuweisen sind. Nunmehr reicht es aus, wenn der Nachweis innerhalb einer 
festzusetzenden Frist erbracht wird. 
Zu § 8a Vergabeunterlagen 



Um Dopplungen zu vermeiden und zur Verschlankung beizutragen, verweist die neue 
Regelung nunmehr nur noch auf § 12 Absatz 1 Nummer 2 des Anhangs II der Verordnung 
(EG) Nr. 1564/2005. 
Zu § 12a Vorinformation, Bekanntmachung, Versand der Vergabeunterlagen 
Auch hier wird wie beim § 8a, bezüglich der Bekanntmachung, nur noch auf § 12 Absatz 1 
Nummer 2 des Anhangs II der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 verwiesen. 
Zu § 16a Wertung der Angebote und § 18 a Bekanntmachung der Auftragserteilung 
Wie bei § 6a wurden auch hier weitere Anpassungen an die Bestimmungen der 
Vergabekoordinierungsrichtlinie vorgenommen. In § 16a durch den eingefügten Zusatz „und 
deren Gewichtung“ und im § 18a durch die Klarstellung, dass alle Aufträge die dem 
Anwendungsbereich des 2. Abschnitts zugeordnet sind, bekannt zu machen sind. 
Abschnitt 3 und 4 
Aufgrund der am 29.09.2009 in Kraft getretenen Sektorenverordnung (SektVO), wird der 3. 
und 4. Abschnitt ersatzlos gestrichen. 
VOB Teil B 
Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung 
von Bauleistungen (VOB/B) 
Die Regelungen der VOB/B werden Unternehmen, juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts und öffentlich-rechtlichen Sondervermögens zur Anwendung empfohlen. Dies stellt 
die eingefügte Fußnote nunmehr klar. Sie sind nicht zur Anwendung gegenüber 
Verbrauchern vorgesehen. Dir Regelungen von § 16 Absatz 5 Nr. 3 und 4 verweisen aus 
vorgenanntem Grund nur noch auf Absatz 2 des § 288 BGB. 
 
 

 
 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
BGB 
Ausfertigungsdatum: 18.08.1896 
Vollzitat: 
"Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I 
S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2010 
(BGBl. I S. 977) geändert worden ist" 
Stand: Neugefasst durch Bek. v. 2.1.2002 I 42, 2909; 2003, 738; 
zuletzt geändert durch Art. 1 G v. 24.7.2010 I 977 
 
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/bgb/gesamt.pdf 
 
Titel 9 
Werkvertrag und ähnliche Verträge 
Untertitel 1 
Werkvertrag 
 
§ 631 Vertragstypische Pflichten beim Werkvertrag 
(1) Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur Herstellung des versprochenen 
Werkes, der Besteller zur Entrichtung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 



(2) Gegenstand des Werkvertrags kann sowohl die Herstellung oder Veränderung einer 
Sache als auch ein anderer durch Arbeit oder Dienstleistung herbeizuführender Erfolg sein. 
 
§ 632 Vergütung 
(1) Eine Vergütung gilt als stillschweigend vereinbart, wenn die Herstellung des Werkes den 
Umständen nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten ist. 
(2) Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, so ist bei dem Bestehen einer Taxe die 
taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe die übliche Vergütung als vereinbart 
anzusehen. 
(3) Ein Kostenanschlag ist im Zweifel nicht zu vergüten. 
 
(…) 
 
§ 633 Sach- und Rechtsmangel 
(1) Der Unternehmer hat dem Besteller das Werk frei von Sach- und Rechtsmängeln zu 
verschaffen. 
(2) Das Werk ist frei von Sachmängeln, wenn es die vereinbarte Beschaffenheit hat. Soweit 
die Beschaffenheit nicht vereinbart ist, ist das Werk frei von Sachmängeln, 
1. wenn es sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte, sonst 
2. für die gewöhnliche Verwendung eignet und eine Beschaffenheit aufweist, die bei Werken 
der gleichen Art üblich ist und die der Besteller nach der Art des Werks erwarten kann. 
Einem Sachmangel steht es gleich, wenn der Unternehmer ein anderes als das bestellte 
Werk oder das Werk in zu geringer Menge herstellt. 
(3) Das Werk ist frei von Rechtsmängeln, wenn Dritte in Bezug auf das Werk keine oder nur 
die im Vertrag übernommenen Rechte gegen den Besteller geltend machen können. 
 
§ 641 Fälligkeit der Vergütung 
(1) Die Vergütung ist bei der Abnahme des Werkes zu entrichten. Ist das Werk in Teilen 
abzunehmen und die Vergütung für die einzelnen Teile bestimmt, so ist die Vergütung für 
jeden Teil bei dessen Abnahme zu entrichten. 
(2) Die Vergütung des Unternehmers für ein Werk, dessen Herstellung der Besteller einem 
Dritten versprochen hat, wird spätestens fällig, 
1. soweit der Besteller von dem Dritten für das versprochene Werk wegen dessen 
Herstellung seine Vergütung oder Teile davon erhalten hat, 
2. soweit das Werk des Bestellers von dem Dritten abgenommen worden ist oder als 
abgenommen gilt oder 
3. wenn der Unternehmer dem Besteller erfolglos eine angemessene Frist zur Auskunft über 
die in den Nummern 1 und 2 bezeichneten Umstände bestimmt hat. 
Hat der Besteller dem Dritten wegen möglicher Mängel des Werks Sicherheit geleistet, gilt 
Satz 1 nur, wenn der Unternehmer dem Besteller entsprechende Sicherheit leistet. 
(3) Kann der Besteller die Beseitigung eines Mangels verlangen, so kann er nach der 
Fälligkeit die Zahlung eines angemessenen Teils der Vergütung verweigern; angemessen ist 
in der Regel das Doppelte der für die Beseitigung des Mangels erforderlichen Kosten. 
(4) Eine in Geld festgesetzte Vergütung hat der Besteller von der Abnahme des Werkes an 
zu verzinsen, sofern nicht die Vergütung gestundet ist. 
 
§ 649 Kündigungsrecht des Bestellers 



Der Besteller kann bis zur Vollendung des Werkes jederzeit den Vertrag kündigen. Kündigt 
der Besteller, so ist der Unternehmer berechtigt, die vereinbarte Vergütung zu verlangen; er 
muss sich jedoch dasjenige anrechnen lassen, was er infolge der Aufhebung des Vertrags 
an Aufwendungen erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft erwirbt 
oder zu erwerben böswillig unterlässt. Es wird vermutet, dass danach dem Unternehmer 5 
vom Hundert der auf den noch nicht erbrachten Teil der Werkleistung entfallenden 
vereinbarten Vergütung zustehen. 
 
 

 
 
Verordnung über die Honorare für 
Architekten- und Ingenieurleistungen 
(Honorarordnung für Architekten und 
Ingenieure - HOAI) 
HOAI 
Ausfertigungsdatum: 11.08.2009 
Vollzitat: 
"Honorarordnung für Architekten und Ingenieure vom 11. August 2009 (BGBl. I S. 2732)" 
Fußnote 
Textnachweis ab: 18.8.2009 
 
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/hoai/gesamt.pdf 
 
Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
Diese Verordnung regelt die Berechnung der Entgelte für die Leistungen der Architekten und 
Architektinnen und der Ingenieure und Ingenieurinnen (Auftragnehmer oder 
Auftragnehmerinnen) mit Sitz im Inland, soweit die Leistungen durch diese Verordnung 
erfasst und vom Inland aus erbracht werden. 
 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
Für diese Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen: 
1. „Objekte“ sind Gebäude, raumbildende Ausbauten, Freianlagen, Ingenieurbauwerke, 
Verkehrsanlagen, Tragwerke und Anlagen der Technischen Ausrüstung; 
2. „Gebäude“ sind selbstständig benutzbare, überdeckte bauliche Anlagen, die von 
Menschen betreten werden können und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz von 
Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen; 
3. „Neubauten und Neuanlagen“ sind Objekte, die neu errichtet oder neu hergestellt werden; 
4. „Wiederaufbauten“ sind vormals zerstörte Objekte, die auf vorhandenen Bau- oder 
Anlageteilen wiederhergestellt werden; sie gelten als Neubauten, sofern eine neue Planung 
erforderlich ist; 
5. „Erweiterungsbauten“ sind Ergänzungen eines vorhandenen Objekts; 
6. „Umbauten“ sind Umgestaltungen eines vorhandenen Objekts mit Eingriffen in 
Konstruktion oder Bestand; 



7. „Modernisierungen“ sind bauliche Maßnahmen zur nachhaltigen Erhöhung des 
Gebrauchswertes eines Objekts, soweit sie nicht unter die Nummern 5, 6 oder Nummer 9 
fallen; 
8. „raumbildende Ausbauten“ sind die innere Gestaltung oder Erstellung von Innenräumen 
ohne wesentliche Eingriffe in Bestand oder Konstruktion; sie können im Zusammenhang mit 
Leistungen nach den Nummern 3 bis 7 anfallen; 
9. „Instandsetzungen“ sind Maßnahmen zur Wiederherstellung des zum 
bestimmungsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustandes (Soll-Zustandes) eines Objekts, 
soweit sie nicht unter Nummer 4 fallen oder durch Maßnahmen nach Nummer 7 verursacht 
sind; 
10. „Instandhaltungen“ sind Maßnahmen zur Erhaltung des Soll-Zustandes eines Objekts; 
11. „Freianlagen“ sind planerisch gestaltete Freiflächen und Freiräume sowie entsprechend 
gestaltete Anlagen in Verbindung mit Bauwerken oder in Bauwerken; 
12. „fachlich allgemein anerkannte Regeln der Technik“ sind schriftlich fixierte technische 
Festlegungen für Verfahren, die nach herrschender Auffassung der beteiligten Fachleute, 
Verbraucher und der öffentlichen Hand geeignet sind, die Ermittlung der anrechenbaren 
Kosten nach dieser Verordnung zu ermöglichen und die sich in der Praxis allgemein bewährt 
haben oder deren Bewährung nach herrschender Auffassung in überschaubarer Zeit 
bevorsteht; 
13. „Kostenschätzung“ ist eine überschlägige Ermittlung der Kosten auf der Grundlage der 
Vorplanung; sie ist die vorläufige Grundlage für Finanzierungsüberlegungen; ihr liegen 
Vorplanungsergebnisse, Mengenschätzungen, erläuternde Angaben zu den planerischen 
Zusammenhängen, Vorgängen und Bedingungen sowie Angaben zum Baugrundstück und 
zur Erschließung zugrunde; wird die Kostenschätzung nach § 4 Absatz 1 Satz 3 auf der 
Grundlage der DIN 276 in der Fassung vom Dezember 2008 (DIN 276-1: 2008-12) erstellt, 
müssen die Gesamtkosten nach Kostengruppen bis zur ersten Ebene der Kostengliederung 
ermittelt werden; 
14. „Kostenberechnung“ ist eine Ermittlung der Kosten auf der Grundlage der 
Entwurfsplanung; ihr liegen durchgearbeitete Entwurfszeichnungen oder auch 
Detailzeichnungen wiederkehrender Raumgruppen, Mengenberechnungen und für die 
Berechnung und Beurteilung der Kosten relevante Erläuterungen zugrunde; wird sie nach § 
4 Absatz 1 Satz 3 auf der Grundlage der DIN 276 erstellt, müssen die Gesamtkosten nach 
Kostengruppen bis zur zweiten Ebene der Kostengliederung 
ermittelt werden; 
15. „Honorarzonen“ stellen den Schwierigkeitsgrad eines Objekts oder einer Flächenplanung 
dar. 
 
§ 3 Leistungen und Leistungsbilder 
(1) Die Honorare für Leistungen sind in den Teilen 2 bis 4 dieser Verordnung verbindlich 
geregelt. Die Honorare für Beratungsleistungen sind in der Anlage 1 zu dieser Verordnung 
enthalten und nicht verbindlich geregelt. 
(2) Leistungen, die zur ordnungsgemäßen Erfüllung eines Auftrags im Allgemeinen 
erforderlich sind, sind in Leistungsbildern erfasst. Andere Leistungen, die durch eine 
Änderung des Leistungsziels, des Leistungsumfangs, einer Änderung des Leistungsablaufs 
oder anderer Anordnungen des Auftraggebers erforderlich werden, sind von den 
Leistungsbildern nicht erfasst und gesondert frei zu vereinbaren und zu vergüten. 



(3) Besondere Leistungen sind in der Anlage 2 aufgeführt, die Aufzählung ist nicht 
abschließend. Die Honorare für Besondere Leistungen können frei vereinbart werden. 
(4) Die Leistungsbilder nach dieser Verordnung gliedern sich in die folgenden 
Leistungsphasen 1 bis 9: 
1. Grundlagenermittlung, 
2. Vorplanung, 
3. Entwurfsplanung, 
4. Genehmigungsplanung, 
5. Ausführungsplanung, 
6. Vorbereitung der Vergabe, 
7. Mitwirkung bei der Vergabe, 
8. Objektüberwachung (Bauüberwachung oder Bauoberleitung), 
9. Objektbetreuung und Dokumentation. 
(5) Die Tragwerksplanung umfasst nur die Leistungsphasen 1 bis 6. 
(6) Abweichend von Absatz 4 Satz 1 sind die Leistungsbilder des Teils 2 in bis zu fünf dort 
angegebenen Leistungsphasen zusammengefasst. Die Wirtschaftlichkeit der Leistung ist 
stets zu beachten. 
(7) Die Leistungsphasen in den Teilen 2 bis 4 dieser Verordnung werden in Prozentsätzen 
der Honorare bewertet. 
(8) Das Ergebnis jeder Leistungsphase ist mit dem Auftraggeber zu erörtern. 
 
§ 4 Anrechenbare Kosten 
(1) Anrechenbare Kosten sind Teil der Kosten zur Herstellung, zum Umbau, zur 
Modernisierung, Instandhaltung oder Instandsetzung von Objekten sowie den damit 
zusammenhängenden Aufwendungen. Sie sind nach fachlich allgemein anerkannten Regeln 
der Technik oder nach Verwaltungsvorschriften (Kostenvorschriften) auf der Grundlage 
ortsüblicher Preise zu ermitteln. Wird in dieser Verordnung die DIN 276 in Bezug genommen, 
so ist diese in der Fassung vom Dezember 2008 (DIN 276-1: 2008-12) bei der Ermittlung der 
anrechenbaren Kosten zugrunde zu legen. Die auf die Kosten von Objekten entfallende 
Umsatzsteuer ist nicht Bestandteil der anrechenbaren Kosten. 
(2) Als anrechenbare Kosten gelten ortsübliche Preise, wenn der Auftraggeber 
1. selbst Lieferungen oder Leistungen übernimmt, 
2. von bauausführenden Unternehmen oder von Lieferanten sonst nicht übliche 
Vergünstigungen erhält, 
3. Lieferungen oder Leistungen in Gegenrechnung ausführt oder 
4. vorhandene oder vorbeschaffte Baustoffe oder Bauteile einbauen lässt. 
 
§ 5 Honorarzonen 
(1) Die Objekt-, Bauleit- und Tragwerksplanung wird den folgenden Honorarzonen 
zugeordnet: 
1. Honorarzone I: sehr geringe Planungsanforderungen, 
2. Honorarzone II: geringe Planungsanforderungen, 
3. Honorarzone III: durchschnittliche Planungsanforderungen, 
4. Honorarzone IV: überdurchschnittliche Planungsanforderungen, 
5. Honorarzone V: sehr hohe Planungsanforderungen. 
(2) Abweichend von Absatz 1 werden Landschaftspläne und die Planung der technischen 
Ausrüstung den folgenden Honorarzonen zugeordnet: 



1. Honorarzone I: geringe Planungsanforderungen, 
2. Honorarzone II: durchschnittliche Planungsanforderungen, 
3. Honorarzone III: hohe Planungsanforderungen. 
(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 werden Grünordnungspläne und 
Landschaftsrahmenpläne den folgenden Honorarzonen zugeordnet: 
1. Honorarzone I: durchschnittliche Planungsanforderungen, 
2. Honorarzone II: hohe Planungsanforderungen. 
(4) Die Honorarzonen sind anhand der Bewertungsmerkmale in den Honorarregelungen der 
jeweiligen Leistungsbilder der Teile 2 bis 4 zu ermitteln. Die Zurechnung zu den einzelnen 
Honorarzonen ist nach Maßgabe der Bewertungsmerkmale, gegebenenfalls der 
Bewertungspunkte und anhand der Regelbeispiele in den Objektlisten der Anlage 3 
vorzunehmen. 
 
§ 6 Grundlagen des Honorars 
(1) Das Honorar für Leistungen nach dieser Verordnung richtet sich 
1. für die Leistungsbilder der Teile 3 und 4 nach den anrechenbaren Kosten des Objekts auf 
der Grundlage der Kostenberechnung oder, soweit diese nicht vorliegt, auf der Grundlage 
der Kostenschätzung und für die Leistungsbilder des Teils 2, nach Flächengrößen oder 
Verrechnungseinheiten, 
2. nach dem Leistungsbild, 
3. nach der Honorarzone, 
4. nach der dazugehörigen Honorartafel, 
5. bei Leistungen im Bestand zusätzlich nach den §§ 35 und 36. 
(2) Wenn zum Zeitpunkt der Beauftragung noch keine Planungen als Voraussetzung für eine 
Kostenschätzung oder Kostenberechnung vorliegen, können die Vertragsparteien 
abweichend von Absatz 1 schriftlich vereinbaren, dass das Honorar auf der Grundlage der 
anrechenbaren Kosten einer Baukostenvereinbarung nach den Vorschriften dieser 
Verordnung berechnet wird. Dabei werden nachprüfbare Baukosten einvernehmlich 
festgelegt. 
 
§ 7 Honorarvereinbarung 
(1) Das Honorar richtet sich nach der schriftlichen Vereinbarung, die die Vertragsparteien bei 
Auftragserteilung im Rahmen der durch diese Verordnung festgesetzten Mindest- und 
Höchstsätze treffen. 
(2) Liegen die ermittelten anrechenbaren Kosten, Werte oder Verrechnungseinheiten 
außerhalb der Tafelwerte dieser Verordnung, sind die Honorare frei vereinbar. 
(3) Die in dieser Verordnung festgesetzten Mindestsätze können durch schriftliche 
Vereinbarung in Ausnahmefällen unterschritten werden. 
(4) Die in dieser Verordnung festgesetzten Höchstsätze dürfen nur bei außergewöhnlichen 
oder ungewöhnlich lange dauernden Leistungen durch schriftliche Vereinbarung 
überschritten werden. Dabei bleiben Umstände, soweit sie bereits für die Einordnung in 
Honorarzonen oder für die Einordnung in den Rahmen der Mindest- und Höchstsätze 
mitbestimmend gewesen sind, außer Betracht. 
(5) Ändert sich der beauftragte Leistungsumfang auf Veranlassung des Auftraggebers 
während der Laufzeit des Vertrages mit der Folge von Änderungen der anrechenbaren 
Kosten, Werten oder Verrechnungseinheiten, ist die dem Honorar zugrunde liegende 
Vereinbarung durch schriftliche Vereinbarung anzupassen. 



(6) Sofern nicht bei Auftragserteilung etwas anderes schriftlich vereinbart worden ist, gelten 
die jeweiligen Mindestsätze gemäß Absatz 1 als vereinbart. Sofern keine 
Honorarvereinbarung nach Absatz 1 getroffen worden ist, sind die Leistungsphasen 1 und 2 
bei der Flächenplanung mit den Mindestsätzen in Prozent des jeweiligen Honorars zu 
bewerten. 
(7) Für Kostenunterschreitungen, die unter Ausschöpfung technisch-wirtschaftlicher oder 
umweltverträglicher Lösungsmöglichkeiten zu einer wesentlichen Kostensenkung ohne 
Verminderung des vertraglich festgelegten Standards führen, kann ein Erfolgshonorar 
schriftlich vereinbart werden, das bis zu 20 Prozent des vereinbarten Honorars betragen 
kann. In Fällen des Überschreitens der einvernehmlich festgelegten anrechenbaren Kosten 
kann ein Malus-Honorar in Höhe von bis zu 5 Prozent des Honorars vereinbart werden. 
 
§ 8 Berechnung des Honorars in besonderen Fällen 
(1) Werden nicht alle Leistungsphasen eines Leistungsbildes übertragen, so dürfen nur die 
für die übertragenen Phasen vorgesehenen Prozentsätze berechnet und vertraglich 
vereinbart werden. 
(2) Werden nicht alle Leistungen einer Leistungsphase übertragen, so darf für die 
übertragenen Leistungen nur ein Honorar berechnet und vereinbart werden, das dem Anteil 
der übertragenen Leistungen an der gesamten Leistungsphase entspricht. Das Gleiche gilt, 
wenn wesentliche Teile von Leistungen dem Auftragnehmer nicht übertragen werden. Ein 
zusätzlicher Koordinierungs- und Einarbeitungsaufwand ist zu berücksichtigen. 
 
§ 10 Mehrere Vorentwurfs- oder Entwurfsplanungen 
Werden auf Veranlassung des Auftraggebers mehrere Vorentwurfs- oder Entwurfsplanungen 
für dasselbe Objekt nach grundsätzlich verschiedenen Anforderungen gefertigt, so sind für 
die vollständige Vorentwurfs- oder Entwurfsplanung die vollen Prozentsätze dieser 
Leistungsphasen nach § 3 Absatz 4 vertraglich zu vereinbaren. Bei der Berechnung des 
Honorars für jede weitere Vorentwurfs- oder Entwurfsplanung sind die anteiligen 
Prozentsätze der entsprechenden Leistungen vertraglich zu vereinbaren. 
 
§ 11 Auftrag für mehrere Objekte 
(1) Umfasst ein Auftrag mehrere Objekte, so sind die Honorare vorbehaltlich der folgenden 
Absätze für jedes Objekt getrennt zu berechnen. Dies gilt nicht für Objekte mit weitgehend 
vergleichbaren Objektbedingungen derselben Honorarzone, die im zeitlichen und örtlichen 
Zusammenhang als Teil einer Gesamtmaßnahme geplant, betrieben und genutzt werden. 
Das Honorar ist dann nach der Summe der anrechenbaren Kosten zu berechnen. 
(2) Umfasst ein Auftrag mehrere im Wesentlichen gleichartige Objekte, die im zeitlichen oder 
örtlichen Zusammenhang unter gleichen baulichen Verhältnissen geplant und errichtet 
werden sollen, oder Objekte nach Typenplanung oder Serienbauten, so sind für die erste bis 
vierte Wiederholung die Prozentsätze der Leistungsphase 1 bis 7 um 50 Prozent, von der 
fünften bis siebten Wiederholung um 60 Prozent und ab der achten Wiederholung um 90 
Prozent zu mindern. 
(3) Umfasst ein Auftrag Leistungen, die bereits Gegenstand eines anderen Auftrags 
zwischen den Vertragsparteien waren, so findet Absatz 2 für die Prozentsätze der 
beauftragten Leistungsphasen in Bezug auf den neuen Auftrag auch dann Anwendung, 
wenn die Leistungen nicht im zeitlichen oder örtlichen Zusammenhang erbracht werden 
sollen. 



(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht bei der Flächenplanung. Soweit bei bauleitplanerischen 
Leistungen im Sinne der §§ 17 bis 21 die Festlegungen, Ergebnisse oder Erkenntnisse 
anderer Pläne, insbesondere die Bestandsaufnahme und Bewertungen von 
Landschaftsplänen und sonstigen Plänen herangezogen werden, ist das Honorar 
angemessen zu reduzieren; dies gilt auch, wenn mit der Aufstellung dieser Pläne andere 
Auftragnehmer betraut waren. 
 
§ 14 Nebenkosten 
(1) Die bei der Ausführung des Auftrags entstehenden Nebenkosten des Auftragnehmers 
können, soweit sie erforderlich sind, abzüglich der nach § 15 Absatz 1 des 
Umsatzsteuergesetzes abziehbaren Vorsteuern neben den Honoraren dieser Verordnung 
berechnet werden. Die Vertragsparteien können bei Auftragserteilung schriftlich vereinbaren, 
dass abweichend von Satz 1 eine Erstattung ganz oder teilweise ausgeschlossen ist. 
(2) Zu den Nebenkosten gehören insbesondere: 
1. Versandkosten, Kosten für Datenübertragungen, 
2. Kosten für Vervielfältigungen von Zeichnungen und schriftlichen Unterlagen sowie 
Anfertigung von Filmen und Fotos, 
3. Kosten für ein Baustellenbüro einschließlich der Einrichtung, Beleuchtung und Beheizung, 
4. Fahrtkosten für Reisen, die über einen Umkreis von 15 Kilometern um den Geschäftssitz 
des Auftragnehmers hinausgehen, in Höhe der steuerlich zulässigen Pauschalsätze, sofern 
nicht höhere Aufwendungen nachgewiesen werden, 
5. Trennungsentschädigungen und Kosten für Familienheimfahrten nach den steuerlich 
zulässigen Pauschalsätzen, sofern nicht höhere Aufwendungen an Mitarbeiter oder 
Mitarbeiterinnen des Auftragnehmers auf Grund von tariflichen Vereinbarungen bezahlt 
werden, 
6. Entschädigungen für den sonstigen Aufwand bei längeren Reisen nach Nummer 4, sofern 
die Entschädigungen vor der Geschäftsreise schriftlich vereinbart worden sind, 
7. Entgelte für nicht dem Auftragnehmer obliegende Leistungen, die von ihm im 
Einvernehmen mit dem Auftraggeber Dritten übertragen worden sind. 
(3) Nebenkosten können pauschal oder nach Einzelnachweis abgerechnet werden. Sie sind 
nach Einzelnachweis abzurechnen, sofern bei Auftragserteilung keine pauschale 
Abrechnung schriftlich vereinbart worden ist. 
 
Teil 3 
Objektplanung 
Abschnitt 1 
Gebäude und raumbildende Ausbauten 
 
§ 32 Besondere Grundlagen des Honorars 
(1) Anrechenbar sind für Leistungen bei Gebäuden und raumbildenden Ausbauten die 
Kosten der Baukonstruktion. 
(2) Anrechenbar für Leistungen bei Gebäuden und raumbildenden Ausbauten sind auch die 
Kosten für Technische Anlagen, die der Auftragnehmer nicht fachlich plant oder deren 
Ausführung er nicht fachlich überwacht, 
1. vollständig bis zu 25 Prozent der sonstigen anrechenbaren Kosten und 
2. zur Hälfte mit dem 25 Prozent der sonstigen anrechenbaren Kosten übersteigenden 
Betrag. 



(3) Nicht anrechenbar sind insbesondere die Kosten für das Herrichten, die nicht öffentliche 
Erschließung sowie Leistungen für Ausstattung und Kunstwerke, soweit der Auftragnehmer 
sie nicht plant, bei der Beschaffung mitwirkt oder ihre Ausführung oder ihren Einbau fachlich 
überwacht. 
(4) § 11 Absatz 1 gilt nicht, wenn die getrennte Berechnung weniger als 7 500 Euro 
anrechenbare Kosten der Freianlagen zum Gegenstand hätte. Absatz 3 ist insoweit nicht 
anzuwenden. 
 
§ 33 Leistungsbild Gebäude und raumbildende Ausbauten 
Das Leistungsbild Gebäude und raumbildende Ausbauten umfasst Leistungen für 
Neubauten, Neuanlagen, Wiederaufbauten, Erweiterungsbauten, Umbauten, 
Modernisierungen, raumbildende Ausbauten, Instandhaltungen und Instandsetzungen. Die 
Leistungen sind in neun Leistungsphasen zusammengefasst und werden wie folgt in 
Prozentsätzen der Honorare des § 34 bewertet: 
1. für die Leistungsphase 1 (Grundlagenermittlung) mit je 3 Prozent bei Gebäuden und 
raumbildenden Ausbauten, 
2. für die Leistungsphase 2 (Vorplanung) mit je 7 Prozent bei Gebäuden und raumbildenden 
Ausbauten, 
3. für die Leistungsphase 3 (Entwurfsplanung) mit 11 Prozent bei Gebäuden und 14 Prozent 
bei raumbildenden Ausbauten, 
4. für die Leistungsphase 4 (Genehmigungsplanung) mit 6 Prozent bei Gebäuden und 2 
Prozent bei raumbildenden Ausbauten, 
5. für die Leistungsphase 5 (Ausführungsplanung) mit 25 Prozent bei Gebäuden und 30 
Prozent bei raumbildenden Ausbauten, 
6. für die Leistungsphase 6 (Vorbereitung der Vergabe) mit 10 Prozent bei Gebäuden und 7 
Prozent bei raumbildenden Ausbauten, 
7. für die Leistungsphase 7 (Mitwirkung bei der Vergabe) mit 4 Prozent bei Gebäuden und 3 
Prozent bei raumbildende Ausbauten, 
8. für die Leistungsphase 8 (Objektüberwachung – Bauüberwachung –) mit je 31 Prozent bei 
Gebäuden und raumbildenden Ausbauten, 
9. für die Leistungsphase 9 (Objektbetreuung und Dokumentation) mit je 3 Prozent bei 
Gebäuden und raumbildenden Ausbauten. 
Die einzelnen Leistungen jeder Leistungsphase sind in Anlage 11 geregelt. 
 
§ 34 Honorare für Leistungen bei Gebäuden und raumbildenden Ausbauten 
(1) Die Mindest- und Höchstsätze der Honorare für die in § 33 aufgeführten Leistungen 
bei Gebäuden und raumbildenden Ausbauten sind in der folgenden Honorartafel 
festgesetzt: 
 
EINFÜGEN: HONORARTAFEL ZU § 34 Abs. 1 HOAI 
 



 
 
(2) Die Zuordnung zu den Honorarzonen für Leistungen bei Gebäuden wird anhand 
folgender Bewertungsmerkmale ermittelt: 
1. Anforderungen an die Einbindung in die Umgebung, 
2. Anzahl der Funktionsbereiche, 
3. gestalterische Anforderungen, 
4. konstruktive Anforderungen, 
5. technische Ausrüstung, 
6. Ausbau. 
(3) Die Zuordnung zu den Honorarzonen für Leistungen bei raumbildenden Ausbauten wird 
anhand folgender Bewertungsmerkmale ermittelt: 
1. Funktionsbereich, 
2. Anforderungen an die Lichtgestaltung, 
3. Anforderungen an die Raum-Zuordnung und Raum-Proportion, 
4. technische Ausrüstung, 
5. Farb- und Materialgestaltung, 
6. konstruktive Detailgestaltung. 
(4) Sind für ein Gebäude oder einen raumbildenden Ausbau Bewertungsmerkmale aus 
mehreren Honorarzonen anwendbar und bestehen deswegen Zweifel, welcher Honorarzone 
das Gebäude oder der raumbildende Ausbau zugeordnet werden kann, so ist die Anzahl der 
Bewertungspunkte nach Absatz 5 zu ermitteln; das Gebäude oder der raumbildende Ausbau 
ist nach der Summe der Bewertungspunkte folgenden Honorarzonen zuzuordnen: 
1. Honorarzone I: Gebäude bzw. der raumbildende Ausbau mit bis zu 10 Punkten, 
2. Honorarzone II: Gebäude bzw. der raumbildende Ausbau mit 11 bis 18 Punkten, 
3. Honorarzone III: Gebäude bzw. der raumbildende Ausbau mit 19 bis 26 Punkten, 
4. Honorarzone IV: Gebäude bzw. der raumbildende Ausbau mit 27 bis 34 Punkten, 
5. Honorarzone V: Gebäude bzw. der raumbildende Ausbau mit 35 bis 42 Punkten. 



(5) Bei der Zuordnung zu den Honorarzonen sind entsprechend dem Schwierigkeitsgrad der 
Planungsanforderungen die Bewertungsmerkmale für Gebäude nach Absatz 2 Nummer 1, 4 
bis 6 mit je bis zu 6 Punkten, die Bewertungsmerkmale nach Absatz 2 Nummer 2 und 3 mit 
je bis zu 9 Punkten, für raumbildende Ausbauten nach Absatz 3 Nummer 1 bis 4 mit je bis zu 
6 Punkten, die Bewertungsmerkmale nach Absatz 3 Nummer 5 und 6 mit je bis zu 9 Punkten 
zu bewerten. 
 
Abschnitt 3 
Ingenieurbauwerke 
 
§ 40 Anwendungsbereich 
Ingenieurbauwerke umfassen: 
1. Bauwerke und Anlagen der Wasserversorgung, 
2. Bauwerke und Anlagen der Abwasserentsorgung, 
3. Bauwerke und Anlagen des Wasserbaus, ausgenommen Freianlagen nach § 2 Nummer 
11, 
4. Bauwerke und Anlagen für Ver- und Entsorgung mit Gasen, Feststoffen einschließlich 
wassergefährdenden Flüssigkeiten, ausgenommen Anlagen nach § 51, 
5. Bauwerke und Anlagen der Abfallentsorgung, 
6. konstruktive Ingenieurbauwerke für Verkehrsanlagen, 
7. sonstige Einzelbauwerke, ausgenommen Gebäude und Freileitungsmaste. 
 
§ 41 Besondere Grundlagen des Honorars 
(1) Anrechenbar sind für Leistungen bei Ingenieurbauwerken die Kosten der 
Baukonstruktion. 
(2) Anrechenbar für Leistungen bei Ingenieurbauwerken sind auch die Kosten für Technische 
Anlagen mit Ausnahme von Absatz 3 Nummer 7, die der Auftragnehmer nicht fachlich plant 
oder deren Ausführung er oder sie nicht fachlich überwacht, 
1. vollständig bis zu 25 Prozent der sonstigen anrechenbaren Kosten und 
2. zur Hälfte mit dem 25 Prozent der sonstigen anrechenbaren Kosten übersteigenden 
Betrag. 
(3) Nicht anrechenbar sind, soweit der Auftragnehmer die Anlagen weder plant noch ihre 
Ausführung überwacht, die Kosten für: 
1. das Herrichten des Grundstücks, 
2. die öffentliche Erschließung, 
3. die nichtöffentliche Erschließung und die Außenanlagen, 
4. verkehrsregelnde Maßnahmen während der Bauzeit, das Umlegen und Verlegen von 
Leitungen, die Ausstattung und Nebenanlagen von Straßen sowie Ausrüstung und 
Nebenanlagen von Gleisanlagen und 
5. Anlagen der Maschinentechnik, die der Zweckbestimmung des Ingenieurbauwerks dienen. 
 
§ 42 Leistungsbild Ingenieurbauwerke 
(1) § 33 Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend. Die Leistungen für Ingenieurbauwerke sind in 
neun  Leistungsphasen zusammengefasst und werden wie folgt in Prozentsätzen der 
Honorare des § 43 bewertet: 
1. für die Leistungsphase 1 (Grundlagenermittlung) mit 2 Prozent, 
2. für die Leistungsphase 2 (Vorplanung) mit 15 Prozent, 



3. für die Leistungsphase 3 (Entwurfsplanung) mit 30 Prozent, 
4. für die Leistungsphase 4 (Genehmigungsplanung) mit 5 Prozent, 
5. für die Leistungsphase 5 (Ausführungsplanung) mit 15 Prozent, 
6. für die Leistungsphase 6 (Vorbereitung der Vergabe) mit 10 Prozent, 
7. für die Leistungsphase 7 (Mitwirkung bei der Vergabe) mit 5 Prozent, 
8. für die Leistungsphase 8 (Bauoberleitung) mit 15 Prozent, 
9. für die Leistungsphase 9 (Objektbetreuung und Dokumentation) mit 3 Prozent. 
Die einzelnen Leistungen jeder Leistungsphase sind in Anlage 12 geregelt. Abweichend von 
der Bewertung der Leistungsphase 2 (Vorplanung) mit 15 Prozent, wird die Leistungsphase 
2 bei Objekten nach § 40 Nummer 6 und 7, die eine Tragwerksplanung erfordern, mit 8 
Prozent bewertet. 
(2) Die §§ 35 und 36 Absatz 2 gelten entsprechend. 
(3) Die Teilnahme an bis zu fünf Erläuterungs- oder Erörterungsterminen mit Bürgern und 
Bürgerinnen oder politischen Gremien, die bei Leistungen nach Anlage 12 anfallen, sind als 
Leistungen mit den Honoraren nach § 43 abgegolten. 
 
§ 43 Honorare für Leistungen bei Ingenieurbauwerken 
(1) Die Mindest- und Höchstsätze der Honorare für die in § 42 aufgeführten Leistungen bei 
Ingenieurbauwerken sind in der folgenden Honorartafel für den Anwendungsbereich des § 
40 festgesetzt: 
 
Honorartafel zu § 43 Absatz 1 – Ingenieurbauwerke (Anwendungsbereich des § 40) 
 
EINFÜGEN: Honorartafel zu § 43 Absatz 1 
 



 
 
(2) Die Zuordnung zu den Honorarzonen wird anhand folgender Bewertungsmerkmale für die 
planerischen Anforderungen ermittelt: 
1. geologische und baugrundtechnische Gegebenheiten, 
2. technische Ausrüstung und Ausstattung, 
3. Einbindung in die Umgebung oder das Objektfeld, 
4. Umfang der Funktionsbereiche oder der konstruktiven oder technischen Anforderungen, 
5. fachspezifische Bedingungen. 
(3) Sind für Ingenieurbauwerke Bewertungsmerkmale aus mehreren Honorarzonen 
anwendbar und bestehen deswegen Zweifel, welcher Honorarzone das Objekt zugeordnet 
werden kann, so ist die Anzahl der Bewertungspunkte nach Absatz 4 zu ermitteln. Das 
Objekt ist nach der Summe der Bewertungsmerkmale folgenden Honorarzonen zuzuordnen: 
1. Honorarzone I: Objekte mit bis zu 10 Punkten, 
2. Honorarzone II: Objekte mit 11 bis 17 Punkten, 
3. Honorarzone III: Objekte mit 18 bis 25 Punkten, 
4. Honorarzone IV: Objekte mit 26 bis 33 Punkten, 
5. Honorarzone V: Objekte mit 34 bis 40 Punkten. 
(4) Bei der Zuordnung eines Ingenieurbauwerks zu den Honorarzonen sind entsprechend 
dem Schwierigkeitsgrad der Planungsanforderungen die Bewertungsmerkmale wie folgt zu 
bewerten: 
1. nach Absatz 2 Nummer 1, 2 und 3 mit bis zu 5 Punkten, 
2. nach Absatz 2 Nummer 4 mit bis zu 10 Punkten, 
3. nach Absatz 2 Nummer 5 mit bis zu 15 Punkten. 
 



 
Abschnitt 2 
Technische Ausrüstung 
 
§ 51 Anwendungsbereich 
(1) Die Leistungen der Technischen Ausrüstung umfassen die Fachplanungen für die 
Objektplanung. 
(2) Die Technische Ausrüstung umfasst folgende Anlagegruppen: 
1. Abwasser-, Wasser- und Gasanlagen, 
2. Wärmeversorgungsanlagen, 
3. Lufttechnische Anlagen, 
4. Starkstromanlagen, 
5. Fernmelde- und informationstechnische Anlagen, 
6. Förderanlagen, 
7. nutzungsspezifische Anlagen, einschließlich maschinen- und elektrotechnischen Anlagen 
in Ingenieurbauwerken, 
8. Gebäudeautomation. 
 
§ 52 Besondere Grundlagen des Honorars 
(1) Das Honorar für Leistungen bei der Technischen Ausrüstung richtet sich nach den 
anrechenbaren Kosten der Anlagen einer Anlagengruppe nach § 51 Absatz 2. Anrechenbar 
bei Anlagen in Gebäuden sind auch sonstige Maßnahmen für technische Anlagen. 
(2) § 11 Absatz 1 gilt nicht, soweit mehrere Anlagen in einer Anlagengruppe nach § 51 
Absatz 2 zusammengefasst werden und in zeitlichem und örtlichem Zusammenhang als Teil 
einer Gesamtmaßnahme geplant, betrieben und genutzt werden. 
(3) Nicht anrechenbar sind die Kosten für die nichtöffentliche Erschließung und die 
technischen Anlagen in Außenanlagen, soweit der Auftragnehmer diese nicht plant oder ihre 
Ausführung überwacht. 
(4) Werden Teile der Technischen Ausrüstung in Baukonstruktionen ausgeführt, so können 
die Vertragsparteien vereinbaren, dass die Kosten hierfür ganz oder teilweise zu den 
anrechenbaren Kosten gehören. Satz 1 gilt entsprechend für Bauteile der Kostengruppe 
Baukonstruktionen, deren Abmessung oder Konstruktion durch die Leistung der Technischen 
Ausrüstung wesentlich beeinflusst wird. 
 
§ 53 Leistungsbild Technische Ausrüstung 
(1) Das Leistungsbild „Technische Ausrüstung“ umfasst Leistungen für Neuanlagen, 
Wiederaufbauten, Erweiterungsbauten, Umbauten, Modernisierungen, Instandhaltungen und 
Instandsetzungen. Die Leistungen bei der Technischen Ausrüstung sind in neun 
Leistungsphasen zusammengefasst und werden wie folgt in Prozentsätzen der Honorare des 
§ 54 bewertet: 
1. für die Leistungsphase 1 (Grundlagenermittlung) mit 3 Prozent, 
2. für die Leistungsphase 2 (Vorplanung) mit 11 Prozent, 
3. für die Leistungsphase 3 (Entwurfsplanung) mit 15 Prozent, 
4. für die Leistungsphase 4 (Genehmigungsplanung) mit 6 Prozent, 
5. für die Leistungsphase 5 (Ausführungsplanung) mit 18 Prozent, 
6. für die Leistungsphase 6 (Vorbereitung der Vergabe) mit 6 Prozent, 
7. für die Leistungsphase 7 (Mitwirkung bei der Vergabe) mit 5 Prozent, 



8. für die Leistungsphase 8 (Objektüberwachung – Bauüberwachung) mit 33 Prozent, 
9. für die Leistungsphase 9 (Objektbetreuung und Dokumentation) mit 3 Prozent. 
Die einzelnen Leistungen jeder Leistungsphase sind in Anlage 14 geregelt. 
(2) Die Leistungsphase 5 ist abweichend von Absatz 1, sofern das Anfertigen von Schlitz- 
und Durchbruchsplänen nicht in Auftrag gegeben wird, mit 14 Prozent der Honorare des § 54 
zu bewerten. 
(3) Die §§ 35 und 36 gelten entsprechend. 
 
§ 54 Honorare für Leistungen bei der Technischen Ausrüstung 
(1) Die Mindest- und Höchstsätze der Honorare für die in § 53 aufgeführten Leistungen 
bei einzelnen Anlagen sind in der folgenden Honorartafel festgesetzt: 
Honorartafel zu § 54 Absatz 1 – Technische Ausrüstung 
 
EINFÜGEN: Honorartafel zu § 54 Absatz 1 – Technische Ausrüstung 
 

 
 
 
(2) Die Zuordnung zu den Honorarzonen wird anhand folgender Bewertungsmerkmale 
ermittelt: 



1. Anzahl der Funktionsbereiche, 
2. Integrationsansprüche, 
3. technische Ausgestaltung, 
4. Anforderungen an die Technik, 
5. konstruktive Anforderungen. 
(3) Werden Anlagen einer Anlagengruppe verschiedenen Honorarzonen zugeordnet, so 
ergibt sich das Honorar nach Absatz 1 aus der Summe der Einzelhonorare. Ein 
Einzelhonorar wird jeweils für die Anlagen ermittelt, die einer Honorarzone zugeordnet 
werden. Für die Ermittlung des Einzelhonorars ist zunächst für die Anlagen jeder 
Honorarzone das Honorar zu berechnen, das sich ergeben würde, wenn die gesamten 
anrechenbaren Kosten der Anlagengruppe nur der Honorarzone zugeordnet würden, für die 
das Einzelhonorar berechnet wird. Das Einzelhonorar ist dann nach dem Verhältnis der 
Summe der anrechenbaren Kosten der Anlagen einer Honorarzone zu den gesamten 
anrechenbaren Kosten der Anlagengruppe zu ermitteln. 
 
 

 
 

 
 
Richtlinien zur Rückforderung von 
Zuwendungen bei schweren Vergabeverstößen 
Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen 
vom 23. November 2006 
Az.: 11 – H 1360 – 001 – 44571/06 
 
http://www.stmi.bayern.de/imperia/md/content/stmi/bauen/themen/vergabe_vertragswesen/g
esetze/bekanntmachung_rueckforderung_von_zuwendungen.pdf 
 
 

 
 
 
 
Korruptionsbekämpfungsrichtlinie  
 

• Korruptionsbekämpfungsrichtlinie  
• Korruptionsbekämpfungsrichtlinie Anlagen  
• Verhaltenskodex (Muster)  
• Leitfaden für Führungskräfte (Muster)  

 
http://www.stmi.bayern.de/service/gesetze/detail/08388/ 
 
 
Textversion: 
 



http://www.stmi.bayern.de/imperia/md/content/stmi/service/gesetzeundvorschriften/101203_k
orruption.pdf 
 
 

 
 
Verordnung über das Prüfungswesen zur 
Wirtschaftsführung der Gemeinden, der Landkreise und der Bezirke 
(Kommunalwirtschaftliche Prüfungsverordnung - KommPrV) 
 
Fundstelle: BayRS II, S. 460 
 
Stand: letzte berücksichtigte Änderung: § 5 €-Änderungen (§ 1 V v. 28.3.2001, 174) 
 
http://www.gesetze-
bayern.de/jportal/portal/page/bsbayprod.psml;jsessionid=F6D4DCE192E19520EC939510C3
5F2F8E.jp45?showdoccase=1&doc.id=jlr-KomWiPrVBYrahmen&doc.part=X 
 
 

 
 
Verwaltungsvorschriften zur Kommunalwirtschaftlichen Prüfungsverordnung (VVKommPrV) 
 

Verwaltungsvorschriften zur Kommunalwirtschaftlichen Prüfungsverordnung 

(VVKommPrV) 

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministerium des Innern vom 26. November 1981 

(MABl S. 740), zuletzt geändert durch Bek vom 27. November 1996 (AllMBl S. 784) 

 

Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 1: 

1. Prüfungsmethode und -umfang sind im Rahmen der einschlägigen Vorschriften dem 

pflichtgemäßen Ermessen der Prüfer überlassen. Die Prüfer dürfen sich nicht darauf 

beschränken, die Geschäftsvorfälle nach den ihnen vorgelegten Unterlagen zu prüfen; 

sie sind vielmehr verpflichtet, sich persönlich durch Einsicht in die Akten, durch 

Einholung von Aufschlüssen, durch Umschau an Ort und Stelle und durch sonstige 

geeignete Maßnahmen genaue Kenntnis vom Geschäftsgang der zu prüfenden 

Verwaltungen, Einrichtungen, Kassen usw. zu verschaffen. Soweit die Prüfer bei der 

Ermittlung von Tatbeständen auch mündliche Auskünfte verwerten, ist dies im 

Prüfungsbericht ausdrücklich zu vermerken. 



2. Die Prüfer sind auch durch Bereitstellen der für die Prüfung notwendigen Arbeitsräume 

und Arbeitsmittel zu unterstützen. 

3. Die Prüfer müssen die Prüfungsgeschäfte in ausreichendem Maße im Außendienst 

vornehmen können. Es wird daher empfohlen, privateigene Kraftfahrzeuge der Prüfer 

anzuerkennen. 

4. Die geprüften Unterlagen sind mit Prüfungszeichen zu kennzeichnen. Ist eine 

Kennzeichnung nicht möglich oder nicht tunlich, sind entsprechende Vermerke in den 

Prüfungsbericht aufzunehmen. 

Für die Kennzeichnung der geprüften Unterlagen durch Namenszug (Handzeichen), 

Prüfungsstriche oder Stempelaufdruck sind folgende Farben zu verwenden: 

 

Örtliche Rechnungsprüfung braun 

Rechnungsprüfungsämter können dabei auch grün 

verwenden  

Örtliche Kassenprüfung grün 

Überörtliche Rechnungs- und Kassenprüfung rot 

Abschlussprüfung blau 

Für die Prüfung von Verwendungsnachweisen  

außerhalb der Rechnungsprüfung lila. 

 

5. Bei den sonstigen schwerwiegenden Feststellungen (Abs. 4) kann es sich z. B. um die 

Feststellung von Tatsachen handeln, die die finanzielle Situation der geprüften 

Körperschaft wesentlich beeinträchtigen – bei Prüfungen der wirtschaftlichen Betätigung 

vgl. § 321 Abs. 2 HGB – und deren Mitteilung keinen Aufschub duldet. 

6. Die Prüfungsorgane können, soweit das sachlich notwendig ist, Sachverständige zu 

Prüfungen beiziehen. Dabei ist auch die Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht 

vertraglich zu vereinbaren. 

7. Die Personalausstattung der kommunalen Rechnungsprüfungsämter muss quantitativ 

und qualitativ (vgl. VV Nr. 7 zu §§ 9 und 10) so bemessen sein, dass die 

Prüfungsaufgaben ordnungsgemäß und termingerecht erfüllt werden können. Die 

Abwicklung der Aufgaben der Prüfer darf durch zusätzliche Aufgaben nicht gefährdet 



werden. Ein häufiger Personalwechsel in den Rechnungsprüfungsämtern sollte 

vermieden werden. 

8. Liegen Hinderungsgründe für die Durchführung von Prüfungen vor (vgl. z. B. Art. 100 

Abs. 3 und Art. 104 Abs. 5 GO; § 10 Abs. 3 KommPrV), haben die Prüfer ihren 

unmittelbaren Vorgesetzten unverzüglich davon zu unterrichten. 

9. Die Prüfer dürfen in Aufgabenbereichen, in denen sie früher tätig waren, keine 

Prüfungen für Zeitabschnitte vornehmen, in die ihre eigene Tätigkeit gefallen ist. Wirken 

ihre früheren Maßnahmen über solche Zeitabschnitte hinaus, so sind sie auf die Dauer 

dieser Wirkung an der Durchführung von Prüfungen gehindert. Entsprechendes gilt für 

die Prüfung von Angelegenheiten, die Angehörige im Sinn des Art. 20 Abs. 5 des 

Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) betreffen. 

 

Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 2:  

1. Der Inhalt der Rechnungsprüfung ist in den Kommunalgesetzen einheitlich für alle 

Prüfungsorgane geregelt. Es ist dabei die Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit in 

förmlicher, rechnerischer und sachlicher Hinsicht unter Einbeziehung der Buchführung, 

der Nachweise über das Vermögen sowie der Bestände und der Vorräte zu prüfen. 

Dabei sind auch Vorgänge aus früheren Haushaltsjahren mit einzubeziehen, wenn dies 

zur umfassenden Klärung des Sachverhalts erforderlich ist. Die verschiedenen 

Prüfungsorgane führen die Rechnungsprüfung jedoch mit unterschiedlichen 

Schwerpunkten durch. 

2. Bei besonderen Prüfungen, wie Wirtschaftlichkeitsprüfungen, Organisationsprüfungen 

und fachtechnischen Prüfungen, werden Teilbereiche des Inhalts der Rechnungsprüfung 

erfasst. Sie sollen daher nach Möglichkeit innerhalb einer Rechnungsprüfung 

vorgenommen werden. Auf VV Nr. 2 zu § 7 wird in diesem Zusammenhang 

hingewiesen. 

3. Die jeweilige Rechnungsprüfung ist grundsätzlich keine vollständige Prüfung. Sie 

beschränkt sich in der Regel auf eine angemessene Zahl von Prüfungsgebieten und 

Stichproben (vgl. auch VV Nr. 7 zu § 3). Bei der Auswahl der Prüfungsgebiete sind 

Umfang, Schwierigkeit und finanzielle Bedeutung der verschiedenen Prüfungsgebiete zu 

berücksichtigen. Stichproben dürfen sich nicht auf wahllos aus dem Zusammenhang 

gerissene Einzelheiten beschränken. Sie müssen so bemessen sein, dass das 

Prüfungsgebiet zutreffend beurteilt werden kann. 

4. Ein zeitgerechter Abschluss der örtlichen Rechnungsprüfung kann u. a. dadurch 

gewährleistet werden, dass sie – unter Berücksichtigung von VV Nr. 6 zu § 2 – schon 



während des laufenden Haushaltsjahres durch Teilprüfungen eingeleitet wird (s. auch 

VV Nr. 2 zu § 7). 

5. In Gemeinden ohne Rechnungsprüfungsamt ist eine örtliche Prüfung der 

Jahresrechnung als ausreichend anzusehen, wenn in angemessenen Stichproben 

geprüft wird, ob  

- die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan eingehalten wurden, 

- die Einnahmen rechtzeitig eingehen, 

- bei Stundung, Niederschlagung und Erlass ordnungsgemäß verfahren wurde, 

- Beschlüsse der Beschlussgremien richtig ausgeführt wurden, 

- Ausgaben unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse als notwendig und 

angemessen anzusehen sind, 

- die Buchungen ausreichend belegt sind, 

- die in den Nachweisungen erfassten Vermögensgegenstände vollständig vorhanden 

sind. 

Das gilt entsprechend auch für die örtliche Prüfung der Jahresabschlüsse der 

Eigenbetriebe und der Krankenhäuser mit kaufmännischem Rechnungswesen. 

6. Bei Eigenbetrieben befasst sich die Rechnungsprüfung grundsätzlich nicht mit den 

Ergebnissen der zugehörigen Abschlussprüfung. Die Prüfungsergebnisse sind in erster 

Linie aus dem Prüfungsbericht über die Abschlussprüfung zu ersehen (vgl. auch VV Nr. 

1 zu § 7). Zur Vermeidung von Doppelprüfungen sollen Prüfungsbereiche, die auch der 

Jahresabschlussprüfung unterliegen, in der Regel erst nach Beendigung der 

Abschlussprüfung in die Rechnungsprüfung einbezogen werden, damit auf das Ergebnis 

der Abschlussprüfung abgestellt werden kann. 

Die Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe können aber,  

- wenn die Abschlussprüfung nicht innerhalb der gesetzlichen Frist durchgeführt 

wurde, 

nach Ablauf dieser Frist 

oder 

- wenn die Regierung eine zusammengefasste Prüfung von zwei oder drei 

Jahresabschlüssen zugelassen hat, 



in den Jahren, in denen keine Abschlussprüfung vorzunehmen ist, ohne zeitliche 

Beschränkung 

in die Rechnungsprüfung einbezogen werden. 

7. Die Rechnungsprüfung bei Eigenbetrieben, die der Abschlussprüfung unterliegen, 

erstreckt sich insbesondere darauf, ob die Entscheidungen der zuständigen 

Beschlussorgane und die Sachbearbeitung mit dem Kommunalrecht, den Satzungen, 

Beschlüssen, Geschäftsordnungen, Dienstanweisungen, dem Besoldungs- und 

Tarifrecht usw. in Einklang stehen. 

8. Es ist besonders darauf zu achten, dass die örtliche Rechnungsprüfung bei den 

Eigenbetrieben zeitgerecht abgeschlossen wird, damit mit der Feststellung des 

Jahresabschlusses alsbald über die Verwendung des Jahresgewinns oder die 

Behandlung des Jahresverlustes beschlossen werden kann (§ 23 Abs. 3 EBV). 

9. Stehen einer kommunalen Körperschaft gegenüber einem privatrechtlichen 

Unternehmen die Rechte nach § 53 Abs.1 des Haushaltsgrundsätzegesetzes – HGrG – 

zu, so ist festzuhalten, ob 

- diese Rechte ausgeübt wurden, 

- dem Abschlussprüfer ein entsprechend erweiterter Prüfungsauftrag erteilt wurde und 

dementsprechend auch die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung geprüft (§ 53 

Abs. 1 Nr. 1 HGrG) und im Prüfungsbericht die in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG 

aufgezeigten Gesichtspunkt behandelt wurden, 

- das Unternehmen den Prüfungsbericht über die Abschlussprüfung unverzüglich  

nach Eingang der kommunalen Körperschaft zugesandt hat. 

Zur Betätigungsprüfung im Rahmen der Rechnungsprüfung geben die Hinweise des 

Bundesministers der Finanzen für die Verwaltung von Bundesbeteiligungen von 10. Juli 

1978 (MinBlWF S. 314)1 Anhaltspunkte. 

10. Sind einer kommunalen Körperschaft auch die Befugnisse nach § 54 HGrG eingeräumt, 

so ist die Prüfung durch Einsicht in den Betrieb, die Bücher und die Schriften des 

Unternehmens unter Beachtung kaufmännischer Grundsätze dann veranlasst, wenn bei 

der Betätigungsprüfung (VV Nr. 9 zu § 2) anhand der zur Verfügung stehende 

Unterlagen Fragen von Bedeutung ungeklärt bleiben. 

11. Hat sich eine kommunale Körperschaft bei der Hingabe von Darlehen oder 

Zuwendungen ein Prüfungsrecht vorbehalten, ist die bestimmungsgemäße und 

                                                 
1 Neufassung vom 14. Juli 1987 (MinBlFin S.245) 



wirtschaftliche Verwaltung und Verwendung der hingegebenen Mittel entsprechend den 

getroffenen Vereinbarungen zu prüfen. 

12. Aufgabe der überörtlichen Prüfungsorgane ist es auch, aus überörtlicher Sicht auf die 

Entwicklung der finanziellen Verhältnisse der geprüften Körperschaft und auf die 

Wirtschaftsführung ihrer Einrichtungen und wirtschaftlichen Unternehmen 

zusammenfassend einzugehen. Soweit hierzu Veranlassung besteht, sind dabei auch 

die Verwaltungsgliederung, die Organisation und der Personalstand zu würdigen (vgl. 

auch VV Nrn. 1 und 2 zu § 2). 

13. Die Verpflichtung zur Vorprüfung nach § 56 Abs. 3 HGrG entfällt, weil die Vorprüfung 

den Vorprüfungsstellen der Regierungen übertragen und damit ein anderes Verfahren 

vereinbart ist. 

14. Die Teile der Jahresrechnung, die durch die Vorprüfungsstellen vorgeprüft oder 

abschließend geprüft werden, sollen in die Rechnungsprüfung zur Vermeidung von 

Doppelprüfungen nicht einbezogen werden. 

 

Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 3:  

1. Neben den vorgeschriebenen Prüfungen können Kassenbestandsaufnahmen und, 

insbesondere bei Verdacht von Unregelmäßigkeiten, weitere Prüfungen vorgenommen 

werden. 

2. Handvorschüsse müssen nicht regelmäßig in örtliche Kassenprüfungen einbezogen 

werden. Die Prüfung der Handvorschüsse in überörtlichen Kassenprüfungen liegt im 

Ermessen des Prüfers. 

3. Die Kasse, die nicht mit der Kasse verbundenen Sonderkassen und die Zahlstellen 

sowie Handvorschüsse müssen nicht zum selben Zeitpunkt geprüft werden. 

4. Bei einer Kassenprüfung ist zunächst durch eine Kassenbestandsaufnahme zu ermitteln, 

ob der Kassenistbestand mit dem Kassensollbestand übereinstimmt. Dazu wird auf 

Folgendes hingewiesen. 

4.1. Zu Beginn der Kassenbestandsaufnahme sind die letzten Eintragungen im Zeitbuch 

festzustellen und so zu kennzeichnen, dass Nachträge als solche erkenntlich sind. Bei 

Speicherbuchführung ist der Ausdruck des Zeitbuchs zu veranlassen. In entsprechender 

Anwendung der Vorschriften über den Tagesabschluss ist das Zeitbuch abzuschließen 

und der Kassenistbestand zu ermitteln. Der Kassenistbestand ist in einem 

Kassenbestandsnachweis darzustellen. 

4.2 Der Kassenverwalter bzw. der Zahlstellenleiter haben dem Prüfer zu erklären, dass 



- alle von der Kasse für die Zeitbuchung geführten Bücher vorgelegt worden sind, 

- alle Einzahlungen und Auszahlungen in den Büchern eingetragen sind, 

- alle vorhandenen Kassenmittel im Kassenbestandsnachweis berücksichtigt sind, 

- im Kassenbestand nur Kassenmittel enthalten sind, die von der Kasse zu verwalten 

sind. 

4.3 Der Prüfer hat sich davon zu überzeugen, dass 

- der im Kassenbestandsnachweis dargestellte Kassenistbestand vorhanden ist, 

insbesondere, ob Geldrollen und Geldbeutel das bezeichnete Bargeld enthalten, ob 

die Schecks, Postschecks und Wechsel unverdächtig sind und ob die angegebenen 

Bestände auf den für den Zahlungsverkehr errichteten Konten mit den Auszügen der 

Kreditinstitute unter Berücksichtigung der schwebenden Posten übereinstimmen; 

- der Kassensollbestand richtig ermittelt worden ist; zu diesem Zweck ist die 

Summenbildung im Zeitbuch stichprobenweise nachzurechnen; Nachrechnungen 

sind mit einem Prüfungszeichen zu versehen; 

- im Kassenbehälter (Kassenschrank) weder Zahlungsmittel noch sonstige 

Gegenstände aufbewahrt werden, die nicht von der Kasse zu verwalten sind. 

4.4 Stellt der Prüfer einen Unterschied  zwischen dem Kassensollbestand und dem 

Kassenistbestand oder sonstige Unstimmigkeiten fest, hat er den Kassenverwalter bzw. 

den Zahlstellenleiter zu hören. 

5. Sodann ist bei einer Kassenprüfung festzustellen, ob  

5.1 der Zahlungsverkehr ordnungsgemäß abgewickelt wird, insbesondere 

- die Einnahmen und Ausgaben rechtzeitig und vollständig eingezogen oder geleistet,  

- rückständige Forderungen rechtzeitig gemahnt und die weiteren Maßnahmen zur 

zwangsweisen Einziehung rechtzeitig getroffen und  

- Vorschüsse und Verwahrgelder unverzüglich abgewickelt worden sind; 

5.2 die Bücher ordnungsgemäß geführt werden, insbesondere die Eintragungen im 

Sachbuch denen im Zeitbuch entsprechen; 

5.3 die erforderlichen Belege vorhanden sind und nach Form und Inhalt den Vorschriften 

entsprechen; 



5.4 der tägliche Bestand an Bargeld und auf den für den Zahlungsverkehr bei den 

Kreditinstituten errichteten Konten den notwendigen Umfang nicht überschreitet; 

5.5 die verwahrten Wertgegenstände (einschließlich Wertzeichen, Vordrucke für Schecks, 

Quittungsblöcke u. dgl.) und andere Gegenstände vorhanden sind; 

5.6 im Übrigen die Kassengeschäfte ordnungsgemäß und wirtschaftlich erledigt werden; 

5.7 die Kassensicherheit gewährleistet ist. 

6. Die Kassenprüfung umfasst grundsätzlich den Zeitraum seit der letzten Kassenprüfung; 

die Bücher und Belege einer abgeschlossenen Jahresrechnung können jedoch von der 

Prüfung ausgenommen werden. 

7. Bei Kassenprüfungen werden in der Regel die Kassengeschäfte nicht vollständig, 

sondern stichprobenweise geprüft. Die Stichproben sollen jeweils in einem zeitlich und 

sachlich größeren Zusammenhang ausgewählt werden und sich über den ganzen 

Prüfungsstoff verteilen. Ergeben sich wesentliche Beanstandungen oder der Verdacht 

von Unregelmäßigkeiten, ist die Prüfung entsprechend auszudehnen; erforderlichenfalls 

ist vollständig zu prüfen. 

8. Zur Speicherbuchführung wird noch auf Folgendes hingewiesen: 

8.1 Zur Feststellung des Kassensollbestands ist von dem zuletzt erstellten Tagesabschluss 

unter Berücksichtigung der zum Prüfungszeitpunkt noch ungebuchten Belege 

einschließlich Schwebeposten aus Fehlerlisten auszugehen, die bereits zu einer 

Änderung des Kassenistbestands geführt haben. 

8.2 Die Prüfung nach VV Nummer 5.2 erstreckt sich in erster Linie darauf, ob nach den 

Vorschriften in §§ 61 ff. KommHV verfahren wurde und verfahren wird. Bei Verwendung 

gleicher Datenträger für die Sach- und Zeitbuchung kann grundsätzlich deren 

Übereinstimmung unterstellt werden. Der Prüfer hat sich aber dennoch durch 

Stichproben hiervon zu überzeugen. 

8.3 Auf Verlangen des Prüfers sind die Speicherkonten auszudrucken oder auf sonstige 

Weise visuell lesbar zu machen. 

9. Bei Kassenprüfungen durch ein Rechnungsprüfungsamt und bei überörtlichen 

Kassenprüfungen ist auch das Zusammenwirken der Kasse mit der Verwaltung zu 

beurteilen. 

10. Wird bei einer überörtlichen Kassenprüfung festgestellt, dass die örtlichen 

Kassenprüfungen hinreichend wahrgenommen werden, kann sich die überörtliche 

Kassenprüfung auf die Feststellung beschränken, ob nach den organisatorischen, 



personellen und räumlichen Verhältnissen die Kassensicherheit als gewährleistet gelten 

kann und die Kassengeschäfte ordnungsgemäß abgewickelt werden. 

11. Bei den Kreiskassen erstrecken sich die Kassenprüfungen auch auf die übertragenen 

staatlichen Kassengeschäfte. 

 

Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 4:  

1. Die Auswahl des Abschlussprüfers trifft die kommunale Körperschaft. Im Interesse eines 

zügigen und zeitgerechten Prüfungsablaufs sollte der Prüfungsauftrag sechs Monate vor 

Ablauf des zu prüfenden Wirtschaftsjahres erteilt werden. VV Nr. 4 zu § 2 gilt 

entsprechend auch für die Abschlussprüfung. 

2. In der Abschlussprüfung werden neben der Gesetz- und Ordnungsmäßigkeit der 

Buchführung, des Jahresabschlusses und des Lageberichts (vgl. § 317 Abs. 1 HGB) 

weitere Bereiche aufgrund der Art. 107 Abs. 3 GO, Art. 93 Abs. 3 LKrO und Art. 89 Abs. 

3 BezO geprüft (siehe auch VV Nr. 3 zu § 7). Die Prüfungsbereiche werden vorrangig 

nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen beurteilt. 

3. Somit können sich bei der Abschlussprüfung und der Rechnungsprüfung zwar 

Prüfungshandlungen in einzelnen Bereichen überschneiden, wegen der 

unterschiedlichen Intensität und Betrachtungsweise der Prüfungen kann jedoch nicht 

generell bei einer Prüfung im selben Bereich von einer Doppelprüfung ausgegangen 

werden (siehe auch VV Nrn. 6 und 7 zu § 2). 

 

Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 5:  

 

1. Wenden wirtschaftliche Unternehmen, die von den für Eigenbetriebe geltenden 

Vorschriften nach § 2 Abs. 1 EBV befreit sind, freiwillig ganz oder teilweise die für 

Eigenbetriebe geltenden Vorschriften an, so unterliegen sie nicht der Abschlussprüfung 

nach Art. 107 GO. 

2. Bei Freistellung aufgrund von Absatz 2 kann von folgenden Richtwerten ausgegangen 

werden 

- Zusammenfassung der Prüfung von 3-Jahresabschlüssen: 

Betriebe bis zu 12 Mio. DM Anlagevermögen, 

- Zusammenfassung der Prüfung von 2-Jahresabschlüssen: 



Betriebe mit 

● einem Betriebszweig bis zu       15 Mio. DM 

● zwei Betriebszweigen bis zu       35 Mio. DM 

● mehr als zwei Betriebszweigen bis zu      40 Mio. DM 

Anlagevermögen. 

Das Anlagevermögen ist hierfür zu den Anschaffungs- und Herstellungswerten ohne 

Abzug von Zuwendungen anzusetzen. 

3. Vor der Entscheidung über die Freistellung ist dem zuständigen überörtlichen 

Prüfungsorgan Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

 

Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 6:  

 

1. Durch diese Regelung wird eine frühzeitige Gelegenheit zur Prüfung der 

Verfahrensabwicklungen und der Programme eingeräumt. Das gilt auch für 

Verfahrensänderungen. Wie die automatisierte Datenverarbeitung überprüft wird, wird 

durch diese Regelung nicht berührt. 

2. Eine Programmprüfung kann regelmäßig unterbleiben, soweit Programme anderer 

Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts unverändert übernommen 

werden, die dort bereits erprobt und geprüft wurden und wenn hierüber eine Bestätigung 

eines Rechnungsprüfungsorgans vorliegt. Bei Eigenbetrieben kann auch ein 

Abschlussprüfer diese Bestätigung erteilen. 

3. Auf eine besondere Prüfung der automatisierten Verfahren kann ganz oder teilweise 

verzichtet werden, wenn es wirtschaftlicher ist, die maschinellen Auswertungen der 

einzelnen Verfahren von den Ergebnissen her mit hinreichender Sicherheit auf ihre 

Richtigkeit und Vollständigkeit zu prüfen. 

4. Innerhalb von Rechnungsprüfungen und von Abschlussprüfungen ist auch festzustellen, 

ob die Anforderungen der §§ 41 und 62 KommHV und der VV hierzu erfüllt sind. Aus 

den Anlagen 3 und 4 zu den VV zu Art. 79 der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO) 

können weitere Anhaltspunkte entnommen werden. 

5. Durch die Prüfung von Verfahren zur automatisierten Datenverarbeitung wird die 

Verantwortung der für die automatisierte Datenverarbeitung zuständigen und der 

auftraggebenden Stellen hinsichtlich der Ordnungsmäßigkeit, Funktionsfähigkeit, 

Wirtschaftlichkeit und Sicherheit der Verfahren nicht berührt. 



 

Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 7:  

 

1. Deutliche Angaben im Prüfungsbericht (oder in einer Zusammenstellung als Anlage zum 

Prüfungsbericht) über die erfassten Prüfungsgebiete und Art und Umfang der 

Prüfungshandlungen helfen, bei nachfolgenden Prüfungen Doppelprüfungen zu 

vermeiden. Das ist besonders bei Abschlussprüfungen wichtig, weil bei der 

Rechnungsprüfung auf das Ergebnis der Abschlussprüfung mit abzustellen ist (Art. 106 

Abs. 3 GO, Art. 92 Abs. 3 LKrO, Art. 88 Abs. 3 BezO). 

2. Bei längerdauernden Prüfungen empfiehlt es sich, Teilberichte zu erstellen, diese wie 

einen Prüfungsbericht weiter zu behandeln und die wesentlichen Ergebnisse in dem 

abschließenden Prüfungsbericht unter Hinweis auf Teil- bzw. Sonderberichte mit zu 

verwerten. 

3. Im zusammengefassten Prüfungsergebnis ist 

- bei der Rechnungsprüfung auch auf die Finanzlage und die Ordnungsmäßigkeit der 

Verwaltungstätigkeit, 

- bei der Prüfung der Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe auch auf die 

wirtschaftlichen Verhältnisse und die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und 

- in beiden Fällen auf die damit zusammenhängenden Prüfungsfeststellungen 

einzugehen. 

4. Es dient einer zügigen Auswertung von Prüfungsergebnissen, wenn Erkenntnisse aus 

der Prüfung möglichst schon während oder zusammengefasst nach Beendigung einer 

Prüfung mündlich erörtert werden. 

5. Prüfungsfeststellungen, die auf Verfahren oder sonst auf die Arbeit der AKDB 

zurückzuführen sind, sind in einem besonderen Abschnitt oder einer besonderen Anlage 

zum Prüfungsbericht darzustellen. Die AKDB ist nach Möglichkeit vorher zu diesen 

Prüfungsfeststellungen zu hören. 

 

Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 8:  

1. Die weitere Behandlung der Prüfungsberichte bei den geprüften Körperschaften richtet 

sich nach den einschlägigen Bestimmungen in den Kommunalgesetzen und den 

ergänzenden örtlichen Regelungen. 



2. Die Übersendung einer höheren Zahl von Berichten über überörtliche Prüfungen und 

Berichten über Abschlussprüfungen an die geprüfte Körperschaft bleibt einer 

besonderen Anforderung vorbehalten. 

3. Die Bedeutung der Rechnungs- und Kassenprüfungen und der Abschlussprüfungen 

erfordert, dass die kommunalen Körperschaften zügig die Prüfungsberichte auswerten 

und die Entscheidungen ihrer zuständigen Organe herbeiführen. 

4. Die Rechtsaufsichtsbehörden erhalten die Prüfungsberichte in erster Linie zur 

Unterrichtung. Es liegt in ihrem Ermessen, zur weiteren Information auch die Berichte 

über örtliche Prüfungen anzufordern. 

5. Die Rechtsaufsichtsbehörden haben aufgrund der Prüfungsberichte zu entscheiden, 

- ob, in welchem Umfang und in welcher Weise es veranlasst erscheint, beratend tätig 

zu werden und sich weiter zu informieren und 

- bei welchen Prüfungsfeststellungen rechtsaufsichtliche Maßnahmen geboten sind. 

Auf eine zügige Bereinigung der Beanstandungen ist zu achten. 

Zu Anregungen sollen Berichte nur dann angefordert werden, wenn die Anregungen 

eine grundsätzliche oder wichtige Angelegenheit betreffen, die eine Unterrichtung über 

die Auffassung der geprüften Körperschaft zweckmäßig erscheinen lässt. 

Im Übrigen ist die Körperschaft – soweit Anlass besteht – anzuhalten, in ihrem eigenen 

Interesse den Anregungen entsprechende Bedeutung beizumessen. 

6. Die Fachaufsichtsbehörden sind, soweit veranlasst, einzuschalten. 

7. Die Rechtsaufsichtsbehörden sollen das jeweilige Prüfungsorgan zu der Bereinigung der 

Prüfungsfeststellungen in Einzelfällen gutachtlich hören, wenn das wegen der 

Schwierigkeit des Sachverhalts oder wegen der Besonderheit der örtlichen Verhältnisse 

oder einer von den Prüfungsfeststellungen abweichenden Darstellung der Sachverhalte 

durch die geprüfte Körperschaft zweckmäßig erscheint. 

8. Die Rechtsaufsichtsbehörden unterrichten in den Fällen des § 8 Abs. 2 die obere 

Rechtsaufsichtsbehörde. In dem Zuleitungsschreiben sind die einschlägigen 

Prüfungsfeststellungen (durch Angabe der Fundstelle) zu bezeichnen und der Inhalt in 

Stichworten und die bereits eingeleiteten oder vorgesehenen Maßnahmen anzugeben. 

In besonders gelagerten Fällen und in Fällen grundsätzlicher Art unterrichten bei 

Prüfungen bei kreisangehörigen Gemeinden die Regierungen das Staatsministerium des 

Innern. 



9. Die Rechtsaufsichtsbehörden unterrichten über Prüfungsfeststellungen, die auf 

Verfahren und sonst auf die Arbeit der AKDB zurückzuführen sind  (siehe VV Nr. 5 zu § 

7), das Staatsministerium des Innern unmittelbar (§ 3 der V vom 26. Mai 1971, BayRS 

2020-9-I). 

10. Der Bayerische Kommunale Prüfungsverband unterrichtet das Staatsministerium des 

Innern jährlich bis zum 15. März über den Stand der überörtlichen Rechnungsprüfungen 

und, soweit die zu prüfenden Körperschaften kein eigenes Rechnungsprüfungsamt 

haben (vgl. § 3 Abs. 3 KommPrV), auch über den Stand der überörtlichen 

Kassenprüfungen in Anlehnung an Abschnitt II der Anlage zu VV Nummer 6 zu §§ 9 und 

10. 

11. Ergibt sich aus Prüfungsberichten, dass eine kommunale Körperschaft offensichtlich 

Mitteilungs- oder Rückzahlungspflichten aufgrund eines Zuwendungsbescheids nicht 

nachgekommen ist, unterrichtet die Rechtsaufsichtsbehörde darüber die jeweilige 

Bewilligungsbehörde. 

 

Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 10:  

Geschäftsgang 

1. Staatliche Rechnungsprüfungsstellen der Landratsämter sind überörtliche 

Prüfungsorgane der Landratsämter als Staatsbehörden. Sie haben die Bezeichnung 

„Staatliche Rechnungsprüfungsstelle des Landratsamtes ...“ 

2. Es ist auch Aufgabe der staatlichen Rechnungsprüfungsstellen, innerhalb des 

Landratsamtes beratend bei der Rechtsaufsicht über alle kreisangehörigen Gemeinden 

und andere kommunale Körperschaften und kommunale, kommunal verwaltete 

Stiftungen sowie bei Zuwendungsverfahren mitzuwirken.  

3. Bei jeder Rechnungsprüfungsstelle ist ein Verzeichnis über die dem Prüfungsbereich 

zugehörigen Körperschaften und Stiftungen zu führen. Die Rechnungs- und 

Kassenprüfungen, die besonderen Prüfungen und die Gutachten sind gesondert 

nachzuweisen. 

4. Die Prüfungsberichte, Gutachten und sonstigen Schriftstücke werden mit der 

Bezeichnung „Staatliche Rechnungsprüfungsstelle des Landratsamtes ...“ ausgefertigt 

und von dem zuständigen Rechnungsprüfungsbeamten unterzeichnet, vom Stellvertreter 

mit dem Zusatz „i. V.“ 

5. Für die Zuweisung ausreichenden und geeigneten Hilfspersonals und die Bereitstellung 

des nötigen Sachbedarfs hat der Landkreis zu sorgen (Art. 53 Abs. 2 LKrO). 



6. Die Rechnungsprüfungsstellen unterrichten jeweils bis zum 1. Februar die Regierung 

über ihre Tätigkeit im abgelaufenen Jahr nach der Anlage in doppelter Fertigung. Das 

Landratsamt nimmt dazu Stellung. 

Es steht im Ermessen der Regierungen, sich während des Jahres über den 

Prüfungsablauf nach Bedarf, insbesondere dann, wenn Prüfungsrückstände zu 

bereinigen sind, zusätzlich unterrichten zu lassen. 

7. Die Rechnungsprüfungsbeamten müssen gut beurteilt sein und die für ihren Dienst 

erforderlichen rechtlichen und wirtschaftlichen Kenntnisse besitzen. Sie müssen die 

kameralistische Buchführung beherrschen und sollen mit den Grundzügen der 

kaufmännischen Buchführung vertraut sein. Sie haben sich über einschlägige 

Bestimmungen zu unterrichten und sich fortzubilden. 

8. Über ein Angehörigenverhältnis im Sinn des Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG zwischen einem 

Rechnungsprüfungsbeamten und einer der in Art. 100 Abs. 3 GO genannten Personen 

in einer kommunalen Körperschaft seines Prüfungsbereichs ist die Regierung 

unverzüglich zu unterrichten. 

9. Die Rechnungsprüfungsstellen können zeitnah und materiell vertieft nur prüfen, wenn sie 

qualitativ und quantitativ ausreichend besetzt sind, grundsätzlich nicht mit anderen 

Aufgaben belastet werden und Rechnungsprüfungsbeamte, aber auch Prüfungsgehilfen 

ausschließlich beim Vorliegen ganz besonderer Gründe ausgewechselt werden. Nur bei 

einer länger dauernden gleichen personellen Besetzung können sich die Bemühungen 

um Fortbildung und Erfahrungsaustausch (vgl. die Nrn. 7 und 13) auswirken. 

10. Die zeitgerechte und ordnungsmäßige Abwicklung der Aufgaben der 

Rechnungsprüfungsstelle darf durch zusätzliche Arbeiten nicht gefährdet werden. Auch 

die Übertragung von Vertretungen bedarf der vorherigen Genehmigung der Regierung (§ 

10 Abs. 4). 

Aufgaben der Regierungen 

11. Es ist darauf zu achten, dass als Rechnungsprüfungsbeamte nur geeignete staatliche 

Beamte des gehobenen Verwaltungsdienstes der allgemeinen inneren Verwaltung (VV 

Nr. 7) bestellt werden. Sie sollen nur beim Vorliegen ganz besonderer Gründe 

ausgewechselt werden (VV Nr. 9). Die Federführung liegt bei dem für kommunale 

Angelegenheiten bzw. für kommunale Finanzangelegenheiten zuständigen Sachgebiet 

der Regierung. Dem Staatsministerium des Innern ist ein Abdruck der Bestellung in 

zweifacher Fertigung zu übermitteln; dabei ist auch darzulegen, warum eine 

Neubestellung notwendig wurde. 



12. Den Regierungen obliegt es, darüber zu wachen, dass die Rechnungsprüfungsstellen 

ordnungsgemäß, zeitnah und wirksam prüfen. Mit diesen Aufgaben sind Beamte mit der 

in VV Nr. 7 zu §§ 9 und 10 genannten Eignung zu betrauen. Sie werden nach Anhörung 

der Regierung vom Staatsministerium des Innern bestellt und abberufen. 

13. Die Mitteilungen der Rechnungsprüfungsstellen nach VV Nr. 6 sind unverzüglich 

auszuwerten; soweit erforderlich, ist auf die Bereinigung von Mängeln hinzuwirken. 

Die Regierungen unterrichten das Staatsministerium des Innern jährlich bis zum 15. 

März über die Tätigkeit der Rechnungsprüfungsstellen durch Übersenden einer 

Ausfertigung dieser Mitteilungen. Dabei nehmen sie zusammengefasst Stellung und 

geben an, welche Maßnahmen nach VV Nr. 14 (voraussichtlicher Zeitpunkt und 

vorgemerkte Besprechungspunkte) und VV Nr. 15 (in welchen Fällen und aus welchen 

Gründen) im laufenden Jahr vorgesehen sind. Besondere Schwierigkeiten und 

Feststellungen sind unabhängig davon bei gegebenem Anlass mitzuteilen. 

14. Der Fortbildung und dem Erfahrungsaustausch der Prüfer ist besondere Aufmerksamkeit 

zu widmen. Mindestens jährlich einmal ist eine Dienstbesprechung abzuhalten. Dabei 

sollen aktuelle Fragen des kommunalen Finanzwesens, im besonderen abgestellt auf 

die Aufgaben der Rechnungsprüfungsstellen, behandelt werden. Abdruck der Einladung 

zu jeder Dienstbesprechung ist dem Staatsministerium des Innern zu übersenden. 

Darüber hinaus haben sich die Fortbildung und der Erfahrungsaustausch in 

Arbeitsgemeinschaften sehr bewährt. Die Regierungen werden gebeten, auch diese 

Bemühungen weiter zu fördern. 

15. Die Regierungen haben sich auch von der ordnungsgemäßen Abwicklung der Aufgaben 

der Rechnungsprüfungsstellen an Ort und Stelle in der Regel alle sechs Jahre im 

Rahmen der Amtsbesichtigungen oder, wenn dazu besonderer Anlass besteht, auch 

vorher, zu überzeugen. Das kann der Fall sein, wenn ein neuer 

Rechnungsprüfungsbeamter einzuarbeiten ist, wenn sich größere Prüfungsrückstände 

gebildet haben oder wenn Schwierigkeiten im Geschäftsgang der 

Rechnungsprüfungsstelle bekannt wurden. Es ist jeweils eine Niederschrift zu fertigen. 

Dem Landratsamt werden mindestens zwei Ausfertigungen der Niederschrift übersandt. 

Dabei sind die notwendigen Anweisungen und Empfehlungen zu geben. Ein Abdruck 

des Schreibens an das Landratsamt und ein Abdruck der Niederschrift sind dem 

Staatsministerium des Innern zu übersenden. 
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